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Erſcheint jeden Dienstag und Freitag 4 Uhr Nachmittags. 


Nr. A. 


Dienstag, den 12. Juli 1892. 


Jahrgang J. 


1 K zo. Für Wien: ohne Zuſtellung ganzjährig 6 fl., halbjährig 3 fl., e a u 
Pränumerationspreiſe . „ mit Zuſtellung ganzjährig 7 fl., halbjährig 3 fl. 50 kr. | Für die Provinz: ganzjährig 8 fl. albjährig 4 fl. 
Einzelnexemplare a 10 kr. im Redactionslocale im Rathhauſe. 


Gemeinderath. 
Stenographilder Bericht 


über die öffentliche Sitzung des Gemeinderathes der k. k. 

Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien vom 8. Juli 1892 

unter dem Vorſitze des Bürgermeiſters Dr. Johaun 

Nep. Prix und des Vice-Bürgermeiſters Dr. Franz 
Borſchke. 


Bürgermeifler Dr. Prix: Die Sitzung iſt eröffnet. 

1. Die Herren Gem.⸗Räthe Pollak und Dr. Lerch ent— 
ſchuldigen ihr Ausbleiben von der heutigen Sitzung wegen Un— 
wohlſeins. 

2. Herr Gem.⸗Rath Schrenckh erſucht um einen Urlaub 
von vierzehn Tagen. — Keine Einwendung. 

3. Herr Gem.⸗Rath Schmidt um einen Urlaub von zwei 
Monaten, vom 15. Juli an. — Keine Einwendung. 

4. Herr Gem.⸗Rath Rauſcher vom 15. Juli bis 14. Sep⸗ 
tember. — Keine Einwendung. 


5. Herr Gem.⸗Rath Villicus vom 12. Juli bis 15. Sep⸗ 


tember. — Keine Einwendung. 

6. Ferner Herr Gem.-Rath Boſchan um einen Urlaub von 
vier Wochen, und zwar die erſte Hälfte Mitte Juli, die andere 
Hälfte Mitte Auguſt. — Keine Einwendung. 

7. Endlich bitte ich die Herren, mir einen Urlaub vom 
15. Juli bis Ende Auguſt zu bewilligen. — Keine Ein⸗ 
wendung. 

Ich bitte nun, die Einläufe bekanntzugeben. 


Schriftführer Gem.⸗Rath Bagorski (liest): 
8. Interpellation des Gem.-Nathes Büſch: 


Die Unter-Meidlinger Feuerwehr hat im Monate März l. J. bei dem 
löblichen Magiſtrate um Matratzen für die bei Nachtdienſt, heute auf nacktem 


[Drahtbetteinſatz liegende Mannſchaft, jo auch um dringende Abgabe von Waſſer— 


ſchläuchen angeſucht, ohne dafs bis zur Stunde an dieſelbe ein Beſcheid er— 
floſſen oder dem Anſuchen Folge gegeben worden iſt. | 

In Anbetracht deſſen, dajs die für den freiwilligen Feuerwehrdienſt ſich 
aufopferude Mannſchaft tagsüber ihrem Privatberufe ſich widmen muſs, des 
nachts dagegen nicht menſchlich ausruhen kann, und 

in Aubetracht deſſen, daſs bei Ausbruch eines Brandes die bisher ſtramm 
disciplinierte Feuerwehrmannſchaft in ihrer Functionierung, wie gewohnt, 
präciſe einzugreifen gehemmt iſt, hiedurch die Objecte ſowie die Menſchenleben 
leicht bedroht ſein können, und 

im Hinblicke, dafs viele beitragende Mitglieder ihre Beitragsleiſtung zur 
Erhaltung der freiwilligen Feuerwehr verſagt haben, der Feuerwehrhauptmann 
nicht noch größere Opfer aus eigenem zum Wohle der Bewohner bringen 
kann als bisher, ſomit auch dieſe große und eine der beſten Feuerwehren 
einer Auflöſung entgegengeht, erlaube ich mir, an den ſehr geehrten Herrn 
Bürgermeiſter die ergebene Anfrage zu richten: 

Ob derſelbe geneigt iſt, im Intereſſe der Haus— 
beſitzer und der anderen Steuerträger im XII. Bezirke, 
ſowie im Intereſſe der communalen Caſſa zu veranlaſſen, 
daſs dem Anſuchen der gedachten freiwilligen Feuer— 
wehr eheſtens entſprochen werde; und im anderen Falle, 

was gedenkt der Herr Bürgermeiſter zu thun bei 
fallſig eintretender Auflöſung auch dieſer Feuerwehr, 
damit den Steuerträgern keine Gefahr bei Ausbruch 
eines Brandes erwachſe? 


Bürgermeiſter: Ich werde dieſe Interpellation in der 
nächſten Sitzung beantworten. 

Schriftführer Gem.-Rath Zagörski (liest): 

9. Antrag des Gem.-Nathes Seiler und Genoſſen: 

Die Gehwege im Stadtparke ſind infolge einer vernachläſſigten Inſtand— 
haltung nach einem Regenwetter theilweiſe fo kothig, dafs dem Publicum beim 
Beſuche dieſes beliebten Erholungsortes jeder Spaziergang nach einem — auch 
nicht lange andauernden Regen — verleidet wird. Mit Rückſicht darauf, dass 
der Stadtpark der Stadt Wien zur Zierde gereicht, und von Einheimiſchen und 
Fremden ſtets zahlreich beſucht wird, wäre eine Vernachläſſigung dieſer Anlagen 
unverantwortlich. 

Die Unterzeichneten ſtellen daher den Antrag: 

Der Gemeinderath wolle beſchließen, es ſei ſofort 
zu veranlafjen, daſs ſämmtliche Gehwege im Stadtparke 
mit gutem Materiale friſch beſandet und ſtets in beſtem 
Zuſtande erhalten bleiben. 

Würgermeiſter: An den Stadtrath. 
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Schriftführer Gem.-Nath Bagörski (liest) : 
10. Antrag des Gem.-Nathes Dehm und Genoſſen: 


Eine der ſchönſten Straßen in Wien iſt unſtreitig die Kolingaſſe, und 


bildet dieſelbe gewiſs eine Zierde der Umgebung der Votivkirche. Trotzdem aber 
dieſe Straße ſeit nahezu zwanzig Jahren beſteht und nur ein kurzer Theil 
derſelben erſt in den letzten ſechs Jahren ausgebaut wurde, iſt dieſelbe noch 
immer nicht gepflaſtert und die Beſchotterung fo ſchlecht erhalten, dafs bei 
trockenem Wetter daſelbſt hohe Staubmaſſen lagern, die bei naſſer Witterung 
dagegen ſich zu einem zähen Kothmeer verwandeln und jede Paſſage nahezu 
unmöglich machen. 

Ferner wird ein Theil der Kolingaſſe auch von der Tramway befahren, 
und erſchweren die genannten Übelſtände das Ein- und Ausſteigen außer⸗ 
ordentlich. 0 

In Anbetracht deſſen ſtellen demnach die Gefertigten den Autrag: 

Es ſei die Pflaſterung der Kolingaſſe in zwei Bau— 
perioden, und zwar im Jahre 1893 und 1894 vor— 
zunehmen, und möge für die erſte Hälfte im Budget 
1893 vorgeſorgt werden. 

Dürgermeifler: Au den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Rath Zagörski (liest): 

11. Antrag des Gem.-Nathes Veutnitz: 


In der den XV. Bezirk bildenden Gemeinde Fünfhaus wurden in den 


Sommermonaten die am meiſten frequentierten Straßen des Tages dreimal 


beſpritzt. Jetzt geſchieht dies in ſämmtlichen Straßen dieſes Bezirkes nur zwei— 
mal des Tages. | 

Durch den Ausfall der dritten Beſpritzung entwickeln ſich des Nachmittags 
wahre Staubwolken, worunter die Paſſanten, die Wohuparteien, aber insbeſondere 
die Geſchäftsleute beläſtigt und geſchädigt werden. 

In Erwägung dieſes Übelſtandes erlauben ſich die Unterzeichneten den 
Antrag zu ſtellen: 

Es ſeien die am ſtärkſten frequentierten Straßen 
dieſes Bezirkes dreimal des Tages zu beſpritzen. 

Mürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.⸗Rath Zagörski (liest): 


12. Antrag des Gem.⸗Kathe⸗ Weitmann und Genoſſen: 

Auläſslich der Verhandlungen des Gemeinderathes über den mit der 
„Juternationalen Druckluft- und Elektricitäts⸗Geſellſchaft in Wien“ abzuſchließenden 
Vertrag wurde mit Recht auf die hohe Bedeutung dieſer Motorengattung für 
den kleingewerblichen Betrieb hingewieſen. 

Der Vertrag mit der genannten Geſellſchaft kam nun nicht zuſtande, da 
die Geſellſchaft die Bedingungen der Gemeinde als unanuehmbar bezeichnete 
und auf die Mittheilung der Gemeinderaths-Beſchlüſſe uicht antwortete. 

Bei der hohen Bedeutung, welche nun die Frage einer möglichſt billigen 
und praktiſchen Beſchaffung mechaniſcher Arbeitskraft insbeſondere für das Klein⸗ 
gewerbe hat, erlauben ſich die Gefertigten den Antrag zu ſtellen: 

Es ſei der Magiſtrat zu beauftragen, die erforder— 
lichen Erhebungen zu pflegen, ob nicht im Wege der eigenen 
Regie der Gemeinde die Einrichtung und der Betrieb 
ſolcher Luftdruckmotoren für die Zwecke des Klein— 
gewerbebetriebes zu ermöglichen fei. 

Bürgermeiſter: An den Stadtrath. 

Schriftführer Gem.-Nath Zagörski (liest): 

13. Antrag des Gem.-Nathes Brauneiß: 


Der ehemalige politiſche Bezirk Sechshaus ift einer der volks- und induſtrie⸗ 
reichſten Bezirke; es wurde bereits vor Jahren angeregt, dafs in dieſem Bezirke 
eine höhere Gewerbeſchule analog der Staatsgewerbeſchule errichtet werden ſollte; 
es war auch ſchon der Platz hiezu auserſehen, nämlich dort, wo ſich das heutige 
alte Bezirks-Krankenhaus Sechshaus befindet. 

Durch die Einverleibung der Gemeinde dieſes Bezirkes iſt die ganze 
Angelegenheit in Vergeſſenheit gerathen. N 
Der ergebenſt Gefertigte erlaubt ſich demnach den Antrag zu ſtellen: 

Der löbliche Gemeinderath wolle beſchließen: Daſs 
eine höhere Gewerbeſchule analog der Staatsgewerbe— 
ſchule in dem Gebiete des ehemaligen Bezirkes Sechs— 
haus, beſtehend aus den jetzigen Gemeindebezirken XII, 
XIII, XIV und XV errichtet werde. | 

Vürgermeiſter: An den Stadtrath. — Wir ſchreiten zur Tages⸗ 
ordnung. Ich erſuche Herrn Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter, zu 
referieren. 8 
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14. Referent Bice-Bürgermeifler Dr. Richter: Ich habe 
die Ehre, Bericht zu erſtatten über eine Zuſchrift des Herrn Statt— 
halters in Niederöſterreich, gerichtet an den Herrn Bürgermeiſter, 
datiert vom 25. Juni 1892, Z. 4083. Dieſe Zuſchrift lautet 
(liest): „Der Geſetzentwurf, betreffend die Ausführung der Wiener 
Verkehrsanlagen hat nunmehr die verfaſſungsmäßige Zuſtimmung 
beider Häuſer des Reichsrathes erlangt und wäre derſelbe ſohin 
zur allerhöchſten Sanction zu unterbreiten. Nachdem jedoch der 
vom Wiener Gemeinderathe ſeinerzeit gefaſste und in der Sitzung 


vom 22. April d. J. beſtätigte Beſchluſs vermöge der im 8 4 


desſelben geſtellten Bedingung hinſichtlich des Ausmaßes der bean- 
ſpruchten Beitragsleiſtung des Staates zu den Koſten der Wien— 
fluſs-Regulierung mit der einſchlägigen Beſtimmung im Punkte IX, 
Z. 4, des Programmes und Artikel II lit. e des vom Reichsrathe 
beſchloſſenen Geſetzentwurfes nicht übereinſtimmt, wäre die k. k. 
Regierung nur daun in der Lage für den letzteren die Ertheilung 
der allerhöchſten Sauction in Antrag zu bringen, wenn zuvor die 


Gemeinde Wien ſich durch Fallenlaffen der obigen in ihren Be— 


ſchluſs aufgenommenen Bedingung mit der übereinſtimmenden 
Willenserklärung der beiden Häuſer des Reichsrathes in Einklang 
geſetzt haben wird. 

Infolge Erlaſſes des Handelsminiſters vom 21. Juni 1892, 
3. 1882/4 M, ſtelle ich es daher Euer Hochwohlgeboren unter 
Bezugnahme auf den Bericht vom 25. April 1892, 3. 1141, 
anheim, der Dringlichkeit der Angelegenheit entſprechend, entweder 
eine Abänderung oder eine jeden Zweifel ausſchließende Inter— 
pretation des in Rede ſtehenden Gemeinderaths-Beſchluſſes herbei— 
zuführen und lade Sie ein, über dieſe neuerliche Beſchluſsfaſſung 
des Gemeinderathes eheſtens zu berichten. 

Ich glaube, hiebei vorausſetzen zu können, daſs Euer Hoch⸗ 
wohlgeboren ſich dafür einſetzen wollen, dafs, nachdem nunmehr 
die definitive Sicherſtellung der geſetzlich und adminiſtrativ bereits 
ausreichend vorbereiteten großen Arbeiten in Wien und die baldige 
Juangriffnahme der letzteren lediglich von der in Anregung gebrachten 
Beſchluſsfaſſung des Wiener Gemeinderathes abhängig iſt, die 
Gemeindevertretung Wiens ſich nicht etwa eutſchließt, die Reali— 
ſierung des vereinbarten Programmes über die großen öffentlichen 
Arbeiten in Wien wegen eines relativ wenig belangreichen Differenz⸗ 
punktes (lebhafter Widerſpruch und Oho-Rufe) über die Auslegung 
des gedachten Programmes zum empfindlichſten Nachtheil der Reichs- 
haupt- und Reſidenzſtadt durch ein zögerndes oder gar neuerlich 
ablehnendes Verhalten hinauszuſchieben oder gar zu verhindern.“ 

Dieſer Erlaſs war Gegenſtand einer eingehenden Berathung 
im Stadtrathe, und bevor ich den Antrag desſelben zu unter— 
breiten mir erlaube, will ich ganz kurz den Gang, welchen dieſe 
Angelegenheit genommen hat, recapitulieren. Es wurde ſeinerzeit 
das in einer Reihe von Sitzungen, in einer ſogenannten Enquete 
bei der k. k. Statthalterei berathene Programm dem Gemeinde— 
rathe vorgelegt und hier einer eingehenden Berathung unterzogen. 
In der Sitzung vom 27. Jänner d. J. hat der Gemeinderath 
dieſes Programm als Grundlage ſeiner Beſchluſsfaſſung acceptiert 
und eine Reihe von Beſtimmungen in ſeine Beſchlüſſe aufgenommen, 
aus denen ich eine, nämlich jene, welche ſich hierauf bezieht, zur 
Verleſung zu bringen mir erlaube. Es iſt dies der § 4 des am 
27. Jänner 1892 gefaſsten Beſchluſſes; dieſer lautet (liest): 
„Die Betheiligung der Gemeinde an den in § 1 genannten 
Verkehrsanlagen erfolgt unter der Bedingung, dafs dem Programm 
ſeitens des Landes Niederöſterreich und ſeitens des Staates zuge- 


AI — 2-4 NN NN 


— — 


ſtimmt werde, dafs behufs der Betheiligung des Landes und 
Staates an der Verzinſung und Tilgung des aufzunehmenden 
Anlehens die verfaſſungsmäßige Genehmigung erwirkt werde und 
daf3 bezüglich der Wienfluſs⸗Regulierung ſowohl der Staat, als das 
Land Niederöſterreich die Verzinſung und Tilgung jenes Anlehen- 
betrages übernehmen, welcher zur Beſchaffung des nach Maßgabe 
des Baufortſchritts auszuzahlenden, auf das Land und den Staat 
entfallenden effectiven Betrages von je 5 Millionen Gulden nebſt 
den auflaufenden Intercalarzinſen erforderlich iſt.“ Dieſe Faſſung, 
welche der Gemeinderath ſeinerzeit feinem Beſchluſſe gegeben hat, 
baſiert auf verſchiedenen Beſtimmungen des Programmes; es iſt 
da zunächſt darauf zu verweiſen, daſs nach §S 1 des Programmes 
die ſämmtlichen unter dem Namen „Verkehrsanlagen für Wien“ 
inbegriffenen Arbeiten, nämlich der Bau der Wiener Stadtbahn, 
die Regulierung des Wienfluſſes unter gleichzeitiger Anlage von 
beiderjeitigen Sammeleanälen, die Anlage von Hauptſammel⸗ 
canälen beiderſeits des Donaucanals, die Umwandlung des Donau— 
canals in einen Handels- und Winterhafen, als ein Werk zuſammen⸗ 
gefaſst werden, deſſen Ausführung der zu ereierenden Commiſſion 
für die Verkehrsanlagen als Aufgabe geſetzt wird. Bezüglich der 
Wienfluſs⸗Regulierung — mit dieſer befasst ſich nämlich der 
Artikel 4 des Programmes — wird gejagt, dafs dieſe Wienfluſs— 
Regulierung die Vorausſetzung der Durchführung jener Linien der 
Stadtbahn iſt, welche in dem Wienfluſsbette oder Wienfluſsthale 
aus dem Centrum der Stadt bis an die Peripherie geführt werden 
ſollen, aus dem Centrum der Stadt bis zur Peripherie und bis 
zur Verbindung an die Weſtbahn. Es iſt daraus ſelbſtverſtändlich 
der Schluss zu ziehen, daſs dieſe Arbeit ausgeführt werden mufs, 
bevor an die Anlage der Wienthallinie gedacht werden kann. 

In dem vorletzten Abſatze des Art. IV wird gejagt, daſs die 
Ausführung der Wienfluſs⸗Regulierung, deren Koſten ohne die 
Einbeziehung dieſer gewiſſen Überkoſten für die Widerlager- 
verſtärkungen auf 15 Millionen veranſchlagt ſind, auf zwei Bau— 
perioden zu vertheilen ſeien. Die erſte Bauperiode endet im 
Jahre 1895, die zweite im Jahre 1900. Es wird dann geſagt, 
was in der erſten Bauperiode zu vollenden iſt, und zum Schluſſe 
heißt es: Das iſt alſo ſo durchzuführen, in einem ſolchen Umfange, 
dass die ſeitlichen Ableitungscanäle in dieſer Strecke fertiggeſtellt 


werden und die Anlage der Bahn innerhalb dieſes Termines er⸗ 


möglicht wird. In dem Art. IX des Programmes wird dann von 
der Aufbringung der erforderlichen Geldmittel für die Ausführung 
und Inſtandhaltung der projectierten Werke geſprochen. Da heißt 
es, daſs eine Commiſſion gebildet wird, und daßſs dieſe ein ge— 
meinſames Anlehen aufnehmen wird, für deſſen höchſtens  vier- 
percentige Verzinſung und Tilgung innerhalb längſtens 90 Jahren 
der Staat, das Land und die Gemeinde Wien nach dem im 
Folgenden feſtgeſtellten Verhältniſſe aufzukommen haben. In Punkt 4 
dieſes Artikels wird, nachdem zuerſt die Stadtbahn, dann die 
Hauptſammelcanäle, dann der Donaucanal und die Wienfluj3- 
Regulierung erwähnt worden ſind, geſagt: „An den Capitalslaſten 
haben theilzunehmen bei der Wienfluſs-Regulierung der Staat und 
das Land je mit einem Jahresbetrage, welcher zur Verzinſung und 
Tilgung eines Anlehensbetrages von je fünf Millionen erforderlich 
iſt, während das reſtliche Erfordernis für die Verzinſung, Tilgung 
u. ſ. f. von der Gemeinde Wien zu beſtreiten fein wird.“ Es wurde 
dieſe Beſtimmung im Zuſammenhalte mit der von mir zuerſt citierten 
des Art. IV immer fo aufgefafst, dafs darunter ein Barbetrag zu 
verſtehen ſei, und erſt ſpäter, aus Anlaſs der Berathung des Pro- 
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grammes im niederöſterreichiſchen Landtage, wurde die Behauptung 
aufgeſtellt, daßs darunter keine Barzahlung zu verſtehen ſei, ſondern 
nur ein Anlehensbetrag. 

Wenn auch vielleicht über dieſen Punkt möglicherweiſe Zweifel 
beſtehen könnten, jo beſteht doch kein Zweifel darüber, daſs die 
Zahlung der Beiträge, welche die anderen Curien zu dieſem Werke 
beizuſteuern übernommen haben, doch ſtattfinden müſſen nach Maß⸗ 
gabe des Erforderniſſes, d. i. nach Maßgabe des Bedarfes, welchen 
das Fortſchreiten des Baues erzeugt. Es kann das einem Zweifel 
nicht unterliegen. Es wird alſo, wie bereits erwähnt, das ganze 
als einheitliches Werk dargeſtellt, es iſt ein gemeinſames 
Anlehen aufzunehmen, die Gemeinde Wien hat, um die Grundlage 
für die Wienthallinie zu ſchaffen, die Wienfluſs⸗Regulierung aus⸗ 
zuführen, und iſt mit den Koſten derſelben auf die Beiträge der 
anderen Curien angewieſen. 

Nun heißt es im Art. X, daſs aus dem Fond, welcher zu 
bilden iſt, zu bezahlen ſind: Die Auslagen für die Verzinſung und 
Tilgung des vorgedachten Aulehens, dann die Auslagen für die 
Herſtellung, Ausrüſtung und Jubetriebſetzung der von der Com— 
miſſion auszuführenden Verkehrsanlagen einſchließlich der that— 
ſächlich auflaufenden Intercalarzinſen. 

Nach all dem hielten ſich die Vertreter der Gemeinde für 
berechtigt, anzunehmen — und auch der Gemeinderath hat dieſe 
Anſchauung getheilt — dass die Beiträge des Staates geleiſtet 
werden müſſen zur Zeit, wo der Bedarf eintritt, nämlich nach Fort— 
ſchreiten des Baues. Es iſt aber in der Vorlage, welche die Re— 
gierung dem Abgeordnetenhauſe gemacht hat, im Art. II das erſte— 
mal eine andere Anſchauung zutage getreten. Es wurde nämlich 
in dieſem Art. II der Regierungsvorlage am Schluſſe folgender 
Paſſus formuliert (liest): „Die hienach vom Staate vom Jahre 
1898 angefangen zu leiſtenden jährlichen Beiträge zur Verzinſung 
und Tilgung des von der Commiſſion aufzunehmenden gemeinſamen 
Anlehens find im Staatsvoranſchlage des betreffenden Jahres ein— 
zuſtellen,“ obwohl es in dem Art. II heißt, daſs die Regierung 
ermächtigt werde, die im Punkt 9, 2. Abſ. des Programmes, vor⸗ 
geſehene Beitragsleiſtung des Staates zur vierpercentigen Ver— 
zinſung des behufs der Geldbeſchaffung für die obigen Verkehrs— 
anlagen aufzunehmenden gemeinſamen Anlehens und zur Tilgung 
desſelben zuzuſichern gegen dem, dafs auch die anderen Curien die 
in dem Programme formulierten Verpflichtungen übernehmen. 

Dieſe Beſtimmung hat ſeinerzeit Aufſehen erregt, es hat der 
Gemeinderath ſich mit dieſer Abweichung von ſeiner Anſchauung 
und ſeinen Beſchlüſſen beſchäftigt, und nachdem es nicht mehr Zeit 
war, noch während der Berathung des Abgeordnetenhauſes die 
Beſchluſsfaſſung des Gemeinderathes herbeizuführen, wurde eine 
Petition an das Herrenhaus beſchloſſen, welche ſich wohl in Ihren 
Händen befinden dürfte, und in welcher Petition die Nechtsan- 
ſchauung der Gemeinde ausführlich dargethan iſt. 

Es wird insbeſondere in dieſer Petition ausgeführt, dass die 
Anschauung, daſs von dem zur Wienfluſs-Regulierung gewährten 
Staatsbeitrage die Zwiſchenzinſen vom Capitale zu bezahlen ſind, 
in dem Geſetzentwurfe vertreten werde. 

Nun wird dagegen angeführt, dass die von mir bereits er— 
wähnte Regierungsvorlage unter Bezug auf die Beſtimmungen des 
Programmes eine andere Deutung zulaſſe. Es wird in der Petition 
darauf verwieſen, daſs in dem ſohin gefassten Beſchluſſe des Ab- 
geordnetenhauſes dieſe Anſchaunng viel ſtrenger und präciſer formu— 
liert werde, daſs insbeſondere die Citation der Beſtimmungen des 
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Programmes weggefallen iſt, und dass die Beſtimmung des Be— 
ſchluſſes des Abgeordnetenhauſes im Artikel II, Punkt e jeden 
Zweifel darüber ausſchließt, daſs die Gemeinde nicht darauf zu 
rechnen habe, dass ſie fünf Millionen Gulden als Beitrag vom 
Staate zu bekommen hat und bekommen werde, ſondern dafs fie, 


wie es hier heißt, bezüglich der Wienfluſs⸗Regulierung vom 1. Jänner 


1898 angefangen zu rechnen habe auf die Verzinſung und Tilgung 
eines Nominalbetrages von fünf Millionen des genannten An⸗ 
lehens. Dieſe Petition, welche den Standpunkt der Gemeinde 
in entſchiedenſter Weiſe vertritt, wurde dem Herrenhauſe rechtzeitig 
unterbreitet, jedoch wurde auf die Ausführungen derſelben keine 
Rückſicht genommen, und das Herrenhaus hat ſich der Beſchluſßs— 
faſſung des Abgeordnetenhauſes angeſchloſſen. 

Die Berathungen, welche im Stadtrathe gepflogen wurden, 
giengen im weſentlichen dahin, dafs einerſeits eine Anſchauung 
ſich geltend machte, es ſei dem Gemeinderathe zu empfehlen, er 
möge auf ſeinem Beſchluſſe beharren, weil vom Rechtsſtandpunkte 
aus das Begehren der Gemeinde, wie es im § 4 des Beſchluſſes 
vom 27. Jänner 1892 formuliert iſt, vollſtändig begründet erſcheint. 
Die andere Anſchauung gieng dahin, man möge dieſen Beſchluſßs 
entſprechend dem geſtellten Anſinnen abändern, um nicht etwa den 
Vorwurf auf die Gemeinde zu laden, dass der Gemeinderath in 
letzter Minute das Zuſtandekommen dieſes Werkes durch ſeine 
Weigerung verzögert oder verhindert habe. Der Beſchluſs, welcher 
ſodann gefajst wurde, und welchen ich Ihnen hiemit unterbreite, 
lautet (liest): 

„Unter Feſthaltung des Standpunktes, welchen der 
Gemeinderath in ſeiner an das hohe Herrenhaus ge— 
richteten Petition eingenommen hat, und in Erwägung, 
daſßs der Gemeinderath eine Verantwortung für 
eine Verzögerung in der Durchführung der Ver— 
kehrsanlagen nicht auf ſich nehmen kann und will, 
endlich in der zuverſichtlichen Erwartung, daſs die 
hohe Regierung bei Erledigung der Linienwallfrage 
die Intereſſen der Gemeinde gebürend berückſichtigen 
werde, e der Gemeinderath, feinen Beſchluſs 
vom 27. Jänner 1892 im $ 4 abzuändern, wie folgt: 

§ 4. 

Die Betheiligung der Gemeinde an den im 8 1 
genannten Verkehrsanlagen erfolgt unter der Bedingung, 
daſs dem Programme ſeitens des Landes Nieder-Oſter— 
reich und ſeitens des Staates zugeſtimmt werde, daſs 
behufs der Betheiligung des Landes und des Staates 
an der Verzinſung und Tilgung des aufzunehmenden 
Anleihens die verfaſſungsmäßige Genehmigung erwirkt 
werde, und daſs bezüglich der Wienfluſs-Regulierung 
das Land Nieder— „Oſterreich die Verzinſung und Tilgung 
jenes Anlehensbetrages, welcher zur Beſchaffung des 
nach Maßgabe des Baufortſchrittes auszuzahlenden, 
auf das Land entfallenden effectiven Betrages von fünf 
Millionen Gulden nebſt den auflaufenden Zutercalar- 
zinſen erforderlich iſt — und der Staat vom 1. Jän⸗ 
ner 1898 angefangen, die Verzinſung und Tilgung 
eines Nominalbetrages von fünf Millionen Gulden des 
von der „Commiſſion für die Verkehrsanlagen in Wien“ 
aufzunehmenden, mit höchſtens 4 Percent verzinslichen 
und innerhalb längſtens 90 Jahren rückzahlbaren An— 
lehens — übernehmen.“ 
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Ich bemerke dazu, dass dieſe Faſſung bezüglich des Landes 
übereinſtimmt mit dem vom Landesausſchuſſe gefaſsten und ſohin 
vom Landtage genehmigten Beſchluſſe. Dieſer Beſchluſs lautet 
(liest): 

„Das Erzherzogthum Oſterreich u. d. Enns betheiligt ſich 
an der Ausführung der im § 1 bezeichneten Verkehrsanlagen und 
an dem hiefür nach Punkt 9 des Programmes zu bildenden Fonds, 
und zwar an der Verzinſung und Tilgung des aufzunehmenden 
Anlehens bezüglich der Koſten der Stadtbahn, der Anlage der Haupt⸗ 
Sammelcanäle beiderſeits des Donaucanales mit je 5 Percent, bezüglich 
der Umwandlung des Donaucanales in einen Handels- und Winter- 
hafen mit 25 Percent. Bezüglich der Wienfluſs⸗Regulierung über⸗ 
nimmt das Land die Verzinſung und Tilgung jenes Anlehens⸗ 
betrages, welcher zur Beſchaffung des nach Maßgabe des Bau— 
fortſchrittes auszuzahlenden, auf das Land entfallenden effectiven 
Betrages von 5,000.000 fl. nebſt den auflaufenden Intercalarzinſen 
erforderlich iſt. 

Die Betheiligung des Landes erfolgt unter der Bedingung, 
daſs dem Programme von Seite der Gemeinde Wien unter Über— 
nahme der daſelbſt feſtgeſetzten Beitragsleiſtung zugeſtimmt wird 
und das gedachte Programm insbeſondere auch behufs der dem— 
ſelben entſprechenden Betheiligung des Staates die verfaſſungsmäßige 
Genehmigung erlangt.“ 

Bezüglich des Staates iſt nun der Antrag ſo formuliert, wie 
er in dem Beſchluſſe des Ausſchuſſes des Abgeordnetenhauſes 
niedergelegt iſt; dortſelbſt heißt es, wie ich bereits verleſen habe 
(liest): „dafs bezüglich der Wienfluſs-Regulierung der Staat vom 
1. Jänner 1898 angefangen die Verzinſung und Tilgung eines 
Nominalbetrages von 5,000.000 fl. des obigen Anlehens über— 
nehme.“ 

Ich habe die Ehre, dieſen Antrag namens des Stadtrathes 
dem Gemeinderathe zu unterbreiten mit der Bitte, denſelben an— 
zunehmen. 

Gem.-Nath Dr. Lueger: Meine Herren! Ich bin ermächtigt, 
im Namen der Partei die Erklärung dahin abzugeben, dajs wir 
dem Antrage des Stadtrathes unſere Zuſtimmung nicht geben 
können. Wir werden hiezu durch folgende Gründe bewogen: 

Ich bemerke vor allem, dass die Feſthaltung des Standpunktes, 
welchen der Gemeinderath in ſeiner an das hohe Herrenhaus ge— 
richteten Petition eingenommen hat, nur dann einen Wert beſitzt, 
wenn der Standpunkt auch wirklich, d. h. durch einen Befchlufs 
feſtgehalten wird, daſs eine bloße Verwahrung in einem Beſchluſſe, 


die das Gegentheil von Feſthalten in ſich ſchließt, gar keinen, nicht 


einmal einen moraliſchen Wert beſitzt. 

Wir find zweitens der Meinung, dafs der Gemeinderath eine 
Verantwortung für eine Verzögerung in der Durchführung der 
Verkehrsanlagen nicht auf ſich zu nehmen hat, aus dem Grunde, 
weil, wie ich ſpäter nachweiſen werde, die alleinige und aus— 
ſchließliche Schuld, wenn eine ſolche Verzögerung eintritt, auf die 
Schultern der Regierung gewälzt werden muj3 und zu wälzen iſt. 

(Rufe links: Sehr richtig!) 

Wir find drittens der Meinung, dafs das Ausſprechen der 
zuverſichtlichen Erwartung, dafs die hohe Regierung bei Erledigung 
der Linienwallfrage die Intereſſen der Gemeinde gebürend berück⸗ 
ſichtigen werde, nicht einmal einen platoniſchen Wert beſitzt, weil 
nach den bisherigen Erfahrungen die Wünſche der Gemeinde Wien 
bezüglich der Linienwälle nicht nur nicht berückſichtigt wurden, 
ſondern die Regierung denſelben jo ſtricte entgegengehandelt hat, 
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daſs wohl auch für die Zukunft ein anderes Verfahren und ein 
anderes Verhalten nicht zu erwarten iſt. 

Wir find weiters der Meinung, daſs der Gemeinderath der 
Stadt Wien, als er dem Programme behufs Durchführung der 
Verkehrsanlagen in Wien zugeſtimmt hat, und zwar vielleicht 
ſowohl in einem großen Theile der Majorität, als bei allen Mit— 
gliedern der Minorität der Überzeugung war, dafs durch dieſes 
Programm der Gemeinde Wien große finanzielle Opfer auferlegt 
werden, welche ſie zu tragen durch das Geſetz nie und nimmer 
hätte verpflichtet werden können, daſs gegenüber dieſen großen 
finanziellen Opfern, welche der Gemeinde Wien durch das Pro- 
gramm auferlegt werden, die Beitragsleiſtung von Seite des 
Staates geradezu minimal zu nennen iſt, daſs alſo der Gemeinde 
Wien nicht von Seite des Staates ein Geſchenk gemacht wird, 
ſondern dass die Gemeinde Wien es iſt, welche in dieſem Programm 
dem Staate ein höchſt bedeutendes Geſchenk, in Form von Straßen, 
Gemeinde⸗Eigenthum und jährlicher Beitragsleiſtung macht. (Zu⸗ 
ſtimmung links.) 

Wir find weiters der Meinung, dajs der Gemeinderath mit 
ſeinen Beſchlüſſen, insbeſondere alſo auch mit dem Beſchluſſe vom 
27. Jänner 1892, § 4, ſich in vollem Rechte befindet und es freut 
uns, dafs wir uns in dieſer Beziehung im vollen Einklange mit 
allen Mitgliedern der Majorität, insbeſonders auch mit denen des 
Präſidiums befinden. 

Wenn nun derjenige, der im vollen Rechte iſt, auf ſeinem 
Rechte beharrt, dann iſt der Betreffende nicht verautwortlich für 
die Verzögerung, ſondern derjenige iſt eventuell verantwortlich für 
die Verzögerung, der ein Unrecht begehrt. (Sehr richtig! links.) 

Ich bitte Sie, dieſen Punkt genau zu beobachten. Wenn man 
dem Staate nur den kleinen Finger gibt, ſehr geehrte Herren, ſo 
nimmt er die ganze Hand und ein Nachgeben an einem ſo zweifel— 
loſen Rechte, wie es die Gemeinde Wien im vorliegenden Falle 
hat, würde vielleicht von ſchmerzvollen Folgen für die Zukunft 
begleitet ſein. Jetzt geben wir in einem Punkte nach und mit dem 
nämlichen Motive wird uns dann die Regierung zwingen, vielleicht 
in anderen, nicht bloß finanziellen, ſondern auch in anderen 
wichtigen Punkten nachzugeben. 

Alſo, wenn eventuell eine Verzögerung eintritt, jo iſt bei Auf- 
rechthaltung des. Gemeinderaths-Beſchluſſes nicht die Gemeinde 
Wien ſchuld an der Verzögerung, ſondern es trifft die Schuld 
ausſchließlich und allein die Regierung und ich ſtehe nicht an, zu 
erklären, dafs ich ſage — und ich glaube mich in Übereinſtimmung 
mit allen meinen Parteigenoſſen zu befinden — es iſt ſelten in 
einer ſo großen Frage von der Regierung kleinlicher, ich könnte 
beinahe den Ausdruck „ſchmutziger“ gebrauchen, gehandelt worden, 
wie uns gegenüber in dieſem vorliegenden Falle. Wir ſind weiters 
der Meinung, daſs die Regierung durch ihre Haltung in Frage 
der anzulegenden Bahnen ſich gegenüber den Wünſchen der 
Gemeinde Wien nicht nur nicht entgegenkommend, ſondern ſogar 
feindlich gezeigt hat. Es iſt ein feindſeliger Act gegenüber der 
Gemeinde Wien, dafs die wichtigſten Localbahnen — es ſind dies 
die Wienthallinie und die Donaucanallinie — nicht in eigener 
Regie von Seite der Commiſſion durchgeführt werden, ſondern dass 
dieſe Bahnen im Conceſſionswege an Privat-Geſellſchaften über⸗ 
tragen werden. Wir erblicken in dieſem Vorgange der Regierung 


nichts anderes, als daſs eine neue Tramway-Geſellſchaft in Wien 


geſchaffen wird. Bisher haben wir eine Pferde-Tramway--Geſellſchaft 
in Wien, wir werden in Zukunft eine Dampf-Tramwah-Geſellſchaft 


1739 


N N — E n TI N TUN IN 


KN 


in Wien haben und der Unterſchied zwiſchen beiden wird wirklich 
nur darin liegen, daſs bei der einen Pferde ziehen, bei der anderen 
Dampf die bewegende Kraft iſt. Das Publicum aber wird von 
beiden, ob Pferde oder Dampf, in gleicher Weiſe ausgebeutet 
werden. Wir ſind weiters der Meinung, dafs von der hohen 
Regierung durch die Vorlage allen Anforderungen, welche die 
Gemeinde Wien in Bezug auf Schönheit der Stadt vollauf zu 
ſtellen berechtigt iſt, geradezu ins Geſicht geſchlagen wird. Wir 
haben bisher nicht in Erfahrung gebracht, daſs von Seite des 
Staates auch nur das geringſte Entgegenkommen bekundet wurde. 

Wir haben auch weiters in Betracht gezogen — und ich muss 
im Sündenregiſter der Regierung fortfahren —, dafs die hohe 
Regierung gerade im Punkte der Linienwallgründe ſich gegenüber 
der Gemeinde in einer geradezu unqualificierbaren Weiſe be— 
nommen hat. 

Meine ſehr geehrten Herren! Auf einem Grunde, der urſprünglich 
wohl der Gemeinde Wien gehört hat, der uns durch ein nicht beſonders 
ſchönes Vorgehen rechtlich abgenommen wurde, ſo dafs er alſo jetzt 
rechtliches, freilich nur formell rechtliches Eigenthum des Staates iſt; 


auf einem Grunde, als deſſen Eigenthümer ſich der Staat mit aller 


Entſchiedenheit behauptet, hat man uns geſtattet, um unſer Geld 
Durchbrüche zu machen unter den möglichſten Verwahrungen. Man 
hat aber weiters die ehemaligen Mauthäuſer, alſo Baulichkeiten 
bei den alten Linien, wie Sie wiſſen, in der Weiſe benützt, dass 
man die in denſelben befindlichen Localitäten weiter vermietet; ja, 
man hat mir mitgetheilt, daſs diesbezüglich ſogar Mietverträge 
auf die Dauer von drei Jahren geſchloſſen wurden. (Rufe: Hört! 
Hört!) Wem man ſolche Dinge hört, wenn man weiß, dass in 
einer ſolchen unverantwortlichen Weiſe von Seite der hohen Re— 
gierung vorgegangen wird, dann muſs man ſich wirklich jagen: 
Es iſt ſchon mehr als die Milch der frommen Denkungsart, wenn 
hier die Erwartung ausgeſprochen wird, dass die hohe Regierung 
bei Erledigung der Linienwallfrage die Intereſſen der Gemeinde 
gebürend berückſichtigen werde. (Heiterkeit.) 

Meine Herren! Vom Referenten glaube ich nicht, daßs er 
das glaubt, weil ich weiß, dafſs das nicht ſein Antrag iſt, aber 
aufrichtig geſagt, ſelbſt von jenen Herren, die im Stadtrathe den 
Antrag geſtellt haben, glaube ich nicht, daſs ſie der Meinung ſein 
können, daſs eine ſolche Erwartung nach den Präjudizfällen, die 
wir erlebt haben, irgendwie eintreffen wird. 

Wir find aber noch weiterhin der Meinung, dafs auch in 
der Kaſernenfrage der Staat ſich der Gemeinde Wien gegenüber 
keineswegs entgegenkommend gezeigt hat, weil ſonſt auch in dieſer 
Frage ein anderes Verhalten hätte eingenommen werden müſſen, 
welches ſchon von vielen Seiten angeregt wurde und welches, wenn 
es durchgeführt worden wäre, beide Theile leicht hätte befriedigen 
können. 

Es hat ferner die hohe Regierung der Beſchäftigung der 
Arbeiter, der Beſchäftigung der öſterreichiſchen Gewerbsleute nicht 
das geringſte Entgegenkommen gezeigt und wir ſind nach wie vor 
der Meinung, daſs die Schaffung der Verkehrsanlagen der Be— 
völkerung Wiens nur dann von nennenswertem Vortheil ſein wird, 
wenn das Geld, welches ausgegeben wird, wirklich wieder zurück— 
ſtrömt. 

Wir haben auch weiters die Auſchauung, daſs der Gemeinde— 
rath der Stadt Wien verpflichtet iſt, dem Statthalter von Nieder— 
öſterreich zu zeigen, daſs er mit ſich nicht in dem Tone reden 
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läjst (Beifall), welchen der Herr Statthalter in feiner Zufchrift 
an den Bürgermeiſter anzuwenden beliebt. 

Es iſt das eine eigenthümliche Zumuthung des Statthalters 
von Niederöſterreich an den Bürgermeiſter, eines Beamten an einen 
freigewählten Mann (Sehr richtig !), eine eigenthümliche Zumuthung, 
dem Manne zu ſagen: „Du, Bürgermeiſter der Stadt Wien, ich 
erwarte, daſs Du gehorchſt; wenn Du nicht gehorchſt, biſt Du 
dafür verantwortlich“ oder ſonſt etwas Ahnliches. Meine Herren! 
In einem ſolchen Tone ſpricht kein Statthalter von Niederöſterreich 
mit einem Bürgermeiſter der Stadt Wien, und der Gemeinderath 
von Wien darf es nicht dulden, daſs man mit dem Bürgermeiſter 


der Stadt Wien in einer ſolchen Weiſe ſpricht. (Beifall und Hände⸗ 


klatſchen.) Es ſagt der Herr Statthalter auch noch weiters Folgendes: 
Er hofft, dafs die Gemeindevertretung von Wien ſich nicht 
etwa entſchließe, die Realiſierung des vereinbarten Programmes 
über die großen öffentlichen Arbeiten wegen geringfügiger Diffe— 
renzen zum empfindlichſten Nachtheile der Reichshaupt⸗ und Reſidenz⸗ 
ſtadt durch ein zögerndes oder gar neuerlich ablehnendes Verhalten 
hinauszuſchieben oder gar zu verhindern. Der Gemeinderath der 
Stadt Wien darf ſic alſo nicht entſchließen, ſo etwas zu thun; 
die hohe Regierung aber darf ſich dazu entſchließen, ſo etwas zu 
thun. Dass ſich die hohe Regierung dazu verſteigt, ein eclatantes 
Unrecht zuzufügen, das macht nichts. Aber, wenn wir uns das 
gefallen laſſen, dann heißt es: entſchließt euch ja nicht, das 
zu verzögern oder zu verhindern; das, meine Herren, iſt ein 
Ton, der der Gemeindevertretung der Stadt Wien gegenüber 
unwürdig iſt, und wir find der Meinung, dass auch einem Statt— 
halter gegenüber es Pflicht der Gemeindevertretung iſt, die Würde 
nach allen Richtungen hin zu wahren und dem Herrn Statthalter 
zu jagen, dass wir nicht ihm verantwortlich ſind; wenn wir eine 
Verantwortung zu tragen haben, haben wir ſie vor unſeren Wählern 
zu tragen. Der Herr Statthalter hat mit uns nicht zu com⸗ 
mandieren (Bravo! Bravo!), wir find keine Compagnie Soldaten, 
der Herr Bürgermeiſter iſt kein Feldwebel und der Statthalter 
nicht unſer Hauptmann. (Lebhafte Beifall.) Wir ſind nicht in einer 
Kaſerne hier, ſondern in einem Hauſe, welches die Bürger Wiens 
gebaut haben; wir ſind freigewählte Männer, Männer, welche 
von der Bevölkerung hieher entſendet worden ſind, und der Herr 
Bürgermeiſter iſt der Mann, welchen wieder der Gemeinderath 
aus ſeiner Mitte durch freie Wahl an ſeine Stelle geſetzt hat. 
Das mufs vom Statthalter feſtgehalten werden, und wir 
dürfen uns vom Statthalter von Niederöſterreich nicht comman— 
dieren laſſen. Das iſt die Geſinnung, von welcher wir alle hier 
in der Minorität durchdrungen find. Wir find der Meinung, dafs 
nichts ſo heiß gegeſſen wird, als es gekocht wird, wir ſind der 
Meinung, daf3 bei einem feſten Beharren auf unſerem Beſchluſſe 
die Regierung ſchließlich nachgeben wird, und wenn ſie nicht nach— 
gibt, und wenn ſie eventuell zu dem Schritte greifen ſollte, mit 
dem man uns auch droht, nämlich zur Auflöſung des Gemeinde— 
rathes (Gelächter links), dann ſage ich, es geſchieht nicht, aber 
wenn es geſchieht, in einem ſolchen Falle würde ich bei unſerer 
Partei dahin wirken, dafs gar kein Parteikampf ſtattfinde, ſondern 
daſs die Bevölkerung Wiens veranlaſst werde, ohne jeden Partei- 
kampf diejenigen Männer wieder hineinzuſetzen, die in ſo energiſcher 
Weiſe die Würde der Stadt gegenüber dem Statthalter vertheidigt 
haben. (Allgemeiner Beifall.) So mußs einem derartigen Manne 
gegenüber vorgegangen werden; es mußs ihm gezeigt werden, dafs 
wir mit uns nicht commandieren laſſen. Die Zeiten ſind vorbei, 
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Wien eventuell entſchloſſen fein kann, 
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und wenn der Statthalter von Niederöſterreich vielleicht darauf 
rechnet, daſs hier im Schoße des Gemeinderathes verſchiedene 
Parteien ſind, daſs wir ſchon oft mit einander geſtritten haben, 
ſo ſoll der Statthalter von Niederöſterreich wiſſen, daſs ich, wenn 
es einen Angriff gegen den Bürgermeiſter als ſolchen gilt, ohne 
Rückſicht der Parteiſtellung auf Seite des Bürgermeiſters und nicht 
auf Seite des Statthalters bin. (Allgemeiner, lebhafter Beifall 
und Händeklatſchen.) 

Wir find der Meinung, dafs der Gemeinderath der Stadt 
einen Theil der. Bauten 
ſelbſt durchzuführen. Wenn wir die Wienfluſs-Regulierung, dann die 
Sammelcanäle und die Wienthallinie aus eigener Macht durch— 
führen mit Zuhilfenahme der beſchloſſenen Beitragsleiſtung des 
Landes — ich hoffe, das Land Niederöſterreich wird ſeinen Be— 
ſchluſs aufrechterhalten — dann mufs der Staat die Eiſenbahnen 
bauen, und die mußs er bauen, darin beſteht der Witz (Zu— 
ſtimmung links), weil nicht wir die gewiſſen Bahnen brauchen, 
ſondern der Staat, er muſs uns den Grund und Boden theuer 
abkaufen, er muſs uns alles bezahlen, was eventuell ruiniert wird, 
und wir zahlen dem Staate nichts für dieſe Bahnen, wir haben 
gar kein Intereſſe daran, dass wir eventuell die Pflicht des Staates 
auf unſere Schultern nehmen. Wenn wir feſt und mit Energie 
unſeren Standpunkt wahren und der Bevölkerung zeigen, wir 
brauchen den Staat nicht, Wien läſst ſich vom Statthalter nicht 
commandieren, nicht beleidigen, ſondern macht eventuell das, was 
ſein muſs, aus eigenem Sacke mit Zuhilfenahme des Landes 
Niederöſterreich, auf deſſen Loyalität wir rechnen, werden wir die 
Geſammtbevölkerung hinter uns haben, ohne Unterſchied der Partei. 
Ich erlaube mir daher im Namen meiner Partei folgenden Antrag 
zu ſtellen; ich bitte ihn nicht als Partei-Antrag aufzufaſſen, ich 
will daher den Namen „Partei“ weglaſſen und ſtelle als Mitglied 
des Gemeinderathes im Intereſſe der Sache folgenden Antrag 
(liest): 

„1. Der Gemeinderath beharrt auf ſeinem Be— 
ſchluſſe vom 27. Jänner 1892 in Bezug auf den 8 4 
der Bedingniſſe behufs Durchführung der Verkehrs— 
anlagen in Wien; 

2. für den Fall, als die Regierung trotz des 
zweifelloſen Rechtes der Gemeinde auf ihrem Stand— 
punkte beharren ſollte, erklärt die Gemeinde, die Wien— 
fluſs⸗Regulierung, fowie den Bau der Wienthallinie und 
der Sammelcanäle aus eigenen Mitteln unter Zu— 
hilfenahme der vom n.:ö. Landtage beſchloſſenen Bei— 
tragsleiſtung durchzuführen, jedoch jeden Beitrag irgend 
welcher Art zu irgend welchen weiteren Bahnbauten 
zu verweigern; 

3. der Herr Bürgermeiſter wird erſucht, die Ver— 
handlungen mit dem Finanzminiſter wegen Überlaſſung 
der Linienwallgründe und der ärariſchen Baulichkeiten 
bei den ehemaligen Linien ſchleunigſt durchzuführen 
und hierüber dem Gemeinderathe Bericht zu erſtatten.“ 

Das ſind die Anträge, welche ich im Namen meiner Partei⸗ 
genoſſen ſtelle. Ich bitte um gerechte Würdigung, eventuell An: 
nahme derſelben. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 

Mürgermeiſter: Es hat der Herr Gem.-Rath Dr. v. Billing 
das Wort, und zwar für den Referenten-Antrag. 

Gem.-»Nath Dr. v. Billing: Ich habe mich als pro— 
Redner einzeichnen laſſen, nicht etwa, um dem, was der Herr 
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Gem.⸗Rath Dr. Lueger geſagt hat, über die Stellung und über 
das Vorgehen der Regierung gegen uns geſagt hat, zu wider— 
ſprechen, — ich werde ſogar darauf noch näher eingehen — ſondern 
um jene Reſolution und jenen Beſchluſs zu vertreten, den der 
Stadtrath aus wohlerwogenen Gründen gefaſst hat. 

Ich gebe vorerſt der Befriedigung darüber Ausdruck, dafs 
heute in dieſer Frage mit aller Kühle vorgegangen worden Isk; 
denn es wäre nichts ſchlimmer, als wenn in einer ſo heiklichen und 
weittragenden Frage Leidenſchaft und Erregung die Oberhand 
gewinnen würden. Das würde die Stadt Wien, d. h. tauſende 
von Menſchen, nur zu bereuen haben und man würde uns dafür 
verantwortlich machen. 


Als wir zum erſtenmale im Stadtrathe zuſammentraten und 
der Herr Bürgermeiſter die Güte hatte, uns über den ganzen 
hiſtoriſchen Verlauf der Sache eine Mittheilung zu machen, da 
waren — das glauben Sie uns — wir alle von derſelben Er— 
regung ergriffen, wir waren alle thatſächlich in einer Weiſe auf— 
gebracht, daſs, wenn nicht die Zeit der ruhigen Überlegung Raum 
gegeben hätte, wir vielleicht zu einem anderen Reſultate gekommen 
wären. 

Der Herr Bürgermeiſter hat uns mit voller Unumwundenheit 
Mittheilung gemacht über jenen geradezu ſehr heftigen Kampf, 
den er und ſeine Genoſſen, die wir in die Enquste geſchickt haben, 
bei den Verhandlungen mit dem Staate durchzukämpfen hatten. 
Er hat uns dieſen Kampf bis ins kleinſte Detail geſchildert und 
ich muss geſtehen, dass es auf uns einen mehr als eigenthümlichen, 
ja geradezu verletzenden Eindruck gemacht hat, zu ſehen, mit 
welcher Zähigkeit in dieſer Angelegenheit von der Regierung 
gehandelt und gemäkelt wurde. (Hört!) 

Und nun, nachdem man zu einem Compromiſs, zu mündlichen 
Auseinanderſetzungen und Abmachungen gekommen war, nach denen 
unſere Vertreter mit vollem Fug und Recht ſicher annehmen konnten 
dafs die Beitragsleiſtung der Regierung zur Wienfluſs-Regulierung 
die effective Summe von fünf Millionen ſei, ſofort nach dem 
Baubeginne oder nach Maßgabe der erſt zu vereinbarenden Be— 
ſtimmungen zu treffen, fand man ſpäter zum Erſtaunen, daſs hier 
eine kleine Bouleverſierung vorgekommen iſt, durch welche vielleicht 
ſchon in den betreffenden Protokollen, die uns leider nicht vor— 
liegen, gewiſs aber in dem Programme aus der effectiven Leiſtung 
etwas ganz anderes gemacht wurde. Aus fünf Millionen effectiv 
wurden fünf Millionen Anlehen, und bezüglich der Intercalar— 
zinſen wurde die Frage ſehr ins Zweifelhafte geſtellt, weil nach 
der Faſſung des Programmes es thatſächlich zu einer Contro— 
verſe führen kann, ob dieſe Intercalarzinſen als Leiſtung des 
Staates oder als Leiſtung der Commiſſion anzuſehen ſind. Der 
Unmuth, ja die Erregung, die dieſe Mittheilungen in uns hervor— 
rufen muſste, waren wohl begründet, denn wir theilten die Anſicht 
des Herrn Bürgermeiſters, daßs es doch wirklich ſehr eigenthümlich 
und traurig ſei, dass, wenn die Gemeinde mit der Regierung in 
irgend welche Verhandlungen eintrete, ſie der Regierung weniger 
Vertrauen entgegenbringen könne, als man ſonſt einem Privaten 
entgegenbringt. (Lebhafter allgemeiner Beifall und Händeklatſchen.) 

Ich würde es ſehr ungerecht finden, wenn hier in dieſem 
Raume ſich jemand fände, der unſeren Delegirten einen Vorwurf 
daraus machen würde, daſs fie etwa mit zu großem Vertrauen 
an die Regierung herangetreten ſeien, ſo dajs überhaupt eine 
Täuſchung möglich war. 
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Es iſt alſo ganz richtig, dafs dieſer Vorgang der Regierung 
von unſerer Seite entſchieden und allſeitig miſsbilligt werden 
muss und ich ſtehe in dieſer Beziehung auch auf Seite des contra- 
Redners und miſßsbillige in meinem Namen und im Namen 
meiner Geſinnungsgenoſſen dieſen Vorgang. In gleicher Weiſe, 
meine Herren, bin ich vollkommen einverſtanden, dafs der Ton, 
der gegen den Herrn Bürgermeiſter angeſchlagen wurde, nicht 
hätte augeſchlagen werden ſollen. (Zuſtimmung.) Wir find eben 
freie Männer, wie ſchon betont wurde und unſer Bürgermeiſter 
iſt von uns frei gewählt. Allein ich kann Ihnen zur Beruhigung 
ſagen, daſs der Herr Bürgermeiſter den an ihn geſtellten Zu— 
muthungen ſchon in entſprechender Weiſe in ſeiner ſchneidigen 
Art entgegengetreten iſt (Lebhafter Beifall), und ich hoffe, dafs 
eine ſolche Art der Sprache mit dem Bürgermeiſter von Wien nicht 
wieder vorkommen wird. | 

Allein, meine Herren, ich habe ſchon einmal gejagt, in einer 
ſolchen Frage, wie die gegenwärtige, iſt Erregung Dynamit und 
mit Dynamit baut man nicht. Ju ſolchen Fragen muſs man 
kühl vorgehen und insbeſondere erwägen, ob man ſich in eine 
Gefahr begeben kann und will oder nicht; dieſe ganz kühle Er— 
wägung war es, welche den Stadtrath dazu brachte, in ſeiner 
Majorität vorzuſchlagen, man möge in Gottes Namen das Opfer 
bringen, den Rechtsſtandpunkt wahren und überdies den Grund 
angeben, warum wir nachgeben. Ich werde auf dieſe Punkte noch 
näher eingehen, mufs aber jetzt ſchon erklären, dajs der III. Punkt 
wegen der Linienwälle nicht ein Antrag von meiner Seite, ſondern 
ein Zuſatz-Antrag iſt, der von anderer Seite geſtellt wurde. 

Dieſe Frage, meine Herren, iſt eine reine Machtfrage. Man 
kaun heute ſehr gut ſagen, ja eigentlich ſind uns die ganzen Ver— 
kehrsaulagen nichts wert. Denn, wenn wir das, was wir direet 
und als Steuerſold des Landes Niederöſterreich beitragen, zuſammen— 
legen, jo können wir unter Umſtänden die Wienfluſs-Regulierung 
und die Sammelcanäle damit ausführen. 

Ja, meine Herren, heute iſt es zu ſpät, dies zu ſagen; das 
hätte man ſagen müſſen, als die Verkehrsanlagen in Verhandlung 
waren. Wenn wir dieſen Standpunkt einnehmen würden, ſo würde 
wohl noch eine geraume Zeit für neuerliche Vorbereitungen hin— 
gehen und das Werk, welches wir in Scene ſetzen wollen, auf eine 
nicht leicht abſehbare Zeit wieder in die Ferne geſchoben. Solche 
Sachen laſſen ſich ſehr ſchön ſagen, aber ſehr ſchwer machen, und 
ich weiß nicht, ob nicht der Gemeinderath, wenn wir mit dieſem 
Autrage hervortreten wollten, nämlich alles Vorbereitete liegen und 
ſtehen zu laſſen, den Staat bei Seite zu laſſen und ſelbſtthätig 
aufzutreten, uns gehörig heimleuchten und ſagen würde: Was iſt 
denn das wieder? Heute wollt Ihr auf einmal das alles ſelbſt 
machen und die Beiträge, die dazu geleiſtet werden ſollen, in den 
Wind ſchlagen! Ich wiederhole alſo, ſolche Sachen ſind ſehr gut 
als Argumente, aber ins Praktiſche überſetzt, ſtehen noch ſehr viele 
Fragezeichen voran. 

Richtig iſt, und ich unterſchreibe es auch, wir machen in 
dieſer Beziehung nicht jenes glänzende Geſchäft, welches man ſeiner— 
zeit erhofft hat. Wir bringen Opfer, und bei den Verkehrsanlagen 
geht es ſo, wie es den Wienern im allgemeinen geht. Meine 
lieben Wiener ſind entweder unbändig optimiſtiſch oder ebenſo 
peſſimiſtiſch; entweder fingen fie: „Verkaufts mein G'waud, ich 
bin im Himmel“, oder „Lieber Auguſtin, alles iſt hin“. (Heiterkeit.) 

Aber die richtige Mitte, dajs nämlich einer ſagt, ich weiß, 

daſs ich dazu beitragen muſßs, aber ich bekomme dafür manches, 
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was ich erwünſche und was nicht gemacht würde, wenn die an— 
deren nicht beitragen würden, ich bringe alſo Opfer, damit auch 
andere Opfer bringen und dazu beitragen, dass wir beſſere Ver— 
kehrsanlagen bekommen — dieſe richtige Mitte wird bei uns fo 
unendlich wenig in Betracht gezogen; wir aber als Verwalter des 
öffentlichen Gutes ſollen uns nie von dieſer Mitte entfernen, und 
weder das Himmelreich, noch auch den lieben Auguſtin com— 
promittieren. Deshalb haben wir auch in vollem Bewußtſein, 
daſs uns ja nichts geſchenkt wird, doch für die Verkehrsanlagen 
geſtimmt, ja mit einer gewiſſen mehr oder minder entwickelten Be— 
geiſterung geſtimmt. Nun, meine Herren, die Sache ſteht ſo. 


Wenn wir nein ſagen, was riskieren wir? Wir riskieren, dais 
der Staat einfach das Geſetz nicht zur Sanction vorlegt. Da 


ſagt man allerdings, ich fürchte das nicht, der Staat braud)i feine 
ſtrategiſchen Bahnen, er wird ſich nicht rühren, er hat das nur 
verſucht, und der Staat wird gewiss nachgeben und der Staat und 
immer der Staat. Das verſchlägt bei mir nicht. 

In ſolchen Fragen gebe ich für derlei perſöuliche Anfichten 
gar nichts, und ſolange mir nicht derjenige, der hier über den 
Staat jo ſpricht, die Garantien erbringt, dass das, was er bezüglich 
des Vorgehens des Staates ſagt, auch wirklich eintritt, gebe ich 
auf ſeine perſönlichen Anſichten, bei aller Hochachtung gegen die 
Perſon, gar nichts. Nun ſtehen wir aber hier vor einer unge— 
lösten Frage. Wird aber eine ſolche Verſchiebung nur auf ein 
oder eineinhalb Jahre dadurch herbeigeführt, daſs wir der Regie— 
rung in dieſer Beziehung entgegentreten, dann, meine Herren, haben 
wir zweierlei Miſslichkeiten erreicht. Die eine Misslichkeit iſt die, 
daſs in der That, und da werden Sie mir alle beiſtimmen, für 
eine große Anzahl von Perſonen, die ſchon wirklich mit Sehnſucht 
auf Arbeit warten, die Arbeit hinausgeſchoben wird. (Rufe rechts: 
So iſt es!) Wir haben dieſe Verzögerung ſchon heuer gefühlt, wir 
haben ſie gefühlt in der Anſammlung von Arbeitsloſen, wenn auch 
nicht alles mit natürlichen Dingen vorgegangen iſt. (Rufe: So iſt 
es!) Allein, wir haben das gefühlt, und wenn heute eine neuerliche 
Verzögerung eintritt, werden wir vielleicht in doppeltem und verdrei— 
fachtem Maße das fühlen, denn jene Elemente und Triebkräfte, 
welche heuer mitgewirkt haben, werden dieſe Nothlage noch mehr 
benützen, um noch mehr die Gemeinde in Verlegenheit zu ſetzen. 
Wollen Sie die Arbeiten hinausſchieben und riskieren, dajs tauſende, 
welche Beſchäftigung finden können, eine ſolche heuer nicht mehr 
ſinden? Übernehmen Sie die Verantwortung? Der ruhigdenkende 
Mann übernimmt ſie nicht, ich übernehme ſie nicht. 

Ein zweites Moment iſt folgendes. Wenn wir heute der Re— 
gierung entgegentreten — der geehrte Herr College Dr. Lueger 
wird entſchuldigen — dann werden wir leicht ſeine Rolle im Reichs— 
rathe einnehmen, wir würden nämlich der Prügelknabe ſein. Die 
hohe Regierung, die, wie es ſcheint, mit ihren Arbeiten noch ſehr 
im Rückſtande iſt, wird ſich unbändig freuen, dass fie jagen kann: 
„Ja, was wollt Ihr denn, geht zu den frei gewählten Vertretern, 
macht Fäuſte dort, das ſind die Karnikel, die alles aufhalten, nicht 
wir.“ Wir werden umſomehr die Prügelknaben ſein, als ja die 
Gemeindevertretungen und Vertretungen im allgemeinen ſo ziemlich 
als die Blitzableiter betrachtet werden, wo gewiſſe Blitze ungefährlich 
für die Regierung abgeleitet werden können, nach dem Grundſatze: 
„Heiliger Florian, ſchütze uns und zünde wo anders an!“ — 

Wir haben keine Urſache, unſere mijsliche Poſitiou noch da— 
durch zu verſchlechtern und das Vertrauen der Bevölkerung zu 
verlieren, wenn wir in dieſer Beziehung um eines Betrages willen, 


ſo jagt man, dafs wir immer noch nachgeben müſſen, 
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der allerdings nicht, wie die Regierung jagt, unbedeutend tft, aber 
im Vergleiche zur ganzen Action nicht ſchwer in die Wagſchale 
zu fallen hat, etwas thun, wo ſich die aufgeregte Bevölkerung mit 
Recht gegen uns wenden könnte. Ich habe nicht Luſt zu bean— 
tragen, Sie mögen ſich zu einem ſolchen Prügelknaben hergeben. 
Im Gegentheile, wenn wir heute ruhig und ſogleich die Angelegenheit 
abthun, haben wir das Recht, der aufgeregten Bevölkerung zu ſagen: 
„Was wollt Ihr? Geht auf den alten Fleiſchmarkt und macht 
dort Fäuſte, nicht wir find die Karnikel, die nicht thun wollen, 
was nützlich iſt, dort ſind die Schuldigen, macht dieſe verantwortlich.“ 
Das iſt eine ganz andere Situation und das wird uns geradezu 
nützen, weil wir unzweifelhaft einen Rückhalt in der Bevölkerung 
haben. Es wird viel mit dem Worte Bevölkerung Mißsbrauch 
getrieben. Je nachdem es einem conveniert ſagt er, ich habe die 
Bevölkerung hinter mir; es iſt jedoch mitunter nur ein Bruchtheil. 
Es läſst ſich das nicht nachweiſen. | 

Allein ich, der ich gerade in den letzten Tagen Gelegenheit 
gehabt habe, in allen Kreiſen ſo ziemlich herumzukommen, kann 
Sie verſichern, wo man hinhört, wird der Standpunkt der vor— 
geſchlagen wird, als der richtige, als der kluge bezeichnet. (Gelächter 
links.) Ich bitte Sie, lachen Sie, wie Sie wollen. Sie mögen 
in Kreiſe kommen, die alle ſo denken und ſo reden, wie ſie wollen, 
aber bei denjenigen Leuten, die noch eine ſelbſtändige Meinung 
haben (Widerſpruch links), welche nicht in Verſammlungen 
gehen, ſondern ihre Meinungen auch ſo ausdrücken — ich kann 
Sie verſichern — herrſcht eine andere Meinung. Und aus dieſen 
Gründen, glaube ich, thut der Stadtrath ganz gut, wenn er 
Ihnen vorſchlägt, in dieſer Richtung umſomehr einzulenken, als 
ja — und davon hat Herr Dr. Lueger ganz wohlweislich 
geſchwiegen — die Regierung in ihrem Votum nicht allein daſteht, 
ſondern weil fie zu unſerem großen, aufrichtigen Bedauern in 
dieſer Richtung ſich auf das Abgeordnetenhaus und das Herren— 
haus ſtützt (Rufe: So iſt es!) deſſen Mitglied Herr Dr. Lueger 
iſt, und ich kann mich nicht erinnern — ich mag mich täuſchen, 
bitte mich zu berichtigen, ob Herr Dr. Lueger dort den Stand— 
punkt der Gemeinde vertreten hat. (Rufe links: Leſen Sie keine 
Zeitung?) Ich habe nichts geleſen. Dort wäre er verpflichtet 
geweſen aufzutreten, und wenn er der einzige geweſen wäre. 
Dann hätte man geſagt: Der einzige Dr. Lueger iſt dort für 
die Gemeinde eingetreten. Auch das Herrenhaus hat zugeſtimmt, 
hat es ſich allerdings ſehr leicht gemacht, und ſo iſt die Regierung 
heute in der Lage, ſich auf das Votum beider Häuſer zu berufen; 
das mögen diejenigen wohl in Erwägung ziehen, welche etwa 


gegen den Antrag des Stadtrathes find. Das find die Gründe, 


meine Herren, welche mich veranlaſſen, Sie zu bitten, die Sache 
ohne alle Erregung aufzufaſſen und für den Antrag des Stadt— 
rathes zu ſtimmen. (Lebhafter Beifall rechts.) 

Gem.-Nath Fiſchler. Wir haben bei der Schaffung von 
Groß-Wien e Bürgermeiſter mit aller Schärfe bekämpft 
und warum? — weil wir der Überzeugung waren, daſs er nicht 
in dem Maße, als wir es gewünſcht hätten, die Intereſſen der 
Commune Wien vertreten hat; und nachdem mit Ihrer Zuſtim— 
mung dieſes Geſetz jetzt geſchaffen wurde, nachdem dieſes Geſetz, 
dieſer Beſchluſs, dieſe Abmachung — ich kann es nicht anders 
nennen, weil ich mir einbilde, daſs es jo iſt — jetzt reif geworden, 
daſs wir 
nicht richtig verſtanden haben, daſs die Regierung auf einer ganz 
anderen Baſis ſteht als wir. Wenn wir damals den Bürger— 
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meiſter bekämpft haben, weil wir glaubten, dass es nicht im 
Intereſſe der Gemeinde gelegen war, dajs er der Regierung ſoviel 
nachgegeben hat, ſo kann der Herr Bürgermeiſter heute auf uns 
vollſtändig rechnen, daſs wir hinter ihm ſtehen und mit ihm 
fallen werden. Wir dulden das nicht, wir ſind frei gewählte Ver— 
treter einer autonomen Gemeinde, wir verzichten lieber auf das 
Wohlwollen des Statthalters und der Miniſter, wir verlangen 
nur unſere Rechte. 

Aber eines kann ich Ihnen nicht verzeihen, etwas Lobhudelei 
von Ihrer Seite war ſchuld daran, dass man jetzt jo an Sie 
herantritt. Es hat ein Vertreter der Gemeinde geſagt, wir ſollen 
Gott danken, dass der Statthalter uns lange erhalten bleibt. Es 
iſt uns gleichgiltig, ob er uns erhalten bleibt oder wo anders 
geholt wird. Das kann ich Ihnen ſagen. Wo iſt denn das große 
Wohlwollen, die Sympathie der Regierung und des Statthalters, 
vielleicht bei den Linienwällen und den Mauthäuſern, welche er 
vermietet hat, oder vielleicht bei der Degradierung der Reichs— 
haupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien zu einer Stadt zweiter Güte? 
Sie ſehen in gar keiner Richtung, dafs die Regierung uns mit 
Wohlwollen gegenüberſteht. Wenn die Regierung ſagt, wenn wir 
nicht zuſtimmen, werden die großen Arbeiten nicht ausgeführt, dann 
bitte ich Sie, lehnen Sie die Auträge des Herrn Referenten ab. 
Die Regierung wie der Statthalter haben dem Volke Arbeit und 
Brot verſprochen, ſie müſſen ihr Verſprechen erfüllen. Wir tanzen 
auf einem brodelnden Vulkane, und wenn die Verſprechungen nicht 
gehalten werden — mit dem hungernden Volke ſoll man nicht 
ſpielen, und es haben Zeit und Geſchichte gelehrt, daßs gefallene 
Größen unter Trümmern gefunden wurden. 

Ich bitte Sie, den Antrag des Herrn Dr. Lueger zu 
unterſtützen. Wir haben nichts zu verlieren, wir haben nur zu 
gewinnen. Wenn Sie in dieſem Falle nachgeben, dann werden Sie 
ſehen, dafs wir zu nichts degradiert find, fie werden in einem 
fort über unſere Köpfe hinausgehen. Ich war des Willens, 
etwas ſchärfer noch ins Zeug zu gehen als Herr Dr. Lueger. 
Glaubt der Statthalter, dafs wir die Vertreter des Volkes find, 
ſo mus er unſere Beſchlüſſe achten, glaubt er, daſs die Bevölke— 
rung nicht hinter uns ſteht, dann ſoll er uns nachhauſe ſchicken 
und die Regierung ſoll den Gemeinderath auflöſen. Aber in dieſem 
Tone darf mit uns nicht geſprochen werden. Man ſoll ſehen, dajs 
das Volk nicht mit ſich ſpielen läſst. Ich bitte Sie, die Anträge 
des Herrn Dr. Lueger anzunehmen. (Bravo! Bravo! links.) 

Gem.-Nath Dr. Vogler (pro): Meine ſehr geehrten Herren! 
Ich glaube, dajs die vorliegende Frage eine ſolche iſt, von welcher 
man mit voller Ruhe ſagen darf, dafs in dieſer Frage nicht das 
Gefühl und das Temperament, ſondern der kühle Verſtand ſprechen 
ſoll, und alle diejenigen Herren, welche auf dem Standpunkte 
ſtehen, daſs der Gemeinderath in dieſer Frage heute „nein“ ſagen 
Soll, laſſen, glaube ich, das Gefühl einzig und allein, nicht aber 
den Verſtand ſprechen. So war es auch in der erſten Sitzung des 
Stadtrathes, in welcher dieſe Frage in Verhandlung gezogen wurde, 
und von welcher der erſte Herr Vorredner Dr. v. Billing 
bereits geſprochen hat. Es iſt richtig, dafs in dieſer erſten Sitzung 
durch eine ganz fulminante Rede des Bürgermeiſters eine etwas 
erhitzte Temperatur erzeugt wurde, und daſs die große Mehrheit 
des Stadtrathes ſich in dieſer etwas erhitzten Temperatur auch 
einigermaßen erwärmt oder gar erhitzt gefühlt hat. 

Ich möchte aber denn doch gegenüber dem erſten Herrn Vor— 
redner conſtatieren, daſs, wenn vielleicht auch er zu dieſen erhitzten 
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Elementen in dieſer erſten Sitzung gehört hat, doch auch ſchon in 
der erſten Sitzung des Stadtrathes Männer geweſen ſind, welche 
ſich von dieſer allgemeinen Erregung nicht haben mitreißen laſſen, 
und welche ſchon in dieſer erſten Sitzung den Verſtand haben 
ſprechen laſſen. 

In der zweiten Sitzung war das Bild total verändert. Ich 
bin überzeugt, daſs, wenn damals — die Zeit war ſchon ziemlich 
vorgerückt — zur Abſtimmung geſchritten worden wäre, der Antrag 
des Herrn Referenten, wie er im Stadtrathe geſtellt wurde, näm— 
lich der Antrag auf Ablehnung der Anforderungen des Statthalters, 
angenommen worden wäre. Es hat ſich aber in dieſem Falle das 
Wort bewährt, welches, glaube ich, im Volksmunde gilt, daſs man 
über jede wichtige Angelegenheit einmal ſchlafen ſoll, bevor man 
die Eutſcheidung trifft. Der Stadtrath oder vielmehr die Herren 
Mitglieder des Stadtrathes haben über dieſe Frage eine Nacht 
geſchlafen und am anderen Morgen war die Stimmung verändert. 
Mit 13 gegen 5 Stimmen wurde der von mir in der erſten 
Sitzung geſtellte, vom Collegen Billing — denn bei dieſem 
hatte ſich auch die Erregung bereits geſetzt — neu formulierte 
Antrag angenommen. Es iſt eben von einem Tage auf den anderen 
aus manchem Saulus ein Paulus im Stadtrathe geworden. Ich 
ſage das nicht kritiſierend, ſondern ich ſage das aus voller Freude, 
weil ich der Überzeugung bin, dafs das nur zum Vortheil der 
Stadt Wien und zum Vortheil der Bevölkerung geſchehen iſt. 

Es wird nun von Seite des erſten Herrn contra-Redners 
geſagt: Ja, was wollt Ihr denn eigentlich mit der Feſthaltung 
des Rechtsſtandpunktes? Ihr ſagt, man ſoll an dem Rechtsſtand⸗ 
punkte feſthalten, gleichzeitig gebt Ihr jedoch nach, er jagt, dais 
wir dadurch eben den Rechtsſtandpunkt aufgeben. Ja, das kommt 
im gewöhnlichen Leben ſehr oft vor. Man kann große Proeeſſe 
führen über irgend eine Frage. Jeder Theil behauptet recht zu 
haben, zum Schluſſe vergleichen ſie ſich aus dem einfachen Grunde, 
weil ſie ſich ſagen, es ſchaut nichts heraus, oder die Weiterführung 
des Proceſſes iſt von größerer Schädigung, als eventuell ein 
magerer Ausgleich. Das kommt ja im gewöhnlichen Leben tagtäglich 
vor; warum ſoll man hier nicht ſo vorgehen? Warum ſoll man 
hier nicht auch ſagen können, unſere Rechtsüberzeugung iſt dieſe 
oder jene, wir haben ſie einmal ausgeſprochen, wir wollen davon 
nicht ablaſſen, wir glauben noch immer, daſs wir rechthaben, 
aber wir fügen uns, wir geben nach, weil andere Intereſſen auf 
dem Spiele ſtehen, die wertvoller ſind, als das ſtarre Feſthalten 
an unſerem Rechtsſtandpunkt. 

Ich will mich durchaus nicht in eine Frage oder Erörterung 
des Rechtsſtandpunktes einlaſſen, ich will durchaus nicht unter— 
ſuchen, ob der Standpunkt der Gemeinde wirklich ſo unzweifelhaft 
iſt, als ihn Herr Dr. Lueger dargeſtellt hat. Ich will ihn nur 
daran erinnern, daſs wenigſtens in Bezug auf die Frage der 
Koſten der Geldbeſchaffung das Programm nicht deutlich ſpricht, 
daſs man diesfalls bloß jagen kann, daſs das Programm im 
Widerſpruch mit den Vorverhandlungen ſteht, die gepflogen wurden, 
daſs man aber aus dem Wortlaut allein nicht mit voller Sicher— 
heit den Standpunkt der Gemeinde folgern kann. Aber ich ſage ja, 
dieſe Frage kümmert mich nicht; die Frage, um die es ſich handelt, 
iſt einfach die: Wollen wir die Conceſſionen, die wir durch das 
Programm erlangt haben, die Conceſſionen, die uns die Regierung 
gemacht hat, aufgeben, oder wollen wir ſie feſthalten? Iſt uns 
das Feſthalten ein Opfer von circa 600.000 fl. wert, dann müſſen 
wir den Anträgen des Referenten zuſtimmen; iſt uns das nicht 
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wert, daun kann man die Sache allerdings ablehnen. Auch dieſe 
Frage iſt von Herrn Dr. Lueger ausführlich erörtert worden. 
ſteht auf dem Standpunkte, dajs er ſagt, die ganze 

Sache liegt für die Gemeinde nicht fo, dafs man ſagen kann, 
die Gemeinde mufs unter allen Umſtänden nachgeben; die 
Sache ſteht nicht fo, dafs die Gemeinde gar ſoviele Vortheile 
von den Verkehrsanlagen zu erwarten hat, ſo dafs wir in dieſem 
Falle nachgeben ſollen. In dieſer meritoriſchen Frage kann man 
ja möglicherweiſe verſchiedener Meinung ſein, man kann vielleicht 
der Meinung fein, daj3 die Gemeinde nach dieſem Programme zu 
ſchwere Opfer bringen ſoll, und dajs es vielleicht mehr opportun 
wäre, wenn die Gemeinde, ſtatt die Opfer zu bringen, die Sache 
ſelbſtändig in die Hand genommen hätte, ſelbſtändig dasjenige 
von den Verkehrsanlagen bauen würde, was die Gemeinde braucht. 
Aber auch dieſer Standpunkt iſt ſehr ſchwer in dem gegenwärtigen 
Momente zu vertheidigen. Man kaun doch nicht behaupten wollen, 
daſs die Gemeinde fo gar keinen Vortheil daran hat! Wenn von 
den Eiſenbahnen geſprochen wird, was zahlt denn die Gemeinde? 
7½ Percent und Staat und Land zahlen das andere, das ſpielt 
keine ſo große Rolle; die Eiſenbahnen, von denen behauptet wird, 
der Staat müſſe fie unter allen Umſtänden bauen, die fallen 
alſo nicht jo ins Gewicht. Man mußs aber die Geſammtheit der 
Verkehrsanlagen ins Auge faſſen, und die Bevölkerung wartet auf 
dieſe Verkehrsanlagen. Wir brauchen die Verkehrsanlagen, ſie hätten 
ſchon längſt in Angriff genommen werden ſollen, und zwar nicht 
in dieſem Jahre, ſondern ſchon vor Jahren. Wir brauchen die 
Stadtbahnen, wir brauchen die Regulierung der Wien, wir brauchen 
die Sammelcanäle am Donaucanal u. ſ. w.; alles das hätte ſchon 
längſt geſchehen ſollen, und da kann man, glaube ich, die Verant— 
wortung für eine weitere Verzögerung nicht auf ſich nehmen. Herr 
Dr. Lueger ruft freilich mit großer Emphaſe: „Die Verant— 
wortung trägt die Regierung!“ Aber andererſeits ſagt die Regierung, 
„die Verantwortung trägt die Gemeinde, weil ſie ſich weigert“. 
Wer hat in dieſem Falle recht, und wer wird denn geſchädigt, 
wenn wir zwei uns ſtreiten und jeder die Schuld auf den andern 
ſchiebt? Leiden wird darunter die Bevölkerung, — der Leid— 


tragende wird niemand anderer als die Bevölkerung von 
Wien ſein, die keine Verkehrsanlagen bekommen wird, und 


die allein dadurch geſchädigt wird, dafs nicht vielleicht bloß 
auf ein oder auf zwei Jahre, ſondern vielleicht auf unabſehbare 
Zeiten die Frage wieder a wird. Ich erinnere Sie 
an die Stadtbahn des Fogerty. Die Gemeinde hat damals 
ungeheure Schwierigkeiten erhoben. Das war im Jahre 1882, 
und heute haben wir das Jahr 1892; zehn Jahre ſind verfloſſen, 
wir haben dieſe Stadtbahn nicht bekommen. Wäre es nicht opportun 
geweſen, wenn die Stadtbahn ſchon damals gebaut worden wäre? 
Bedauern wir heute nicht alle, dafs das nicht geſchehen iſt? Die 
Hinderniſſe, welche damals in den Weg gelegt worden ſind, haben 
es bewirkt, dafs damals der Bau der Stadtbahn mindeſtens auf 
zehn Jahre verzögert worden iſt, und wenn heute wieder ſolche 
Hinderniſſe auftauchen — und ſie tauchen in dem Momente auf, 
wo die Gemeinde jetzt abermals „nein“ ſagt und ihre Zuſtimmung 
verweigert —, jo wird wieder eine Verzögerung, vielleicht nicht 
auf zehn Jahre, ſondern noch auf länger eintreten, und dieſe Ver— 
antwortung, ſehr geehrte Herren, möchte ich nicht auf mich nehmen. 

Es iſt dann von manchen anderen Dingen geſprochen worden, 
von der Linienwallfrage, daſs die Regierung hier Gründe auf drei 
Jahre vermietet u. ſ. w. Das ſind Dinge, die uns vorläufig nicht 
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kümmern können, weil ſie uns amtlich nicht bekannt ſind. (Wider⸗ 
ſpruch links.) Wenn es der Fall iſt, werden wir uns mit aller 
Entſchiedenheit dagegen ausſprechen, werden mit aller Entſchieden— 
heit dagegen auftreten. 

Wir hoffen noch immer, dafs die Regierung im Punkte der Linien— 
wälle der Gemeinde die gebürende Berückſichtigung angedeihen laſſen 
wird. Wenn diesfalls in dieſer Reſolution jene Erwägung, die der 
Stadtrath beantragt, ausgeſprochen wird, ſo bemerke ich allerdings, 
daſs dieſer Punkt nicht mit Einſtimmigkeit im Stadtrathe beſchloſſen 
wurde. Auch ich habe nicht zu jenen gehört, welche dieſem Paſſus 
im Antrage des Referenten zugeſtimmt haben, aus dem einfachen 
Grunde, weil meines Erachtens die Linienwallfrage mit der gegen— 
wärtigen Frage in keinem Zuſammenhange ſteht und mit derſelben 
nicht verquickt werden ſoll. 

Ich glaube nun ſchließen zu können. 

Ich möchte Sie noch einmal daran erinnern, nicht die größten 
Intereſſen der Bevölkerung aufs Spiel zu ſetzen, weil der Statt— 
halter in irgendeiner Note einen etwas ſcharfen Ton angeſchlagen 
hat. Ich möchte Sie warnen, diesfalls das erhöhte Gefühl und 
Temperament ſprechen zu laſſen, und ich möchte Sie noch einmal 
daran erinnern, laſſen Sie lieber nur den Verſtand ſprechen, und 
der muſs Ihnen ſagen: das Intereſſe der Bevölkerung der Stadt 


Wien fordert, dem Antrage des Referenten zuzuſtimmen. (Beifall 
rechts.) 
Gem.-Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Meine 


Herren! Es ſind von zwei ganz verſchiedenen Seiten in der vor— 
liegenden Frage ſcharfe, aber ausgezeichnete Reden gehalten worden, 
jo daſs ich glaube, der Gemeinderath hat in dieſer Frage feinen 
Standpunkt gegenüber der Regierung bereits gekennzeichnet. Ich 
erlaube mir daher, den Schluss der Debatte zu beantragen. (Bravo!) 
Mit Rückſicht darauf, daſs auch noch eine große Anzahl Redner 
vorgemerkt iſt, beantrage ich gleichzeitig die Wahl von General- 
vednern. 

ürgermeifler: Das geht nicht; zuerſt mujs Schlufs der 
Debatte angenommen ſein. Ich erſuche jene Herren, welche dem 
Autrage auf Schluss der Debatte zuſtimmen, die Hand zu erheben. 
(Geſchieht.) Schlufſs der Debatte iſt angenommen. 

Das Wort haben noch, und zwar contra: die Herren Gem.“ 
Räthe Weitmann, Roſenſtingl, Jedliséka, Steiner, 
Grünbeck, Purſcht; pro: die Herren Gem.-Räthe Witzels— 
berger, Dr. Grübl, Frauenberger, Lang, Müller 
Joſef und Dehm. 

Cem.-Rath Frauenberger (zur Geſchäftsordnung): Ich 
ſtelle nunmehr den Antrag auf Wahl von Generalrednern. 

Bürgermeiſter: Ich erſuche jene Herren, welche dieſem Au— 
trage zuſtimmen, aufzuſtehen. (Geſchieht.) Es ſind 34 Stimmen 
dafür. Nun erſuche ich jene Herren, welche dagegen ſind, ſich zu 
erheben. (Geſchieht.) Es ſind 41 Stimmen dagegen. Der Antrag 
iſt abgelehnt. (Beifall.) 

Gem.-Nath Weitmann (contra, lebhafte Unruhe): Meine 
Herren, wenn ich mich gegen den Antrag zum Wort gemeldet habe, 
ſo geſchah es aus den bekannten, von Herrn Dr. Lueger bereits 
angeführten Gründen. Ich will heute die Debatte nicht trüben und 
der liberalen Partei vielleicht alle jene Vorwürfe machen, die ſie 
bei Durchführung der Verkehrsanlagen, ſowie bei Durchführung 
von Groß Wien überhaupt thatſächlich verdient hätte. Aber einige 
Bemerkungen muss ich mir vorbehalten, und zwar zunächſt die, 
dafs, ſeitdem Groß-Wien beſteht, ſich gar nichts gebeſſert hat. In 
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den alten Bezirken iſt es ſo theuer wie früher und in den neu— 
einbezogenen Theilen ſind die Lebensmittelpreiſe bedeutend geſtiegen. 
Das iſt die bisherige Errungenſchaft von Groß-Wien. Es hat zwar 
die judenliberale Preſſe mit allem Pomp in die Welt hinaus— 
geſchleudert, wie durch die neuen Verkehrsanlagen Leben und 
Geſchäft ſich in Wien heben werden und auch auf jener Seite 
(rechts) iſt von einem Überläufer, einem ehemaligen Demokraten 
und jetzigen ſtreng Liberalen, ſogar die Bemerkung gefallen, das 
Geld werde bis an die äußerſten Grenzen Wiens rieſeln! Nun, 
bisher iſt das Geld immer von der äußerſten Peripherie herein in 
die Staatscaſſen gerieſelt und die Bewohner der ehemaligen Vor— 
orte haben von dieſem Rieſeln nicht das mindeſte verſpürt. Es iſt 
dies eigentlich auch ein Verſchulden Ihrer Partei (rechts), weil Sie 
der Regierung und dem Herrn Statthalter allzuviel Vertrauen ent— 
gegengebracht haben. (Gem.-Rath Schlechter: Gehört das 
dazu?) Ich bitte, das iſt meine Sache, ob das dazugehört oder 
nicht, dafür iſt der Herr Vorſitzende da. Der Herr Stadtrath ſoll 
ruhig ſein um ſeine 3000 fl. 

Bürgermeifler: Ich bitte keine Dialoge zu halten. 

Gem.-Rath Weitmann (fortfahrend): Was ſagen denn jetzt 
die Herren dazu, die in wahrhaft byzantiniſcher Weiſe dem Herrn 
Statthalter ihre Ehrfurcht und Dankbarkeit für ſein Wohlwollen 
für Wien ausgedrückt haben? 

Ich erinnere mich, dafs der Herr Statthalter anlässlich der 
Beeidigung des Herrn Bürgermeiſters wörtlich Folgendes ſagte: 
„Die Commune Wien könne ſich des ſteten Wohlwollens und der 
ſteten Fürſorge von Seite der Regierung ſowohl als ſeitens der 
Statthalterei verſichert halten.“ Nun, meine Herren, heute ſteht ein 
derartiges Wohlwollen und eine derartige Fürſorge auf der Tages— 
ordnung, und ich möchte die hohe Regierung ſowie Se. Excellenz 
den Herrn Statthalter nur bitten, uns fürderhin mit ihrem Wohl— 
wollen zu verſchonen, denn ein derartiges Wohlwollen bringt die 
Commune geradezu um, derartiges können wir nicht leiſten. 
(Heiterkeit.) Der Herr Statthalter wolle uns alſo mit ſeinem 
Wohlwollen gefälligſt verſchonen. 

Geradezu unerhört iſt es, daſs man die Gemeinde Wien jetzt 
zwingen will, dieſen enormen Beitrag, der ganz ungerechtfertigter— 
weiſe gefordert wird, zu leiſten! Man bedenke, welche Unſummen 
von Koſten der Gemeinde Wien entſtehen werden durch die Durch— 
brüche, durch die Einlöſung von Häuſern ꝛc., wozu der Staat 
nicht das mindeſte beiträgt, man bedenke, welche Haltung die 
Regierung gegenwärtig einnimmt. Ein Baujahr iſt bereits in un— 
verantwortlicher Weiſe verloren gegangen durch die Haltung der 
Regierung. Es könnte ſchon vieles geregelt ſein, aber es fehlt an 
dem guten Willen der Regierung. Es kommt mir vor, als ob 
Wien eine ausländiſche Stadt wäre oder als ob wir lauter böhmiſche 
Miniſter in dem deutſchen Wien hätten. Auf dieſe Weiſe werden 
wir behandelt. Wir haben ungeheure Laſten zu tragen. 

Es ſoll nur einer zu den Linienwällen hinausgehen und die 
Übelſtände betrachten. Würde man der Gemeinde Wien die Ver— 
antwortung aufoctroyieren können, ſo hätte der Herr Statthalter 
ſofort geſagt, hier muſs Ordnung geſchaffen werden. Weil aber 
durch die Haltung der Regierung derartige Zuſtände um Wien 
herum beſtehen, ſo iſt man berechtigt, dieſe Zuſtände der Regierung 
zur Laſt zu legen. 

Hat die Regierung nicht ebenfalls jene Verantwortlichkeit für 
Wien, die auch der Gemeinderath hat? Die Regierung iſt ebenfalls 
verpflichtet, für die Gemeinde Wien zu ſorgen, ſo gut als wir es 
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ſind. Meine Herren! Gehen wir in dieſer Sache einig vor, ſtimmen 
wir gegen die Referenten-Anträge, indem der Herr Referent 
heute Anträge vertritt, welche zum Nachtheile der Commune ſind. 
Die Commune Wien iſt finanziell nicht fo glänzend geſtellt, dass 
wir eine derartige Rieſenſumme hinauszuwerfen haben. Jeder von 
uns hat die Pflicht gegen die Referenten-Anträge zu ſtimmen, weil 
wir im guten Rechte ſind. Deshalb ſchließe ich mich dem Antrage 
des Herrn Dr. Lueger an. 

Gem.-Nath Witzelsberger (pro): Meine Herren! Wie ich 
heute den erſten Redner hörte, war ich der Meinung, ich befinde 
mich im Stadtrathe, denn dieſe ſcharfen Worte und dieſes Sünden— 
regiſter, welche der Regierung vorgehalten wurden, ſind auch im 
Stadtrathe vorgekommen. Die Herren dürfen nicht glauben, dass 
der Stadtrath ſo gleichgiltig über die Sache hinweggegaugen iſt. 
Der Stadtrath hat ganz gut erkannt, das hier ein Rechtsbruch 
ſtattgefunden hat, nicht ſeitens der Gemeinde Wien, ſondern ſeitens 
einer anderen Behörde, von welcher man eigentlich das nicht 
hätte erwarten können. Die Verkehrsanlagen ſind im Intereſſe von 
ganz Wien, ob Alt- oder Neu-Wien, das iſt richtig, aber niemand 
von den Herren wird beſtreiten wollen, dajs die Durchführung 
dieſer Verkehrsanlagen doch im eminenteſten Intereſſe der neuen 
Bezirke iſt. Warum? Durch Einbeziehung in den Berzehrungsitener- 
rayon ſind nahezu 500.000 Menſchen geſchädigt worden, geſchädigt 
durch die unglückſelige Löſung, welche die Verzehrungsſteuerfrage 
gefunden hat. Da man einfach die Verzehrungsſteuerlinie hinaus— 
rückt, iſt eine Bevölkerung von 500.000 Menſchen geſchädigt 
worden, und man ſollte glauben, daſs es Pflicht und Aufgabe der 
Regierung wäre, nachdem ſie die größten Vortheile hat, alles Mög— 
liche aufzubieten, um die neuen Bezirke vor weiterem Schaden zu 
bewahren. Es iſt eine traurige Thatſache, dafs ſeit der Einbe— 
ziehung der Vororte in den Verzehrungsſteuerrayon die Verhält— 
niſſe in den Vororten ſich verſchlechtert haben. Exiſtenzen, welche 
früher 15, 20 bis 30 Jahre beſtanden haben, ſind zugrunde ge— 
gangen. 

Das Unglück hat es gewollt, dafs bei Einbeziehung der 
Vororte in den Verzehrungsſteuer-Rayon eine allgemeine Arbeits— 
loſigkeit platzgegriffen hat in Bezirken, welche größentheils von 
Arbeitern bewohnt ſind. Man hat der Bevölkerung in Ausſicht 
geſtellt, ſie werde in kürzeſter Zeit Arbeit und Verdienſt bekommen. 
Es wurden Berechnungen gemacht, was die Verkehrsanlagen koſten, 
und wurde berechnet, daſs ungefähr neun Millionen jährlich ins 
Rollen kommen würden. Neun Millionen Gulden, welche ins Rollen 
kommen, müſſen doch eine Bewegung in der Geſchäfts- und Arbeits- 
welt hervorbringen. 

Da hätte man am allerwenigſten glauben ſollen, dajs die 
Regierung diejenige Behörde iſt, die jene Arbeiten verzögern, 
möglicherweiſe hintanhalten will. Ich geſtehe offen, mir kommt es 
vor, wie wenn man über die ganze Sache Reue empfinden und 
ſie hinfällig machen wollte. Wenn die Gemeinde Wien ſich auf 
einen anderen Standpunkt geſtellt und geſagt hätte, dieſe großen 
Opfer können wir nicht bringen, das wäre wohl begreiflich ge— 
weſen. Dieſen Standpunkt hätte man wohl begreifen können. Daſs 
aber die Regierung, die einen ſo großen und eminenten Vortheil 
zieht durch die Schaffung dieſer Verkehrsanlagen, die ſie allein 
ſchaffen müſste, und in weiterer Linie einen Vortheil durch Hinaus— 
rückung des Verzehrungsſteuerrayons, wodurch 500.000 Menſchen 
mehr einbezogen worden ſind — das wird ſich erſt ſpäter heraus— 
kryſtalliſieren, man wird darauf kommen, dafs der Staat durch 
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die Hinausrückung des Verzehrungsſteuerrayons mehrere Millionen 
profitiert hat —, wegen einer halben Million ſo knauſern würde, 
ſollte man nicht denken. Es wäre Pflicht der Regierung geweſen, 
die Sache ſo ſtricte durchzuführen, wie es nach der getroffenen 
Vereinbarung zwiſchen Staat, Land und Gemeinde feſtgeſetzt war. 
Was mus man aber hören? Die Regierung kommt hinterdrein 
und ſagt: Dieſe 500.000 oder 600.000 fl., dieſe Intercalarzinſen 
von den Millionen bezahle ich dir nicht, denn ich bezahle erſt 
im Jahre 1898. 

Das iſt eine Zwangslage, in der ſich die Gemeinde Wien 
befindet. Meine Herren, das iſt alles richtig, was der erſte Vor— 
redner, der Führer der verehrten Oppoſition, ſagte. Er hat voll— 
ſtändig recht gehabt, ich pflichte ihm bis zum letzten Worte bei, 
wenn er das Sündenregiſter der Regierung aufführt, aber meine 
Herren, was haben wir, was hat die arbeitende Bevölkerung, die 
nach Hunderttauſenden zählt, was haben die armen Geſchäfts— 
leute, wenn wir mit der Fauſt im Sacke daſtehen und ſagen: 
Du Regierung, du biſt ſchuld daran, wenn die Arbeiten unter— 
bleiben und der Verdienſt geſchädigt wird. Wir bleiben auf dem 
Rechtsſtandpunkte ſtehen und geben abſolut nicht nach. 

Davon haben die arbeitende Bevölkerung, die Gewerbs— 
leute der Vororte nichts. Damit iſt nicht geholfen, und Sie 
werden die Erfahrung gemacht haben, ob Sie nun auf der 
Rechten oder Linken ſitzen, das, wie das Gerücht aufgetaucht iſt, dafs 
durch die Schuld der Regierung die Arbeiten verzögert oder gar 
nicht durchgeführt werden ſollen, es eine allgemeine Entrüſtung 
hervorgerufen hat. So gut wie Sie entrüſtet waren, ſo gut war 
die übrige Bevölkerung und waren gerade jene, welche aus der 
Durchführung der Arbeit Verdienſt und Erwerb erwartet haben, 
entrüſtet. 

Wir haben alſo in der Sache die gleiche Empfindung getheilt, 
aber das Intereſſe unſerer Bevölkerung muſs uns näher liegen, 
als der Conflict mit der Regierung, wenn wir auch noch ſo ſehr 
das Recht für uns haben. Was wird geſchehen? Die Regierung 
droht und ſagt: Du Gemeinde, wenn du nicht nachgibſt, ſo 
werde ich das Geſetz nicht zur Sanction vorlegen. 

Die Regierung kann nicht gut mit der Nichtvorlage drohen, 
und es dann nicht thun. Sie wird es auch nicht thun, thut ſie es 
aber dennoch, dann würden die Arbeiten verſchoben, und ſie werden 
nicht durchgeführt und das ſchädigt wieder die arbeitende Be— 
völkerung. 

Greift ſie aber zu dem Auskunftsmittel und leitet die Sache 
an das Abgeordnetenhaus zurück — was dann? Wenn ſie das 
hätte wollen, jo würde fie es auch das erſtemal im Abgeordneten— 
hauſe durchgebracht haben, obwohl es eine traurige Thatſache bei 
uns in Oſterreich iſt, dafs nicht fo wie in anderen Ländern alles 
nach der Hauptſtadt gravitiert, bei uns ſind die Verhältniſſe 
conträr. 

Bei uns trachten ſämmtliche Kronländer und mithin auch der 
größere Theil der Abgeordneten aus dieſen Kronländern darnach, 
ein Stück von der Hauptſtadt loszureißen und es in die Brovinz- 
hauptſtädte zu verlegen. Wien hat nie das Wohlwollen des Landes 
und des Reiches genoſſen, es war von dem ganzen Reiche ange— 
feindet. Als dieſer Gegenſtand im Abgeordnetenhauſe zur Debatte 
vorgelegen iſt, haben ſofort die czechiſchen Deputierten geſagt: wir 
ſtimmen nur dann dafür, wenn man Prag dasſelbe bewilligt, was man 
für Wien thut. Wenn Sie dieſen Gegenſtand an die Regierung zurück⸗ 
leiten, jo glaube ich, dafs die neuerlichen Berathungen im Abge— 
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ordnetenhauſe kaum ein anderes Reſultat ergeben werden, wie das 
erſtemal. 

Der Herr Führer der Oppoſition hat erwähnt, und es hat 
das auf mich einen ſehr guten Eindruck gemacht, man ſolle die 
Sache nicht vom Parteiſtandpunkte betrachten, und ich möchte Sie 
bitten, dieſer Aufforderung des Herrn Führers, ob Sie nun rechts 
oder links ſitzen, iſt gleichgiltig, nachzukommen. 

Wenn man die Sache ruhig betrachtet, fo mufs man ſagen, 
daſs im günſtigſten Falle einige Baujahre verloren gehen, die 
Regierung iſt aber verpflichtet, der Bevölkerung Arbeit zu ſchaffen. 
In anderen Ländern würde man ſchon längſt Nothſtandsbauten 
aufgeführt haben; das wäre aber in anderen Ländern geſchehen, 
weil dieſe andere Regierungen haben. Bei uns iſt aber das nicht 
der Fall, bei uns thut die Regierung gar nichts, ſonſt hätten ſie 
die Bahn Penzing —Nuſßsdorf ſchon vor fünf bis ſechs Jahren als 
Nothſtandsbau durchgeführt. Die Regierung hat es nicht gethan, 
trotzdem derartige Anträge im Abgeordnetenhauſe eingebracht wurden. 
Wer leidet darunter, wenn ſich die Regierung auf den Standpunkt 
ſtellt, dafs fie nichts thut, und wenn wir jagen, wir geben nicht 
nach. Darunter leidet die arme Bevölkerung in den Vororten und 
die armen Gewerbsleute. 


Glauben Sie mir, daſs der Stadtrath nicht leichthin zu dem 
Beſchluſſe gekommen iſt, in dieſer Angelegenheit nachzugeben. Sie 
bringen aber dieſes Opfer von 600.000 fl. nicht dem Staate, 
obwohl es der Staat in Empfang nimmt, Sie bringen es der 
Bevölkerung. Es liegt im Intereſſe der Bevölkerung, und gerade 
im eminenteſten Intereſſe der Vorortebevölkerung. Sie laden eine 
Verantwortung auf ſich, an der Sie ſchwer zu tragen haben werden, 
wenn der Beſchluſs des Stadtrathes heute nicht angenommen wird, 
wenn die Arbeiten ſiſtiert oder gar nicht durchgeführt werden. Ich 
möchte Sie daher wirklich bitten, die Sache ruhig zu betrachten. 


Es nützt zwar nichts, da Sie (zur Linken gewendet) einmal 


in dieſem Sinne beſchloſſen ae und, wie ich ficher weiß, Ihren 
Beſchluſs nicht ändern werden. Ich möchte Sie aber noch einmal 
darauf aufmerkſam machen, dass die Verantwortung, die Sie über- 
nehmen, wenn die Arbeiten auf Jahre hinaus verzögert werden, 
eine große iſt. Stellen Sie ſich auf den Standpunkt, den ich 
früher erwähnt habe, daſs die Gemeinde Wien das Opfer, das 
ſie bringt, der Bevölkerung und den Vororten bringt; und wenn 
Sie ſich auf dieſen Standpunkt ſtellen, ſo wird die Abſtimmung 
für Sie nicht ſchwer werden. Ich werde ſelbſtverſtändlich für den 
Antrag des Stadtrathes ſtimmen. Hiemit ſchließe ich. (Beifall 
rechts.) 

Gem.-Nath Geitler (zur Geſchäftsordnung): Ich erlaube 
mir nochmals die Wahl von Generalrednern zu beantragen. 

Bürgermeifter: Jene Herren, welche mit dem Antrage auf 
Wahl von Generalrednern einverftanden find, bitte ich, die Hand 
zu erheben. (Geſchieht.) Angenommen. 

Eingetragen find noch für den Referenten-Antrag die Herren 
Gem.⸗Räthe Dr. Grübl, Frauenberger, Lang, Joſef 
Müller und Dehn; gegen: die Herren Gem. Räthe Roſen⸗ 
ſtingl, Jedliéͤka, Steiner, Grünbeck, Purſcht und 
Hipp. Ich bitte die Herren, zur Wahl der Generalredner zu 
ſchreiten. (Nach einer Pauſe.) 

Zum Generalredner gegen die Anträge des Referenten iſt 
gewählt Herr Gem.-Rath Steiner, für dieſelben Herr Gem. 
Rath Dr. Grübl. 
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Gem.-Nath Steiner: Meine ſehr geehrten Herren! Als ich 
den erſten Tag der Verhandlungen im Stadtrathe geleſen habe, 
dachte ich mir: Nun endlich wird es auch in der liberalen Partei 
anders, die Führer derſelben raffen ſich auf, ein ſteifes Rückgrat 
gegenüber der Regierung zu haben, — aber leider, wie es immer 
iſt, wenn es an den Ernſt kommt, iſt die Energie aus und es 
tritt immer dasſelbe ein, man gibt nach. Es wurde von dem 
geehrten unmittelbaren Herrn Vorredner darauf hingewieſen, die 
Vororte⸗Vertreter ſollen ſich ja nicht unterſtehen, dagegen zu 
ſtimmen, ſie werden dafür verantwortlich gemacht werden, wenn 
dieſe Arbeit nicht in Angriff genommen wird. Nun, ich bin über— 
zeugt, dafs das recht gut gehen muſs, wenn im nächſten Jahre 
dieſe Arbeiten in Angriff genommen werden ſollen, und dass durch 
dieſen Beſchluſs, wenn er gegen den Antrag des Stadtrathes 
angenommen werden ſollte, gar nichts verzögert wird. Dieſe 
banalen Schlager der geehrten Herren von der Majorität, welche 
das erſtemal bei der Berathung der Verkehrsanlagen hier gebraucht 
worden ſind, die zünden heute nicht mehr; das erſtemal haben 
ſie geſagt: Ihr ſeid Schuld, wenn Ihr euch nicht fügt; Ihr dürft 
keine Anträge ſtellen im Intereſſe der Gewerbetreibenden und der 
Arbeiter Wiens. Heute ſagt der Herr St.-R. Dr. v. Billing: 
Die Arbeiten werden verzögert, es wird wieder nichts geſchaffen 
und wir haben den Vorwurf. Meine Herren! Ich fürchte das 
nicht; ich fürchte meine Wähler nicht, und überall, wohin ich 
komme, fürchte ich nicht, Rechenſchaft darüber zu geben, dajs ich 
gegen die Anträge des Referenten ſpreche. Ich komme auch auf 
den Ton des Statthalters zu ſprechen. Es war heuer im Jänner, 
als Se. Excellenz der Statthalter eine Zuſchrift an den Gemeinde— 
rath gerichtet .. .. 

Mürgermeiſter: Ich bitte, ich kann nicht vom Gegenſtand 
abweichen laſſen; ich erſuche, bei der Sache zu bleiben. 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Nun gut — dann müſſen 
Sie ſich auch heute den Ton gefallen laſſen, welcher in der Zuſchrift 
an den Gemeinderath angeſchlagen iſt, weil ſie denſelben das letzte— 
mal nicht energiſch genug zurückgewieſen haben; natürlich hat es 
ſich damals um ein Mitglied der Oppoſition gehandelt; heute fährt 
man von Seiten der Statthalterei in demſelben Tone fort. 

Nun komme ich auf das Wohlwollen der hohen Regierung 
zu ſprechen. Als die Verzehrungsſteuerlinie hinausgedehnt werden 
ſollte und Debatten darüber im öſterreichiſchen Parlamente ſtatt— 
gefunden haben, hat Se. Excellenz der Finanzminiſter Dunajewski 
hervorgehoben, was alles im Intereſſe der Bevölkerung geſchehen 
wird. Was iſt geſchehen? Das erſte Wohlwollen, welches die 
hohe Regierung der Stadt Wien entgegengebracht hat, war, dafs 
fie den Viehmarkt exterritorial erklärte, den Großgrundbeſitzern zu— 
liebe, und ſo ein Großgrundbeſitzer iſt wirklich ſehr dankbar, er 
ſagt im Parlamente aus Dankbarkeit, wenn er den eigenen Vor⸗ 
theil hat, die Wiener ſollen Beinlfleiſch eſſen. Das zweite iſt 
Folgendes: Als im vergangenen Jahre die Verzehrungsſteuer bei 
der Nachverſteuerung eingehoben wurde, hat man gewiſs Hundert⸗ 
tauſende, wenn nicht Millionen, aus den Vororten eingeſackt. 
Man hat im Parlamente geſagt, die Errichtung und Erbauung 
der Gebäude wird ſoviel koſten; ich bin überzeugt, die Bau⸗ 
lichkeiten und die ſämmtlichen Intercalarzinſen im Betrage von 
600.000 fl. machen nicht ſoviel aus, als was im vergangenen 
Jahre der Bevölkerung der Vororte allein entnommen worden iſt. 
Das ſteht ganz feſt. (So iſt es! links.) Im heurigen Jahre 
nimmt die Regierung wieder die Verzehrungsſteuer, ohne dass 
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etwas geſchehen iſt, und die hohe Regierung wird erſt jehen, wie— 
viel die Vororte bezahlen; wir werden erſt ſehen, wie hoch wir 
belaſtet find; wir haben Geſchäftsleute, welche vier- und fünfmal 
ſoviel bezahlen, wie früher. Das kommt alles in den Säckel der 
Regierung. Ja, meine Herren, es macht auf mich den Eindruck, 
daſs der nackte Egoismus der Clubs im öſterreichiſchen Parlamente, 
die hinter den Couliſſen ſtehen, von der Regierung befriedigt 
werden muss, und wenn Herr Dr. v. Billing dem Dr. Lueger 
vorwirft, er hätte im Parlamente die Intereſſen der Gemeinde 
nicht gewahrt, ſo ſage ich, die liberale Partei iſt doch eine große 
mächtige Regierungspartei; hat fie nicht den Einfluss bei der hohen 
Regierung, für Wien etwas durchzuſetzen, ſpeciell in Bezug auf die 
Intercalarzinſen? Ich glaube, da darf man niemandem einen 
Vorwurf machen, der in der Oppoſition ſteht. Meine Herren! 
In Paris war das eben ganz anders, in Paris hat die hohe 
Regierung alles bezahlt; warum thut das unſere hohe Regierung 
nicht? Die hohe Regierung — die Zuſchriften beweiſen das ja 
— iſt der Meinung: Der Gemeinderath und die Bevölkerung 
ſollen ſo tanzen, wie ſie pfeift. Wir thun das aber abſolut nicht 
im Intereſſe der Bevölkerung von Wien. Wir haben mit der 
Einverleibung ſehr Trauriges erlebt, ſpeciell wir in den Vororten, 
wir ſind tief geſchädigt: nicht allein die Gewerbetreibenden, auch 
die Landwirtſchafttreibenden, alle müſſen bezahlen; und nun kommt 
die erſte Anforderung an die Regierung und man ſagt ſofort: nein, 
das bezahlen wir nicht. 

Ich ſtimme — und ich fürchte mich dabei gar nicht — gegen 
den Antrag des Herrn Referenten, und wer es ehrlich meint mit 
der Bevölkerung und wer die Intereſſen der Bevölkerung wahren 
will, muſs dagegen ſtimmen. (Widerſpruch rechts.) Die Regierung 
wird ſchon nachgeben. Damit aber die Bevölkerung ſieht, wer ihre 
Intereſſen wahrt, erlaube ich mir den Antrag auf namentliche 
Abſtimmung zu ſtellen (Rufe rechts: O ja!), damit wir ſehen, 
wer den Muth hat dafür, und wer, dagegen zu ſtimmen. Es geht 
nicht immer nur, wie es geſtern geheißen hat: nur Freiheit, nur 
Fortſchritt — beim liberalen Parteitag. Von Wirtſchaft habe ich 
in den Blättern gar nichts geleſen . 

Bürgermeiſter (unterbrechend): Ich bitte doch bei der Sache 
zu bleiben. 

Gem.-Nath Steiner (fortfahrend): Ich ſchließe ſchon, Herr 
Bürgermeiſter. Die Verantwortung für Ihre Abſtimmung werden 
Sie übernehmen. 

Gem.-Nath Dr. Grübl: Zunächſt iſt mit Befriedigung zu 
conſtatieren, daſßs über eine Reihe von Erwägungen die ganze 
Verſammlung einig iſt. Ich glaube, wir ſind alle in der Erkenntnis 
einig, daſs uns in dieſer Frage von Seite der Regierung übel 
mitgeſpielt wurde (Zuſtimmung), und daſs die Organe der 
Regierung in dieſer Frage mit unſeren Vertretern nicht in jener 
Weiſe umgegangen ſind, wie dies den Intereſſen der Stadt 
gebürt hätte. 

Es iſt Ihnen wiederholt von Seite des Herrn Berichterſtatters 
die Rechtsfrage auseinandergeſetzt worden. Ich werde mich ſelbſt— 
verſtändlich auf die Erörterung derſelben nicht einlaſſen; ich könnte 
nur Geſagtes wiederholen. Aber dieſe eine Überzeugung habe ich, 
daſs wir in dieſem Streite vor jedem Schiedsgerichte der Welt 
Recht behalten müssten. Ich bin auch weiters der Meinung, daſs 
es nicht recht iſt, wenn die Organe der Regierung ſich lediglich 
auf den Standpunkt ſtellen, der Regierung, dem Staate, einen 


Vortheil um jeden Preis zu ſichern auf Koſten der anderen, der- 
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jenigen, die mit der Regierung contraſtieren. Es iſt dies ein hart⸗ 
herziger, ein nicht wohlwollender Standpunkt, ein Standpunkt, der, 
wie ja mit Recht hervorgehoben worden iſt, dahin führt, daſs es 
zu einer Kriſe, zu einem Bruche kommt und zu unabſehbaren Wirr⸗ 
niſſen und Unannehmlichkeiten für die Bevölkerung, zu Eindrücken, 
die nicht vorkommen ſollen, zu denen kein Anlaſs gegeben werden ſoll. 


Ich glaube, wir find auch weiter darüber einig, dass das 
Schreiben des Herrn Statthalters nicht glücklich gehalten iſt, dass 
eine Mahnung, wie er ſie an uns richtet, nicht am Platze iſt 
Lebhafte Zuſtimmung), dais es ſolcher Mahnungen uns gegen— 
über nicht bedarf, denn wir müſſen wiſſen, was wir zu thun haben, 
wir ſind im Contact mit der Bevölkerung, wir müſſen unſere 
Pflicht erfüllen. Sache der Wählerſchaft iſt es, wenn ſie mit uns 
einverſtanden iſt, uns dies mitzutheilen, nicht aber Sache der 
Regierung, uns zu ſagen: das ſollen wir thun, weil die 
Regierung unſeren Standpunkt dadurch nur erſchwert. Denn, wenn 
wir für den Referenten ſtimmen, ſtimmen wir nicht ſo, weil der 
Herr Statthalter es wünſcht, ſondern weil wir glauben, dajs die 
Bevölkerung es wünſcht. (Lebhafter Beifall und Händeklatſchen.) 
Dieſes Schreiben und der Standpunkt der Regierung erſchwert 
uns die Sache ungemein. Denn mit Recht hat der Führer der 
Linken hervorgehoben, dafs, wenn es ſich einmal um Nachgeben in 
dieſer Frage handelt, um die Verkehrsanlagen zuſtande zu bringen, 
die Regierung eher in der Lage iſt, dieſen Betrag auf ſich zu 
nehmen, als wir. Das iſt nicht geſchehen. Es ift jo gekommen, 
das Parlament hat gejprochen und wir ſtehen vor der Frage: 
Sollen die Verkehrsanlagen gebaut werden oder nicht? Sie werden 
aber nicht gebaut und können nicht gebaut werden, wenn das 
Geſetz nicht zuſtande kommt, und das iſt die Schwierigkeit in unſerer 
Poſition. Wir können nicht warten, die Regierung vielleicht auch 
nicht; aber die Regierung kann gar nichts thun, weil fie die Mög— 
lichkeit nicht hat, das Geſetz zur Sanction vorzulegen, wenn wir 
mit ihr nicht einig ſind. Es wäre Sache der Regierung geweſen, 
früher eine Einigung zu ermöglichen und dort nachzugeben, wo 
das Recht und die Billigkeit zweifellos auf unſerer Seite ſind. 


Alſo, meine Herren, was ſollen wir thun? Der Herr Führer 
der Oppoſition — ich mußs ihm dieſe Anerkennung ausſprechen — 
hat in meiſterhafter Weiſe uns einen Rath ertheilt. Er ſteht da 
auf einem anderen Standpunkte als wir. Die Oppoſition, meine 
Herren — ich will da keinen malitiöſen Vorwurf machen, ſondern 
nur etwas jagen, was jeder weiß — rechnet, mit der in der 
Bevölkerung beſtehenden Unzufriedenheit, und dieſe Unzufriedenheit 
iſt zweifellos ein großer Factor für den Aufſchwung der Oppoſition, 
denn es iſt zweifellos, daſs, wenn die Bevölkerung unzufrieden iſt, 
ihr Weizen blüht (Unruhe links, Beifall rechts), und daſs, wenn 
die Bevölkerung zufrieden iſt, ihre Reden und Verſprechungen wenig 
verfangen. 


Ich fürchte alſo, dafs der Herr Führer der Oppoſition bei 
Ertheilung ſeines Rathes nicht ganz objectiv war, ſondern dafs 
er vielleicht auch auf ſeine Partei und feine Chancen Rückſicht 
genommen hat. Wir dürfen dies aber nicht thun, ſondern müſſen 
uns fragen: Was iſt im Intereſſe der Bevölkerung gelegen? Uns 
der Vorlage anzuſchließen und zu ermöglichen, dass die Verkehrs— 
anlagen gebaut werden, oder zu ſagen, wir beharren auf unſerem 
früheren Beſchluſſe? Ich gebe zu: dieſe Frage nüchtern zu erwägen, 
iſt nach allem, was geſchehen iſt, außerordentlich ſchwer, aber ich 
glaube, dafs es patriotiſch iſt und daſs wir der Bevölkerung ein 


Opfer bringen, wenn wir jede Erregung niederkimpfen und uns 
fragen: was ſollen wir thun? 

Und da ſage ich Ihnen, meine Herren, ich habe im Laufe 
dieſes Jahres und namentlich in dieſem Sommer ſoviele Klagen 
über Mangel an Arbeit und Verdienſt gehört, insbeſondere in den 
Vororten, es wurde ſo oft gefragt, wann wird man endlich mit 
den Verkehrsanlagen anfangen, dass, wenn wir heute dieſen Beſchluſs 
faſſen und dadurch dahin kommen, daſßs heuer die Verkehrsanlagen 
ſicher nicht mehr begonnen werden, dies eine geradezu unberechen— 
bare Verſtimmung und Verbitterung hervorrufen würde. (Zu— 
ſtimmung rechts.) 

Ich ſage Ihnen auch, meine Herren, die Vorortevertreter auf 
dieſer Seite (links) ſpielen ein gefährliches Spiel (Unruhe links) 
und Sie werden keinen Dank dafür ernten. Die Bevölkerung der 
Vororte wird Ihnen ſagen, dass es nicht im Intereſſe der Vororte 
iſt, wenn das Zuſtandekommen der Verkehrsanlagen aufs Spiel 
geſetzt wird. Wenn ſchon die alten Bezirke außerordentlich darunter 
leiden würden, für die Vororte wäre das Nichtzuſtandekommen 
der Verkehrsanlagen geradezu eine Kataſtrophe (Gem. Rath 
Jedliò&ka: Für die liberale Partei!) 

Alſo die Unzufriedenheit, die Sie (links) ſchüren wollen, könnte 
möglicherweiſe gegen Sie ausfallen. (Unruhe links.) Davon können 
Sie überzeugt ſein, die Bevölkerung wird nicht fragen, warum 
die Verkehrsanlagen nicht zuſtande gekommen ſind, denn es iſt ein 
ſchlechter Troſt, das wir uns auf den Rechtsſtandpunkt geſtellt, 
wegen 600.000 fl. nicht nachgegeben und es glücklich dahin gebracht 
haben, das Zuſtandekommen der Verkehrsanlagen zu verhindern. 

Ich habe nicht das Herz dazu, eine ſolche Verbitterung und 
Verſtimmung in der Bevölkerung hervorzurufen, und das iſt für 
mich ein zwingender Grund, anzurathen, dafs wir auf alles ver— 
geſſen und alles, auch Unrecht, uns gefallen laſſen, weil ich ſage, 
dieſes Unrecht ſteht nicht im Verhältniſſe zu dem Unglück, welches 
entſteht, wenn wir auf unſerer ablehnenden Haltung beharren. 
(Lebhafter Beifall rechts.) 

Wenn darauf hingewieſen wird, dafs wir freigewählte Ver— 
treter der Bevölkerung ſind, ſo ſtehen wir ja eben deswegen der 
Bevölkerung näher als die Beamten und deswegen ſind wir mehr 
verpflichtet, den Wünſchen und Bedürfniſſen der Bevölkerung 
Rechnung zu tragen und dieſen Wünſchen Geltung zu verſchaffen 
als die Beamten, und gerade deswegen müſſen wir unſere Em- 
pfindungen beherrſchen und verleugnen und müſſen ſagen: Jetzt 
iſt es unſere Aufgabe, nachzugeben, weil wir ſehen, dafs im anderen 
Falle die Bevölkerung einen Nachtheil erleiden würde, der nicht 
im Verhältnis ſteht zu der Summe, die in Betracht kommt und 


bezüglich deren ich erkläre, daſs die Stadt Wien ſchon wiederholt 


einen größeren Luxus ſich vergönnt hat. 

Ich habe aber auch die Überzeugung, dafs die Erkenntnis, 
dajs uns ein ſolches Unrecht zugefügt wird, in den maßgebenden 
Kreiſen Platz greifen wird und daſs es uns gelingen wird, den 
Verluſt, den Nachtheil, den wir in dieſer Frage erleiden, wieder 
hereinzubringen und wieder gut zu machen. 

Meine Herren, ich ſchließe mit der Erwiderung auf eine 
Bemerkung, die ein Herr Vorredner von dieſer (linken) Seite 
gemacht hat; er hat geſagt: „Wer es ehrlich meint mit der Be— 
völkerung, der wird gegen den Referenten ſtimmen.“ Ich ſage 
Ihnen: Wer es ehrlich meint mit der Bevölkerung, der wird mit 
dem Referenten ſtimmen. Er wird dafür ſorgen, dafs. die Verkehrs- 
anlagen gebaut werden, er wird jedes Hindernis, jeden Einwand, 
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jeden Vorwand, jede Ausrede, die von irgend einer Seite gebraucht 
werden könnte, beſeitigen. Er wird dazu beitragen, daßs kein 
Hindernis mehr beſteht, daſs mit den Arbeiten begonnen werde, 
daſs Arbeit und Verdienſt komme und vor allem anderen, daſs 
der Bevölkerung wieder jene zuverſichtliche Haltung in unſere Ver— 
ſprechungen gegeben werde, welche wir wünſchen und von der 
Bevölkerung verlangen können, und deswegen bitte ich Sie, für 
den Referenten⸗Antrag zu ſtimmen, auch bei namentlicher Ab— 
ſtimmung, um zu zeigen, daſs Sie das Herz auf dem rechten 
Flecke haben, wenn es ſich darum handelt, den Wünſchen der 
Bevölkerung Geltung zu verſchaffen. (Lebhafter Beifall und Hände— 
klatſchen rechts.) 

Referent (zum Schluſsworte): Meine Herren! Ich habe vor 
unſerer Oppoſition, welche, wie ich glaube, eine ſehr wichtige 
Miſſion hier zu erfüllen hat, die größte Hochachtung ſchon deshalb, 
weil ſie alles durchſetzt, was wir wollen. (Heiterkeit.) Aber ich 
finde, der richtige Abſchlufs der Sache wäre es geweſen, wenn 
wir nach der Rede des Herrn Führers der Oppoſition die Debatte 
geſchloſſen und abgeſtimmt hätten. (So iſt es! rechts.) Ich weiß 
nicht, ob das Reſultat weſentlich afficiert worden wäre. Aber eine 
Bemerkung möge mir geſtattet ſein. 

Es wird der Eindruck — und das wiederholt ſich nahezu 
jedesmal — einer Rede, welche Beachtung verdient, vollſtändig 
verwiſcht und die Debatte verflacht dadurch, daſs die gentes 
minores mit ihren Parteibeobachtungen und Bemerkungen kommen, 
und die Debatte ſinkt herab zu einem jener banalen Discurſe, wie 
wir ſie manchmal anhören müſſen. 

Der Herr Führer der Oppoſition wird mir rechtgeben, wenn 
ich ſage: Es wäre heute am Platze geweſen, wenn er auf ſeine 
Parteigenoſſen Einfluſs genommen hätte, um der Debatte den 
Charakter zu wahren, welchen er ihr durch ſeine Rede ohne Zweifel 
gegeben hat. 

Für uns, meine Herren, ſteht die Sache ja ſo. Aus Be— 
geiſterung, glaube ich — und ich will niemandem ſchmeicheln —, 
wird niemand für die Refereuten-Anträge ſtimmen; im Gegentheil. 
Wenn jemand — es iſt dies ſchon vom erſten Herrn Reduer 
geſagt worden — das Schreiben, welches die Grundlage des Referates 
iſt, liest, und wenn er zu dem Paſſus kommt, daſs die Reali— 
ſierung des vereinbarten Programmes über die großen öffentlichen 
Arbeiten in Wien wegen eines relativ wenig belangreichen Differenz— 
punktes etwa hinausgeſchoben werden ſoll, dann frage ich: wer 
ſagt das und zu wem? Steht der Staat Oſterreich wirklich auf 
einem ſolchen Standpunkte, dass ein wenig belangreicher Differenz— 
punkt es unmöglich macht, dem ausgeſprochenen Wunſche der 
Gemeinde Rechnung zu tragen und ein Unrecht zu vermeiden? 
Ich mus geſtehen: das war die Stelle, die mich am meiſten ge— 
troffen hat. Wir wiſſen es ganz gut, dafs dieſer Differenzpunkt 
nicht belangreich iſt. Aber wenn wir uns — ich möchte ſagen — 
es authun, das wenig belangreich zu nennen, dann mußs der 
Staat noch auf einem viel höheren Standpunkte ſtehen. Nun, ich 
möchte Sie, meine Herren, bitten, die Anträge, die ich mir zu 
ſtellen erlaubt habe, doch anzunehmen, und will Sie noch auf 
einen Punkt aufmerkſam machen. 

Es iſt durch den letzten Herrn Redner alles hervorgehoben 
worden, was ſich ſagen lässt. Es iſt aber hier ein Paſſus in dem 
Schreiben des Statthalters, der lautet, dafs, nachdem nunmehr die 
definitive Sicherſtellung der geſetzlich und adminiſtrativ bereits 
ausreichend vorbereiteten großen Arbeiten in Wien und die baldige 
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Inangriffnahme der letzteren lediglich von der 
Gemeinderathes abhängt u. ſ. w. 

Nun, meine Herren, es gibt Meinungen, welche dahin gehen, 
dieſe adminiſtrativ ausreichende Vorbereitung ſei eigentlich gar nicht 
arg. Und denken Sie, wenn der Gemeinderath dem Autrage des 
Herrn Redners zuſtimmt und es ablehnt, ſeinen Beſchluſs zu ändern, 
und dieſe Arbeiten nicht begonnen werden, ſo glaube ich, wird der 
allgemeine Eindruck doch der ſein, daſs der Gemeinderath die Ver— 
zögerung verſchuldet hat. Ob die Arbeiten dann in Angriff ge— 
nommen werden, wenn wir nachgeben, wiſſen wir nicht, aber gewiss 
iſt daun das einzige Hindernis weggeräumt, welches heute angeblich 
noch beſteht, nämlich der Beſchluſs des Gemeinderathes. Ich möchte 
daher durchaus nicht den Eindruck verwiſchen, der bei Ihnen über 
das Unrecht entſtanden iſt, welches uns zugefügt wurde und darüber, 
in welcher Weiſe — es fehlt mir die Möglichkeit, das richtig aus— 
zudrücken — verſuchen wir vielleicht, ſozuſagen: dal3 man von dem 
Standpunkte abgewichen iſt, den man der Gemeinde gegenüber bei 
der erſten Verhandlung bezüglich der Wienfluſs-Regulierung einge— 
nommen hat. Das alles, meine Herren, erfüllt ja gewiss unſere 
Herzen, aber doch, glaube ich, wird die Vernunft es dictieren, dafs 
Sie die Anträge des Stadtrathes annehmen, und mit dieſer Bitte 
ſchließe ich. (Bravo! 1 

Gem.-Nath Dr. Tueger (zur Berichtigung): Ich conſtatiere, 
daſs ich gelegentlich der Debatte im Abgeordnetenhauſe für die 
Anſchauung des Wiener Gemeinderathes eingetreten bin. Zu dem 
von Dr. Sommaruga geſtellten Antrage habe ich mich zum 
Worte gemeldet und habe auch für denſelben geſprochen. Der 
Antrag iſt dadurch gefallen, dass ſpeciell der Referent des Aus— 
ſchuſſes ſich mit aller Entſchiedenheit dagegen ausgeſprochen hat. 
Das war der Grund, warum er gefallen iſt. 

Bürgermeiſter: Wir ſchreiten zur Abſtimmung. Der Antrag 
des Referenten lautet (liest): 

„Unter Feſthaltung des Standpunktes, welchen der 
Gemeinderath in ſeiner an das hohe Herrenhaus 
gerichteten Petition eingenommen hat, und in Erwägung, 
daſs der Gemeinderath eine Verantwortung für eine 
Verzögerung in der Durchführung der Verkehrsaulagen 
nicht auf ſich nehmen kann und will, endlich in der 
zuverſichtlichen Erwartung, daſs die. hohe Regierung 
bei Erledigung der Linienwallfrage die Intereſſen der 
Gemeinde gebürend berückſichtigen werde, e der 
Gemeinderath feinen Beſchluſs vom 27. Jänner 1892 
im 8 4 nl wie folgt: 

Die erb 125 Gee de an den im § 1 
genannten Verkehrsanlagen erfolgt unter der Bedingung, 
daſs dem Programme, ſeitens des Landes Nieder— 
öſterreich und ſeitens des, Staates zugeſtimmt werde, 
dafs behufs der Betheiligung des Landes und des 
Staates an der Verzinſung und Tilgung des aufzu— 
nehmenden Aulehens die verfaſſungsmäßige Geneh— 
migung erwirkt werde und daſs bezüglich der Wien— 
fluſs-Regulierung das Land Niederöſterreich die Ver— 
zinſung und Tilgung jeunes Anlehensbetrages, welcher 
zur Beſchaffung des nach Maßgabe des Baufortſchrittes 
auszuzahlenden, auf das Land entfallenden effectiven 
Betrages von 5,000.000 fl. nebſt den auflaufenden 
Intercalarzinſen erforderlich iſt und der Staat vom 


Beſchluſssfaſſung des 
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1. Jänner 1898 angefangen die Verzinſung und 
Tilgung eines Nominalbetrages von 5, 000.000 fl. 


des von der „Commiſſion für die Verkehrsanlagen in 
Wien“ aufzunehmenden, mit höchſtens 4 Percent ver— 
zinslichen und innerhalb längſtens 90 Jahren rück— 
zahlbaren Aulehens übernehmen“. 

Gegen dieſen Antrag iſt ſeitens des Gem.⸗Rathes Dr. Lueger 
der Antrag geſtellt worden, der Gemeinderath beſchließe, 
der Gemeinderath beharrt auf feinem Beſchluſſe vom 
27. Jänner 1892 in Bezug auf § 4 der Bedingniſſe 
behufs Durchführung der Verkehrsanlagen in Wien. 

Das iſt der erſte Antrag des Herrn Dr. Lueger. Die 
beiden anderen Anträge des Herrn Gem.-Rathes Dr. Lueg er 
wären, wenn die Herren damit einverſtanden ſind, dem Stadtrathe 
zuzuweiſen. 

Gem.-⸗Nath Dr. Tueger: Nur für den Fall der Annahme 
meines Antrages ad 1. 

Vürgermeiſter: Wenn der Antrag Dr. Lu e ger fällt, ent- 
fällt die Abſtimmung über die beiden anderen Anträge Dr. Lu eger. 

Ich werde nun den Antrag des Herrn Gem.-Rathes Dr. 
Lueger zur Abſtimmung bringen. 

Jene Herren, welche mit demſelben einverſtanden ſind, wollen 
die Hand erheben. (Geſchieht.) Abgelehnt. 

Ich bitte jene Herren, welche mit dem Referenten-Antrage 
einverſtanden find, die Hand zu erheben. (Geſchieht.) Ange: 
nommen. 

»Damit iſt der Gegenſtand erledigt. 


Es wurde daher beſchloſſen: 

Es ſei der Gemeinderaths-Beſchluſs vom 27. 
Jänner 1892 in folgender Weiſe abzuändern: 

„Unter Feſthaltung des Standpunktes, welchen 
der Gemeinderath in ſeiner an das hohe Herrenhaus 
gerichteten Petition eingenommen hat, und in Er— 
wägung, daſs der Gemeinderath eine Verantwortung 
für eine Verzögerung in der Durchführung der 
Verkehrsanlagen nicht auf ſich nehmen kann und 
will, endlich in der zuverſichtlichen Erwartung, dafg 
die hohe Regierung bei Erledigung der Linienwall— 
frage die Intereſſen der Gemeinde gebürend berück— 
ſichtigen werde, beſchließt der Gemeinderath, ſeinen 
Beſchluſs vom 27. Jänner 1892 im $ 4 abzuändern, 
wie folgt: 


§ 4. 
Die Betheiligung der Gemeinde an den im 81 
genannten Verkehrsanlagen erfolgt unter der Be— 


dingung, daſs dem Programme ſeitens des Landes 
Nieder-Oſterreich und ſeitens des Staates zugeſtimmt 
werde, daſs behufs der Betheiligung des Landes 
und des Staates an der Verzinſung und Tilgung 
des aufzunehmenden Anleihens die verfaſſungsmäßige 
Genehmigung erwirkt werde, und daſs bezüglich der 
Wienfluſs-Regulierung das Land Nieder-Oſterreich 
die Verzinſung und Tilgung jenes Aulehensbetrages, 
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welcher zur Beſchaffung des nach Maßgabe des Bau— 


fortſchrittes auszuzahlenden, auf das Land ent— 
fallenden effeetiven Betrages von fünf Millionen 
Gulden nebſt den auflaufenden Intercalarzinſen 


erforderlich iſt — und der Staat vom 1. Jänner 1898 
angefangen, die Verzinſung und Tilgung eines No— 
minalbetrages von fünf Millionen Gulden des von 
der „Commiſſion für die Verkehrsanlagen in Wien“ 
aufzunehmenden, mit höchſteus 4 Percent verzins— 
lichen und innerhalb längſtens 90 Jahren rückzahl— 
baren Anlehens — übernehmen.“ 

Bürgermeiſter: Ich bitte Herrn Gem. Rath Boſchan, zu 
referieren. 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Borſchke übernimmt den 
Vorſitz.) 

15. Referent Hem.- Rath Voſchan (von der Tribüne): Ich 
habe zur Zahl 110 über den Rechnungsabſchluſs des ſtädtiſchen 
Lagerhauſes pro 1891 zu berichten. 

Gem.⸗Nath Dr. Tueger: Es iſt beſſer, eine kleine Unter- 
brechung eintreten zu laſſen; es iſt unmöglich, dass ſich da jemand 
verſtändlich macht. 

Gem.-Nath Voſchan: Der Vortrag wird nicht lange Zeit 
in Anſpruch nehmen. Der von dem Director vorgelegte Bericht 
iſt in Druck gelegt und ſämmtlichen Herren zugeſendet worden. 
Aus demſelben geht hervor, dafs ſich die Einnahmen des Lager— 
hauſes auf 320.830 fl. die Ausgaben auf 277.236 fl. belaufen 
haben, daher ein Gebarungsüberſchuſs von 43.593 fl. 61 kr. 
erzielt wurde. Dieſer Gebarungsüberſchuſs kommt einem 5˙58 per— 
ceutigen Erträgnis des im Lagerhauſe inveſtierten Capitals gleich. 
Der Bericht iſt außerordentlich intereſſant, aber ſehr umfangreich, 
und empfehle ich den Herren, denſelben zu durchleſen, weil er 
über die Gebarung und die ganze wirtſchaftliche Bedeutung des 
Lagerhauſes eingehende Auskunft gibt. Ich erlaube mir daher, den 
Antrag zu ſtellen (liest): 

1. Der vom Lagerhaus-Director vorgelegte Bericht 
über die Geſchäftsgebarung im Jahre 1891 wird zur 
Kenntnis genommen. 

2. Der Rechnungsabſchluſs des Lagerhauſes der 
Stadt Wien für das Jahr 1891, welcher einen Ge— 
barungsüberſchuſs von 43.593 fl. 61 kr. ausweist, 
wird genehmigt, und iſt dieſer Betrag von den im 
Inventar über das currente Gemeindevermögen ent— 
haltenen Koſten der Errichtung des ſtädtiſchen Lager: 
hauſes abzuſchreiben. 

Ich empfehle dieſen Antrag zur Annahme. 

Gem.-Nath Heiler: Ich erlaube mir, an den Herrn Referenten 
eine Frage zu richten. Während der Bucdgetberathung iſt der 
Antrag angenommen worden, daſs der Lagerhausdirector angewieſen 
werde, ein Exposé, betreffend ein Weinlagerhaus oder einen ſoge— 
nannten Freikeller auszuarbeiten. Iſt nun in dem Berichte etwas 
enthalten, oder iſt der Antrag, wie fo manche andere Anträge, 
welche während der Budgetberathung angenommen worden ſind, 
ad acta gelegt worden? 

Referent: Ich habe darauf zu erwidern, dass der Bericht 
ſich auf das abgelaufene Jahr bezieht, während die Budget-Debatte 
erſt in den erſten Monaten dieſes Jahres ſtattgefunden hat. Soviel 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 54, 12. Juli 1892. 


—— — ſ— — — a a a 


— a 


mir bekannt iſt, exiſtiert ein Weinfreilager und ſoll die Vergröße— 
rung desſelben in Ausſicht genommen werden. Ich werde nicht 
ermangeln, mit dem Herrn Lagerhaus⸗Verwalter darüber zu ſprechen, 
um eventuell ein günſtiges Reſultat zu erzielen. 

Vice-NVürgermeiſter Dr. Vorſchle: Wünſcht jemand zum 
Referate das Wort? (Niemand meldet ſich.) Es iſt nicht der Fall. 
Ich erſuche die Herren, welche mit dem Referenten-Antrage ein⸗ 
verſtanden ſind, die Hand zu erheben (Geſchieht.) Er iſt ange— 
nommen. 

Es wurde daher beſchloſſen: 

1. Der vom Lagerhaus-Director vorgelegte 
Bericht über die Geſchäftsgebarung im Jahre 1891 
wird zur Kenntnis genommen. 

2. Der Rechnungsabſchluſs des Lagerhauſes der 
Stadt Wien für das Jahr 1891, welcher 
Gebarungsüberſchuſs von 43.593 fl. 61 kr. aus- 
weist, wird genehmigt, und iſt dieſer Betrag von 
den im Inventar über das currente Gemeindever— 
mögen enthaltenen Koſten der Errichtung des ſtäd— 
tiſchen Lagerhauſes abzuſchreiben. 

Vice-Vürgermeiſter Dr. Borfhke: Die öffentliche Sitzung 
iſt geſchloſſen. Es folgt eine vertrauliche Sitzung. 
(Schluss der öffentlichen Sitzung 7 Uhr abends.) 


einen 


Beſchluſs⸗ Protokoll 
der vertraulichen Sitzung des Gemeinderathes der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien 
vom 8. Juli 1892. 
Vorſitz: Vice-Vürgermeiſter Dr. Borfhke. 

1. Gem.-Nath Voſchan referiert über die Bewilligung von 
Remunerationen und Erhöhung der Bezüge für die Lagerhaus— 
beamten und beantragt: 

1. 19 Beamten, 4 Dienern und dem Stationsperſonale wären 
Remunerationen im Betrage von 2030 fl. zu bewilligen. 

2. Die Bezüge der nachverzeichneten Angeſtellten des Lager— 
hauſes der Stadt Wien wären zu erhöhen: 

a) Die Perſonalzulage des Buchhaltungs-Vorſtandes C. Zdra— 
ſchilek um 200 fl.; 

b) die Perſonalzulagen des Magazins-Vorſtandes F. Kill— 
mann und des Caſſiers E. Rabl um je 150 fl.; 

c) dem Haus- und Bahninſpector Anton Riſcher, den 
Officialen Erneſt Kurtius, Guſtav Hanslik, Leopold Enten- 
fellner und Franz Fiſcher wäre eine Perſonalzulage von je 
150 fl. per Jahr zu geben; 

d) die Gehalte der Beamten R. Oßana, C. Dietzſch, 
ſowie des Dieners L. Voglgſang wären um je 50 fl. jährlich 
nebſt den 30percentigen Quartiergeldern zu erhöhen. 

Die ſämmtlichen Gehaltszulagen und Gehaltserhöhungen lauten 
vom 1. Jänner 1892 an; 

e) der den Titel Official führende Hilfsbeamte F. Grunn 
wird mit den bisherigen Bezügen gegen dreimonatliche Kündigung 
zum Official des Lagerhauſes der Stadt Wien ernannt. 

Die Zahl der Officialſtellen vermehrt ſich hiedurch von elf 
auf zwölf. — Angenommen.) 
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Gem.⸗Rath Seiler beantragt hierbei, der Stadtrath werde 
beauftragt, wegen Regulierung, reſpective Erhöhung der Gehalte 
der Lagerhausbeamten vom Jahre 1893 Anträge zu ſtellen. 

(An den Stadtrath.) 

2. Derſelbe über Verleihung der goldenen Salvator-Medaille 
an die geweſene Waiſenmutter, Hofrathswitwe Aurelia Ober— 
mayer, und beantragt die Verleihung. — (Angenommen.) 

3. Derſelbe beantragt eine Remuneration von 500 fl. an 
Rechnungsrath Anton Faber für die in Lagerhausangelegenheiten 
geleiſteten Dienſte. — Angenommen.) 

4. Gem.-Nath Vaugoin über Fortbezug von Gnadengaben 
und Erziehungsbeiträgen. 

Schluſs der Sitzung. 


Stadtrath. 
Bericht 


über die Stadtraths-Sitzung vom 1. Juli 1892. 
Vorſitzende: Bürgermeiſter Dr. Prix. 
2. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter. 


Anweſende: Dr. v. Billing, Müller, 
Boſchan, v. Neumann, 
v. Götz, Noske, 

v. Goldſchmidt, Schlechter, 
Dr. Grübl, Schneiderhan, 
Dr. Hackenberg, Dr. Stenzl, 
Dr. Huber, Vaugoin, 
Kreindl, Dr. Vogler, 
Dr. Lederer, Witzelsberger, 
Matzenauer, Wurm. 

Meißl, 


Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Borſchke. 


Beurlaubt: St.⸗R. Rückauf. 
Schriftführer: Magiſtrats-Concipiſt Appel. 


Vice-Pürgermeiſter Dr. Richter eröffnet die Sitzung und 
macht der Verſammlung folgende Mittheilungen: 

St.⸗R. Dr. Huber iſt als Vorſitzender der Commiſſion für 
die Ziehung der Communalloſe verhindert, der heutigen Stadtraths— 
Sitzung beizuwohnen. (Zur Kenntnis.) 

Geſchäfts⸗Ausweis pro Juni 1892: 


Einlauf im Monate Juni 18—— 2 22 666 Stücke 
durch den Stadtrath erlediggnnnhlntet . 455 Stücke. 
dem Magiſtrate zur Vorberathung, beziehungsweiſe Er— 

ledigung im ſelbſtändigen Wirkungskreiſe .. 64 Stücke 


in Berathung noch von den im Juni eingelaufenen Acten 359 Stücke 
Geſammteinlauf vom 1. Jänner bis 30. Juni 1892 . 3821 Stücke. 
(Zur Kenntnis.) 

Antrag des St.⸗R. Nos ke: Der Stadtrath wolle aus feiner 
Mitte eine Commiſſion von drei Mitgliedern mit dem Auftrage 
wählen, während der praktiſchen Thätigkeit des Stenographenbureaus 
die Urſachen der mangelhaften Leiſtung zu unterſuchen und über die— 
ſelben ſowie über die Mittel zur Abhilfe dem Stadtrathe zu berichten, 
beziehungsweiſe Antrag zu ſtellen. Angenommen.) 
SL-R. Voſchan referiert bei Anweſenheit von 17 Stadträthen 
über die Verleihung der Hausſeelſorgerſtelle in der ſtädtiſchen Ver— 
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ſorgungsanſtalt in Ybbs und beantragt, diefe Stelle mit dem Genuſſe 


— 


der Naturalwohnung im Anſtaltsgebäude und dem Bezuge eines Holz 


und Kerzendeputates im reluierten Betrage von 130 fl. aus dem 
Wiener allgemeinen Verſorgungsfonde, ferner mit dem Bezuge eines 
Gehaltes von jährlich 525 fl. aus dem Religionsfonde dem Cooperator 
zu Petzenkirchen, Franz Lang, zu verleihen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vorſtehers des 
XV. Bezirkes um Verleihung einer communalen Auszeichnung für die 
k. k. Hofrathswitwe und geweſene Waiſenmutter Aurelia Ober— 
mayer und beantragt, der Genannten die goldene Salvator-Medaille 
zu verleihen. (Angenommen; an den Gemeinderath); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Lagerhausdirectors 
um Bewilligung zur Erneuerung einiger ſchadhaft gewordener Ein— 
richtungsſtücke für ſein Amtszimmer mit dem Koſtenerforderniſſe von 
589 fl. eventuell 488 fl. und beantragt die Ablehnung. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vorſtehers des 
VII. Bezirkes um Einlöſung des Hauſes Or.⸗Nr. 8 Mariahilferſtraße 
VII. Bezirk und beantragt aus den im Magiſtratsberichte angeführten 
Gründen die Ablehnung. Angenommen.) 
St.-R. Matzenauer referiert über die Einladung zur Theil: 
nahme an der kunſtgewerblichen Ausſtellung in Barcelona 1892 und 
beantragt, dieſe Einladung dem Magiſtrate zur weiteren Amtshandlung 
zuzuweiſen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Reſtaurateurs am 
Steinbruche in Ottakring, Franz Wieſinger, bezüglich der Pachtung 
der dortigen Gemeinde-Waldwieſen und Abhaltung eines Feſtes und 
beantragt, dem Genannten ausnahmsweiſe auch für das Jahr 1892 
und ohne Präjudiz für die Zukunft die Grasfechſung auf den der 
Gemeinde Wien gehörigen Waldwieſen im Ottakringerwalde und zwar 
auf der Vogeltenn-, Schnepfen- und Richterwieſe um denſelben Betrag 
wie im Vorjahre, nämlich 44 fl. zu überlaſſen, ferner die Bewilligung 
zur Abhaltung eines von den Metallarbeitern Wiens auf der Vogeltenn— 
wieſe im Juli 1892 zu veranſtaltenden Feſtes gegen dem zu ertheilen, 
dafs der Bittſteller für jeden an den Culturen anläſslich dieſes Feſtes 
etwa verurſachten Schaden der Gemeinde Wien vollen Erſatz zu leiſten 
verpflichtet iſt. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Project für die Umpflaſterung der 
Tegetthoffſtraße vom Neuen Markte bis zur Führichgaſſe im I. Bezirk 
mit dem budgetmäßig bedeckten Koſtenbetrage von 8139 fl. 90 kr. 
(bei Verwendung von imprägnierten Holzſtöckeln), eventuell von 8092 fl. 
23 kr. (bei Verwendung von Asphalt comprimé) und beantragt die 
Genehmigung desſelben. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Brauneiß wegen Aufſtellung von Sitzbänken in den Alleen an 
der Peripherie des Schmelzer Exercierfeldes (Hütteldorferſtraße in 
Rudolfsheim und Wienerſtraße in Breitenſee) und beantragt die Ab- 
lehnung, da das k. u. k. zweite Corps-Commando, zufolge Zuſchrift 
vom 20. Mai 1892, Z. 5972, die Bewilligung hiezu verſagt hat. 
Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Deckung der reftlichen Koſten der 
Renovierung der Marienſäule am Piariſtenplatze im VIII. Bezirk und 
beantragt, den Reſtbetrag von 886 fl. 44 kr. der 2675 fl. 51 kr. 
betragenden Geſammtkoſten aus Gemeindemitteln zu decken und denſelben 
auf den Reſervefond zu verweiſen. ( Angenommen.) 
Es wird die Wahl des in der Stadtraths-Sitzung vom 30. Juni 
1892, Z. 3010, beſchloſſenen Verhandlungs-Comités bezüglich An⸗ 
kaufes des Hauſes Nr. 17 Dietrichgaſſe, III. Bezirk, und die Wahl 
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des Comités zur Reviſion der Thätigkeit des gemeinderäthlichen Steno— 
graphenbureaus vorgenommen. 

In das erſte werden gewählt die St.⸗R.: v. Goldſchmidt, 
Vaugoin und Dr. Grübl; in das zweite die St.⸗R.: Noske, 
Dr. Grübl und Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter. 

— Derſelbe referiert über das Anfuchen des Bibliotheks⸗Directors 
um Bewilligung einer Perſonalzulage für den Diener David Sellinger 
und beantragt, dem Amtsdiener D. Sellinger auf die Dauer 
ſeiner Verwendung in der ſtädtiſchen Bibliothek eine im Falle ſeiner 
Vorrückung nicht zu reſtringierende, bei einer etwaigen Penſionierung 
anrechenbare, nur im Falle feiner Verſetzung auf einen anderen Dienft- 
poſten einzuziehende Perſonalzulage jährlicher 250 fl. zu bewilligen 
und zur Ausgabs-Rubrik III 6 pro 1892 einen Zuſchuſscredit in 
dieſer Höhe zu genehmigen. 

St.⸗R. Noske beantragt die Ablehnung. 

Der Referenten-Antrag wird angenommen; an 
den Gem einderath. 

— Derſelbe referiert über das an den Herrn Bürgermeiſter 
gerichtete Schreiben des Gem.-Rathes Dehm wegen Verleihung einer 
Communal⸗Auszeichnung an den Präfidenten des Erſten Wiener Volks- 
küchen⸗Vereines Dr. Joſef Kühn und beantragt, dem Genannten 
das tarfreie Bürgerrecht zu verleihen. 

ö (Angenommen; an den Gemeinderath.) 

St.-. Müller referiert über das Anſuchen des Franz Tutcef 
um Bewilligung zum Baue eines dreiſtöckigen Wohnhauſes X., Laaer— 
ſtraße, Grundb.⸗Einl. 1823, Ecke der Waldgaſſe, und beantragt die 
Beſtätigung des Magiſtrats-Antrages auf Ertheilung des Bauconſenſes 
unter Genehmigung der Eckabkappung mit 840 m Länge ſtatt 458 m 
gegen dem, daſs der hiedurch freiwillig unverbaut bleibende Baugrund 
unentgeltlich an die Gemeinde Wien abgetreten wird. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Project für die Regulierung der 
Bleichergaſſe im IX. Bezirke von Nr. 3 und 5 bis zur Eiſengaſſe 
mit dem Koſtenerforderniſſe von 1623 fl. 72 kr. und beantragt die 
Genehmigung desſelben und die Bewilligung eines Zuſchuſseredites in 
der Höhe des Erforderniſſes. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Project für die Reconſtruction 
des fluſsaufwärts gelegenen Fußweges der Ferdinandsbrücke über den 
Donaucanal mit dem Koſtenerforderniſſe von 8624 fl. 93 kr. und 
beantragt die Genehmigung desſelben und die Bewilligung eines Zu⸗ 
ſchuſscredites zur Deckung des hievon nicht bedeckten Theilbetrages von 
2124 fl. 93 kr. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Conten bezüglich der mit Stadt— 
raths⸗Beſchluſs vom 22. Mai 1891, Z. 300, bewilligten Adaptierung 
der Kühlräume in der Markthalle VII., Burggaſſe, zu Eiskellern mit 
dem Koſtenbetrage von 497 fl. 60 kr. und beantragt die Bewilligung 
eines Zuſchuſscredites zur Ausgabs⸗Rubrik XIX 5 b in der Höhe 
dieſes Erforderniſſes. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Project für die Herſtellung eines 
Haupt⸗Unrathscanales in der Antoni- und Paulinengaſſe im XVIII. Be⸗ 
zirke mit dem bedeckten Koſtenerforderniſſe von 2258 fl. 22 kr. und 
beantragt die Genehmigung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Bärtl 
wegen Herſtellung von Linienwalldurchbrüchen in der Starhemberg-, 
Hungelbrunn⸗, Igel⸗, Blechthurm⸗ und Kriehubergaſſe im IV. Bezirke 
und beantragt, nachdem die Durchbrüche in der Starhemberg- und 
Hungelbrunngaſſe vom Stadtrathe bereits genehmigt und in Aus- 
führung begriffen ſind, und der Durchbruch in der Laurenzgaſſe jedenfalls 
zur Ausführung gelangen wird, die Igelgaſſe überhaupt nicht durch— 


Amtsblatt der k. k. Reichshaupk⸗ und Reſidenzſtadt Wien. — Nr. 54, 12. Juli 1892. 


S 
r NEN NN N 


zuführen und den Tauſch-Antrag des Karl Wanitzky, ſowie die 
Schaffung von Durchbrüchen in der Verlängerung der Blechthurm— 
und Kriehubergaſſe abzulehnen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über die Mehrarbeiten bei dem Canalbaue 
in der Julienſtraße in Pötzleinsdorf im XVIII. Bezirke und beantragt, 
zu dem mit Stadtraths-Beſchluſs vom 17. März 1892, Z. 1233, 
genehmigten Koſtenbetrage von 7874 fl. 29 kr. einen Mehrkoſtenbetrag 
von 1200 fl. gegen Detailverrechnung bei Vorlage der Schluferechnung 
zu bewilligen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Ed. Rzehaczek 
um Nachſicht der Terminsüberſchreitung beim Canalbaue in der Burg- 
und Stuckgaſſe im VII. Bezirke und beantragt, dem Unternehmer die 
durch beſondere Schwierigkeiten der Bauausführung gerechtfertigte 
Überſchreitung des Arbeitstermines in der Dauer von elf Tagen nach— 
zuſehen, dagegen auf eine Nachſicht der weiteren Terminsüberſchreitung 
von elf Tagen, welche lediglich dem Verſchulden des Unternehmers 
beizumeſſen iſt, nicht einzugehen und auf der Einzahlung der hierauf 
entfallenden Conventionalſtrafe von 25 fl. per Tag, im ganzen daher 
eines Pönalbetrages von 275 fl. zu beſtehen. 
St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt, einfach das Pönale von 
550 fl. auf die Hälfte, d. i. 275 fl. herabzuſetzen. 
(Letzterer Antrag wird angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen der Firma Gebrüder 
Leube, zum Schutze der öſterreichiſchen Cementinduſtrie die Ver— 
wendung von Cementen ungariſcher Provenienz bei den ſtädtiſchen 
Bauten principiell auszuſchließen und beantragt, demſelben keine 
Folge zu geben. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Anſuchen des Vorſtehers des 
XIII. Bezirkes um Herſtellung eines ſtabilen Gehſteges zwiſchen der 
Halteſtelle Hütteldorf⸗-Bad und Hacking und beantragt, das Stadtbauamt 
zu beauftragen, hierüber Skizze und Koſtenvoranſchlag baldmöglichſt 
vorzulegen. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Becker 
wegen Herſtellung von Linienwall⸗Durchbrüchen V., Johanna-, Sieben⸗ 
brunnen⸗ und Laurenzgaſſe und beantragt, nachdem die Herſtellung 
des Durchbruches in der Johannagaſſe bereits genehmigt wurde, dieſer 
Durchbruch auch die verlängerte Siebenbrunnengaſſe aufnimmt und 
bereits durchgeführt worden iſt, die Herſtellung des projectierten Linien- 
wall⸗Durchbruches in der Verlängerung der Laurenzgaſſe zu dem Koſten— 
betrage von 1750 fl. 99 kr. unter Genehmigung der hinſichtlich der 
Grundüberlaſſung ſeitens der k. k. Südbahn-Geſellſchaft geſtellten Be— 
dingungen zu beſchließen und die Beleuchtung des neuen Straßentheiles 
mit einer halbnächtigen Gasflamme mit den jährlichen Koſten von 
19 fl. 60 kr. zu genehmigen. (An genommen); 
— derſelbe referiert über die im Laufe der Budget-Debatte ge- 
ſtellten Anträge wegen Herſtellung der Sohle des Hochquellen-Aquä— 
ductes aus einem Metalle und beantragt, den Stadtbauamts-, be—⸗ 
ziehungsweiſe Magiſtratsbericht mit dem Bemerken zur Kenntnis zu 
nehmen, dass mit dem günſtigen Ergebniſſe des Boſchinasphalt⸗über⸗ 
zuges ſich begnügt werden dürfte. (Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Wim— 
berger wegen Regulierung des Neubaugürtels bei der Mariahilfer— 
linie und beantragt, auf Grund des Bauamtsberichtes vom 13. Mai 
1892, Z. 1205, beziehungsweiſe des Magiſtratsberichtes vom 18. Mai 
1892, Z. 86821, diesfalls vorläufig keine Verhandlungen einzuleiten. 
(Angenommen); 
— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Jedliöka wegen Herſtellung eines Linienwall-Durchbruches in der 
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Severingaſſe im IX. Bezirke und beantragt, den hiefür erforderlichen 
Grund der Firma M. Gerſtle & Cie. am Währinger Gürtel im 
beiläufigen Ausmaße von 1457 , zu dem vom Stadtbauamte er⸗ 
mittelten Betrage von 25 fl. per Quadratmeter als Privateigenthum 
der Gemeinde einzulöſen. 

St.⸗R. Matzen auer beantragt, den Magiſtrat zu beauftragen, 
mit der Firma in Verhandlung zu treten wegen zeitweiliger Pachtung 
des Grundes bis zur definitiven Entſcheidung. 

Der Referent iſt hiermit ein verſtanden und wird dieſer 
Antrag angenommen. 

— Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Dr. Lueger wegen Herſtellung eines Linienwall-Durchbruches im 
VIII. Bezirke, Laudongaſſe und Breitenfeldergaſſe, und beantragt, es 
ſei neuerlich mit Antonia Lux bezüglich Überlaſſung des fraglichen 
Grundes (der Cat.⸗Parc. 378 im VIII. Bezirke) zu verhandeln, 
eventuell die Expropriation einzuleiten, hiezu ein Comité von drei 
Mitgliedern aus dem Stadtrathe zu wählen. (Angenommen.) 

In das Comité wurden gewählt die St.⸗R.: Dr. v. Billing, 
Müller und R. v. Neumann. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen des k. k. Militär⸗Arars 
um Baulinienänderung und Auflaſſung von Straßenzügen bezüglich 
eines auf der Schmelz nächſt Breitenſee für militäriſche Unterkunfts⸗ 
bauten in Ausſicht genommenen Grundcomplexes, und beantragt die 
Genehmigung der Magiſtrats-Anträge. 

St.⸗R. R. v. Neumann beantragt die Vertagung behufs An⸗ 
fertigung von Plänen und Drucklegung der Anträge. 

Letzterer Antrag wird angenommen. 

— Derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes 
Gſchwandner wegen Erwerbung eines Schulbauplatzes im 
XVII. Bezirke und beantragt, denſelben durch den Beſchluſs des 
Gemeinderathes vom 21. Juni 1892, Z. 3342, bezüglich Erwerbung 
von Gründen in der Schmerlinggaſſe im XVII. Bezirke als erledigt 
zu erklären. Angenommen.) 

St.-N. Noske referiert über das Anſuchen des Anton 
Konrath um käufliche Überlaſſung des ſtädtiſchen Hauſes Nr. 135 
Hauptſtraße in Dornbach und beantragt: 

1. Das in der Einlage Nr. 341 des Grundbuches der Cataftral- 
Gemeinde Dornbach auf der Cat.-Parc. 214 beſtehende einſtöckige 
Haus Conſer.⸗Nr. 52, Or.⸗Nr. 135 Hauptſtraße und 2 Gemeinde⸗ 
gaſſe ſammt dem übrigen Theile dieſer Parcelle bis zur Grenzlinie 
des vorliegenden Planes, zuſammen im Ausmaße von 570 m? werden 
um den Kaufſchilling von 18.000 fl., d. i. achtzehntauſend Gulden 
6. W. an Anton Kon rath überlaſſen, wobei der Käufer die Über⸗ 
tragungsgebüren und Stempel zu bezahlen hat. 

2. Dieſes Trennſtück iſt aus der bezeichneten Einlage auszu⸗ 
ſcheiden, hiefür eine neue Grundbuchseinlage zu eröffnen und auf 
derſelben die Servitut wegen Duldung des dieſes Grundſtück durch⸗ 
ziehenden Alsbachcanales, ſowie wegen Geſtattung der Vornahme von 
Reparaturen durch die von der Gemeinde beſtelllen Organe, ohne 
daſs ein Entgelt ſeitens der Gemeinde hiefür zu entrichten wäre, zu 
Gunſten der Gemeinde Wien einzuverleiben. 

3. Die Übergabe des Hauſes und die Auszahlung des Kauf- 
ſchillins hat am 1. Auguſt 1892 zu erfolgen, daher die am 1. Augußt 
1892 fälligen Mietzinſe bereits dem Anton Konrath zufallen, ihm 
aber auch von dieſer Zeit an die Tragung aller Laſten obliegt. 

4. Die Naturalwohnungen des ehemaligen Gemeinde-Secretärs 
Gottbrecht, des Gemeindedieners Knob und des Straßenaufſehers 
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wohnung das Quartiergeld dem Ausmaße der Wohnung entſprechend 
vom 1. Auguſt 1892 anzuweiſen, worüber ſeinerzeit dem Stadtrathe zu 
berichten ſein wird. (Angenommen); 

Punkt 1 bis 3 an den Gemeinderath. 

— derſelbe referiert über das Ergebnis der neuerlichen Offert— 
verhandlung wegen Vergebung der Buchdrucker- und Buchbinderarbeiten 
für den Haupt⸗Rechnungsabſchluſs pro 1891 und den Hauptvoranſchlag 
pro 1893 und beantragt, die Herſtellung der Buchdrucker- und Buch— 
binderarbeiten, ſowie die Papierlieferung für den Haupt-Rechnungs— 
abſchluſs pro 1891 und den Hauptvoranſchlag pro 1893 der Firma 
J. B. Wallishauſſer zu übertragen. (Angenommen.) 

Über die in der Debatte von den St.⸗R. Boſchan, Schlechter 
und Vaugo in gegebenen Anregungen ſtellt Referent den Zuſatz— 
Antrag: 

Der Magiſtrat wird beauftragt, wegen Anderung des Formates 
und Verbeſſerung der Eintheilung derart rechtzeitig zu berichten, dass 
wennmöglich noch heuer ein verändertes Format (Groß-Quart) nach 
dem Muſter der Protokolle des Reichsrathes und Landtages gewählt 
werden kann; jedenfalls ſind die Anmerkungen in größerem Drucke 
herzuſtellen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert bezüglich der Schullocalitäten II., Stefanie⸗ 
ſtraße 13 und beantragt, der unausweichlichen Verlängerung des 
Mietvertrages unter den dermalen geltenden Bedingungen bis zum 
November⸗Termine 1893 zuzuſtimmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Conten bezüglich der mit Stadt— 
raths⸗Beſchlufs vom 23. Juli 1891 genehmigten Herſtellungen im 
Aſyl⸗ und Werkhauſe und beantragt die Genehmigung der Über— 
ſchreitung per 1205 fl. 33 kr. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Kutſchers Georg 
Höfler um Nachſicht der Zahlung eines Betrages von 7 fl. an— 
läſslich der Beſchädigung einer Gartenbank und beantragt die Nach— 
ſicht, beziehungsweiſe Abſchreibung dieſes Betrages aus dem Titel der 
Uneinbringlichkeit. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Johann Briza 
um Herabſetzung des Mietzinſes für deſſen Wohnung im ſtädtiſchen 
Hauſe VII., Burggaſſe Nr. 115 und beantragt die Ablehnung. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Dr. Jak. Gold— 
ſchmied um Mietzinsherabſetzung und beantragt, den Mietzins für 
die Wohnungen Nr. 11 und 12 im zweiten Stocke des Prangl'ſchen 
Stiftungshauſes VI., Eßterhazygaſſe Nr. 18 vom November 1892 an 
auf jährlich 580 fl. incluſive Nebengebüren herabzuſetzen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Holzhändlers Ludwig 
Geiſt um genaue Bezeichnung der gewünſchten Ware in den Offert— 
verhandlungs-Ausſchreibungen und um theilweiſe Übertragung der Holz— 
lieferungen und beantragt, da ſich das erſte Anſuchen als gegenſtandslos 
erweist und bezüglich des zweiten die Lieferung an die Firma 
Schneider & Cie. bereits übertragen iſt, die Abweiſung. 

| (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die bei Berathung über das Amtsblatt 
im Gemeinderathe eingebrachten Anträge der Gem.-Räthe Dr. Linke, 
Wünſch und Dr. Lueger wegen Aufnahme von Daten über die 
Waſſerverſorgung, den Frachtenverkehr und die Landwirtſchaft in die 
ſtatiſtiſchen Ausweiſe und beantragt, in den ſtatiſtiſchen Ausweiſen in 
Zukunft monatlich die Daten über den täglichen Waſſerzufluſs aus der 
Hochquellenleitung zu veröffentlichen und den Bericht des Magiſtrates 
über die Veröffentlichung von Daten über den Frachtenverkehr zu Land 
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und zu Waſſer und über die Landwirtſchaft genehmigend zur Kenntnis 
zu nehmen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Genoſſenſchaft der 
Wiener Einfpänner wegen Nichtherſtellung eines geräuſch— 
loſen Pflaſters in der Rothenthurmſtraße und beantragt die Ab— 
lehnung. Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Protokolle der Sitzungen des 
Bezirksausſchuſſes des XIV. Bezirkes vom 10. Mai 1892 (öffentlich und 
vertraulich), des XVII. Bezirkes vom 11. Mai 1892 (öffentlich und 
vertraulich), des XVI. Bezirkes vom 11. April 1892 (öffentlich) und 
13. Mai 1892 (vertraulich) und beantragt die Kenntnisnahme. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Protokolle der Sitzungen des 
Bezirksausſchuſſes des XVIII. Bezirkes vom 20. April 1892 (öffentlich 
und vertraulich) und vom 24. März 1892 (vertraulich) und beantragt 
die Kenntnisnahme, und ſämmtliche Bezirksausſchüſſe aufzufordern, die 
Abſchriften der Protokolle längſtens acht Tage nach ſtattgehabter Sitzung 
vorzulegen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Protokoll der Sitzung des Bezirks- 
ausſchuſſes des XI. Bezirkes vom 18. März 1892 (öffentlich) und 
beantragt die Kenntnisnahme mit dem Bemerken, dafs das directe Ein- 
ſchreiten bei der k. k. Poſt- und Telegraphen-Direction und bei der 
Staatseiſenbahn⸗Geſellſchaft nicht in der Competenz des Bezirksaus— 
ſchuſſes lag und in Hinkunft derlei Angelegenheiten im competenzmäßigen 
Wege zu erledigen ſind. Angenommen.) 

St.-N. Voſchan referiert bezüglich Erbauung einer Pfarrkirche 
ſammt Pfarrhof in Rudolfsheim-Fünfhaus und der Beitragsleiſtung 
der Gemeinde Wien, und beantragt: | 

1. Die Gemeinde Wien anerkennt die Verpflichtung zur Leiſtung 
eines Beitrages von 30.000 fl. zu den Koſten dieſes Kirchenbaues, 
ferner eines weiteren Betrages von 20.000 fl., inſoferne dieſer Beitrag 
nicht durch die freiwilligen Beiträge aufgebracht werden konnte. 

Von dieſen Beträgen ſind 10.000 fl. ſofort, 10.000 fl. bei Be⸗ 
ginn der inneren Einrichtung und der Reſt in drei gleichen Jahres— 
raten vom 1. Jänner 1893 an flüſſig zu machen; | 

2. diefelbe nimmt weiters im Sinne des Geſetzes vom 7. Mai 
1874, Nr. 50 R.⸗G.⸗-Bl., die Beſtreitung der Koſten für die Durch— 
führung der Erdarbeiten (Hand- und Fuhrkoſten) per rund 3000 fl. 
auf ſich, welche nach erfolgter Schluſsabrechnung und nach Maßgabe 
des ſich hiebei effectiv ergebenden Betrages flüſſig zu machen ſind, 
auf ſich; 

3. dieſelbe überläfst endlich den für den Vorbau an der Haupt- 
fagade und für die derſelben vorgelegte Freitreppe erforderlichen Straßen 
grund im Ausmaße von 20020 m? vom Cardinal Rauſcherplatze 
unentgeltlich zu dieſem Zwecke und gibt ihre Einwilligung, daſs dies— 
bezüglich eine Widmungserklärung ähnlich der von der ehemaligen 
Gemeinde Rudolfsheim rückſichtlich der Parcelle 1200 / ausgefertigten 
abgegeben und der k. k. n.⸗ö. Statthalterei übermittelt werde; 

4. die Perſonen, welche für den Kirchenbau ſubſeribiert haben, 
ſind, ſoferne dieſelben die Beiträge noch nicht eingezahlt haben, zur 
Zahlung aufzufordern. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt: 

5. Der Magiſtrat wird beauftragt, Vorſorge zu treffen, daſs das 
Project vorgelegt wird. 

Die Referenten⸗ Anträge und der Antrag des St.-R. 
Dr. v. Billing werden angenommen. 

ö (An den Gemeinderath.) 
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St.-N. Dr. v. Billing referiert bei Anweſenheit von 20 Stadt⸗ 
räthen über die Beſetzung einer Beamtenſtelle am Central-Friedhofe 
und beantragt, eine proviſoriſche Beamtenſtelle bei der Verwaltung des 
Wiener Central⸗Friedhofes mit dem Jahresbezuge von 700 fl. nebſt 
30percentigem Quartiergeld dem Joh. Joſ. Braun zu verleihen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert bei Anweſenheit von 20 Stadträthen über 
die Beſetzung der zweiten Beamtenſtelle am Wiener Central-Friedhofe 
und beantragt, die zweite proviſoriſche Beamtenſtelle mit dem Jahres- 
bezuge von 700 fl. nebſt 30percentigem Quartiergelde dem Auguſt 
Günther zu verleihen. Angenommen.) 


St.-N. Meißl referiert über 20 Geſuche aus dem I. Bezirke 
um Zuſicherung der Aufnahme in den Wiener Gemeindeverband und 
beantragt, die erbetene Zuſicherung zu ertheilen an: 

Löwenberg Samuel, Repräſentant der Lebensverſicherungs— 
Geſellſchaft „New-York“; 

Freund Iſidor, Bankgeſchäfts-Inhaber; 

Maierhofer Jakob, Geſchäftsdiener; 

Gratzinger Joſef, Dr., prakt. Arzt; 

Nebeßar Marie, Kindsfrau; 

Huttig Paul Oswald, Samenhändler; 

Epſtein Adolf, Schneider; 

Steiner Joſef, Portier; 

Gyöuek Franz, Gaſtwirt; 

Schaffer Juliana, Realitätenbeſitzerin; 

Stocker Thereſia, Hausbeſorgerin; 

Peche Joſef, Schuhmachergehilfe; 

Wolff Ludwig, Schriftſetzer; 

Dörfler Michael, Photograph; 

Hitſchfeld Thereſia, Hutmacherswitwe, 

Herzog Leopold, Lehramtscandidat; 

Abel Karl, Wechſelagent; 

Schultheiß Friedrich, Commiſſionär; 

Adlung Bertha, Buchhändlerswitwe; 

Goldberg Jakob, Rechnungsfeldwebel. 


— derſelbe referiert über 22 Geſuche aus dem XVIII. Bezirke 
um Aufnahme, beziehungsweiſe Zuſicherung der Aufnahme in den 
Wiener Gemeindeverband, und beautragt: 


Angenommen); 


a) die Zuſtändigkeit zu verleihen an: 


Pujmann Joſef, Gemiſchtwarenhändler; 
Popp Simon, Schloſſergehilfe; 
Hirlinger Rudolf, Buchhalter; 
Weſſely Joſef, Spängler; 

Sterz Joſef, Gemiſchtwaren-Verſchleißer; 
Holy Joſef, Gemiſchtwarenhändler; 
Mareſch Johann, Tiſchler; 

Gilek Karl, Zimmerputzergehilfe; 

Hraby Johann, Hausbeſorger; 

Schubert (Subot) Anton, Schloſſergehilfe; 
Sobek Johanna, Briefträgerswitwe; 
Wagner Franz, Sattlergehilfe; 
Schramm Auguſt, Inſpector der k. k. Staatsbahnen; 
Breyer Karl, Schuhmacher; 

Stanek Joſef, Schuhmacher; 

Badal Joſef, Geſchäftsreiſender; 

Forth Mathias, Tiſchlergehilfe; 
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b) die erbetene Zuſicherung zu ertheilen an: 

Eckersdorfer Joſef, Reviſor der Neuen Wiener Tramway— 
Geſellſchaft; 

Roſenberg Richard, Bankbeamter; 

Breunig Andreas, Platzagent; 

Klenner Karl, Friſeur. (Angenommen.) 

St-R. Dr. Huber referiert über die Vertheilung der Georg 
Schredt'ſchen Stiftungsintereſſen per 206 fl. an Lehrer und beantragt, 
die im Magiftrats-Berichte vom 18. Juni 1892, Z. 30038, ver— 
zeichnete Vertheilung zu genehmigen. ( Angenommen.) 

St.-N. Schlechter referiert über vier Geſuche um Verleihung 
des Bürgerrechtes und beantragt, das Bürgerrecht zu verleihen an: 

Maſchik Johann, Schuhmacher; | 

Fruhwirth Eduard, Schuhmacher; 

Metſchl Franz, Trödler und Schloſſer; 

Cziſchek Franz, Drechsler. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Vorſtellung des Leopold Klein, 
Cartonagewaren⸗Erzeuger, gegen die vom Magiſtrate erfolgte abweisliche 
Erledigung ſeines Anſuchens um Verleihung des Bürgerrechtes und 
beantragt, dem Genannten das Bürgerrecht zu verleihen. 

(Angenommen); 

— derselbe referiert über das Anſuchen der Eigenthümer des 
Hauſes Or.⸗Nr. 76, Hauptſtraße in Ober-Döbling um Entſchädigung 
anläſslich eines Waſſerleitungsgebrechens und beantragt, die Aus— 
zahlung eines Betrages von 200 fl. an die Hauseigenthümer Nr. 76 
Hauptſtraße Ober-Döbling aus Billigkeitsgründen, ohne eine rechtliche 
Verpflichtung zu einer Schadenerſatzleiſtung anzuerkennen und gegen dem 
zu genehmigen, dafs die fünf Hauseigenthümer durch gemeinſame 
Fertigung der Quittung erklären, durch dieſe aus Billigkeitsgründen 
erhaltene Zahlung mit allen ihren Anſprüchen befriedigt zu ſein und 
aus Anlass des vorgekommenen Gebrechens keinen Anſpruch an die 
Gemeinde Wien ſtellen zu können oder zu wollen. 

(Angenommen.) 

St-R. Schneiderhan referiert über den Recurs des Soda— 
waſſer⸗Erzeugers Anton Marx gegen die vom magiſtratiſchen Bezirksamte 
für den XI. Bezirk erfolgte Abweiſung ſeines Anſuchens um Bewilligung 
der Aufſtellung eines ambulanten zweirädrigen Sodawaſſer-Verkaufs⸗ 
wagens beim Hauptthore und dem Thore der iſraelitiſchen Abtheilung 
des Central-Friedhofes und beantragt, die Bewilligung zu ertheilen, 
nachdem der Bezirksausſchuſs und die Polizei gegen die Aufftellung 
kein Bedenken erhoben haben. 5 

St.⸗R. Vaugoin beantragt, die Aufſtellung auf der entgegen— 
geſetzten Seite zu geſtatten. | 

Der Referenten-Antrag wird angenommen. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen des Karl Schiller, 
Präſident des engliſch-franzöſiſchen Converſationsclubs, um käufliche 
Überlaſſung der Schießſtätterealität in Hütteldorf, Dornbacherſtraße 20, 
und beantragt die Ablehnung. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Ottilie Lipansky, 
XIII. Bezirk Lainz, Hauptſtraße 9 um käufliche Überlaffung eines 
Theiles der Wegparcelle 198/1, und beantragt die Ablehnung. 

Angenommen); 

— derſelbe referiert über zwei Anſuchen um Verleihung des 

Bürgerrechtes und beantragt, die Bewerber abzuweiſen. 
(Angenommen); 

— derſelbe referiert über drei Anſuchen um Verleihung des 
Bürgerrechtes und beantragt, dem Bewerber 

Waſtl Heinrich, Gemiſchtwaren-Verſchleißer, 
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Roſenauer Rudolf, Gemiſchtwaren⸗Verſchleißer, 

Schimper Franz, Gaſtwirt, 
das Bürgerrecht zu verleihen. Angenommen.) 

St.-R. Kreindl referiert über die Vergebung der Nufsernte im 
XIII. Bezirke und beantragt, die Ernte der grünen Nüſſe von den 
Nuſsalleen im XIII. Bezirke in der Hetzendorfer Allee in Hietzing, 
der Nuſsallee in Breitenfee, der Bergſtraße und des Bräuhausweges 
in Hütteldorf pro 1892 dem Mathias Kremſer um den Kaufpreis 
von 20 fl. zu überlaſſen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Nachſicht einer Muſik⸗Impoſtgebür 
und beantragt, das Anſuchen des Eduard Spieß und Joſef Fenz 
um Nachſicht der Muſik-Impoſtgebür für die am 18. Juni l. J. zu 
wohlthätigen Zwecken abgehaltenf Abendunterhaltung gegen dem zu 
genehmigen, daſs ſeitens der Geſuchſteller die Zuwendung eines even— 
tuellen Überſchuſſes zu dem genannten Zwecke nachgewieſen wird. 

(Angenommen); 
— derſelbe referiert über das Offert der Firma H. Kulka und 


Cie. in Troppau bezüglich Lieferung von Porphyrpflaſterſteinen aus 


den Steinbrüchen bei Krzeszowice in Galizien und beantragt die 
Ablehnung. (An genommen.) 

St.-R. v. Götz referiert über die Reparatur des Gemeinde⸗ 
Schöpfbrunnens im XVIII. Bezirke Weinhaus, Ecke der Hauptſtraße 
und Johannesgaſſe mit dem Koſtenbetrage von 209 fl. 75 kr., und 
beantragt die Bewilligung eines Zuſchuſscredites in dieſer Höhe zur 
Ausgabs⸗Rubrik XXII 6 k. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über die Rechnungen bezüglich der mit den 
Beſchlüſſen des Stadtrathes vom 17. Juni 1891, Z. 258 und 
28. Auguſt 1891, Z. 2081, genehmigten Inſtallation der elektriſchen 
Beleuchtung des der Ringſtraße zu gelegenen Zifferblattes der Rath— 
hausthurmuhr und beantragt, zur Ausgabs-Rubrik IV 22 anlässlich 
des im heurigen Jahre zur Auszahlung gelangenden Reſtbetrages per 
551 fl. 07 kr. einen Zufchufseredit von 301 fl. 07 kr. zu bewilligen 
und das Stadtbauamt zu beauftragen, wegen Bedeckung der zu weiteren 
Verſuchen wegen Verbeſſerung der Beleuchtung erforderlichen Geldmittel 
eine Vorlage zu erſtatten. (An genommen.) 

St.-R. Wurm referiert über das Project für die Verlegung 
des Niveauüberganges über die Donauuferbahn im Zuge der oberen 
Zufahrt der Donau⸗Dampfſchiffahrts⸗Geſellſchaft und beantragt, der 
projectierten Verlegung unter der Bedingung zuzuſtimmen: 

1. daſs der Gemeinde Wien das Recht gewahrt wird, jederzeit 
zum Zwecke und für die Dauer der ſich in Hinkunft ergebenden 
Reconſtructionsarbeiten am ſtädtiſchen Canale oder der Einmündung 
neuer Zweigcanäle die neue Zufahrtsſtraße zum Landungsplatze abzu- 
ſperren und aufzugraben und g 

2. daſs die bei der Ausführung der neuen und Caſſierung der 
alten Einfahrt nothwendigen Anderungen an dem beſtehenden Straßen- 
pflaſter, ſowie an der Ableitung des Niederſchlagswaſſers vom Straßen- 
grunde auf Koften der Erſten k. k. priv. Donau-Dampfſchiffahrts⸗ 
Geſellſchaft nach Angabe des Stadtbauamtes vorgenommen werde. 

( Angenommen.) 

St.-RN. Witzelsberger referiert über die Vermietung der 
Stallungen 11 und 12 auf dem Pferdemarkte und beantragt, dieſelben 
der Firma W. Schleſ inger und Cie., II. Bezirk, Schüttelſtraße 19 um 
den Jahreszins von 700 fl. per Stall, zuſammen 1400 fl. ſammt 
Nebengebüren zu vermieten und für künftige Stallvermietungen den 
Jahreszins mit mindeſtens 700 fl. per Stall feſtzuſetzen. 

(Angenommen); 
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— derſelbe referiert über die Zurückziehung des Offertes des 
Karl Stieg ler bezüglich der Herſtellung der Fleiſchſtände und deſſen 
Anſuchen um Ausfolgung des Vadiums per 250 fl. und beantragt, die 
Ausfolgung zu genehmigen. (Angenommen.) 

St.-R. Wurm referiert über das Anſuchen des M. Pleßl 
um Ertheilung des Bauconſenſes zu der durch den Abbruch, beziehungs— 
weiſe den Umbau des Nachbarhauſes VIII. Bezirk, Lerchengaſſe 7 
nothwendigen Reconſtruction, beziehungsweiſe Verſtärkung der Feuer— 
mauer des Hauſes Or.-Nr. 9 Lerchengaſſe, und beantragt die Beſtäti— 
gung des Magiſtrats-Antrages auf Ertheilung des Bauconſenſes. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert bezüglich der weiteren Verwendung des auf— 
gelaſſenen Nothſpitales im XVIII. Bezirke, Uniongaſſe 4 und beantragt, 
die Verwendung desſelben zur Unterbringung der Krankentransport— 
mittel, des Desinfections-Apparates ꝛc., ſowie die nothwendigen 
Adaptierungen und Herſtellungen im bedeckten Koſtenbetrage von 989 fl. 
32 kr. zu genehmigen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Wim— 
berger wegen Vergrößerung der Localitäten der Steueramtsabtheilung 
beim magiſtratiſchen Bezirksamte für den XIV. und XV. Bezirk und 
beantragt, das vorgelegte Project für die Verlegung des Steueramtes 
in den Tract der Roſinagaſſe und die Unterbringung der Conſcriptions— 
amts⸗Commiſſäre und der Militär⸗Evidenzhaltung im Parterre des 
Tractes am Friedrichsplatze mit dem bedeckten Koſtenerforderniſſe von 
768 fl. 22 kr. zu genehmigen, und die von den jetzigen Steueramts⸗ 
localitäten übrigbleibenden Räume der Regiſtratur zuzuweiſen. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert bezüglich eines Zubaues zum Schulgebäude 
in Lainz im XIII. Bezirke und beantragt, in Würdigung der in der 
Zuſchrift des Bezirksſchulrathes vom 3. Juni 1892, Z. 2949, aus⸗ 
geſprochenen Motive den Zubau zur ſtädtiſchen Schule in Lainz— 
Speiſing, wofür im Hauptvoranſchlage pro 1892 12.000 fl. ein= 
geſtellt ſind, nicht auszuführen, ſondern geeignete Localitäten zur 
vorläufigen Unterbringung von zwei Lehrzimmern für die gedachte 
Schule vom kommenden Schuljahre an zu mieten. 

(Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Barth. Lon gin 
um Abänderung der Baulinie, V., Untere Bräuhausgaſſe 84 und 
beantragt die Ablehnung. (Angenommen.) 

St.-R. Dr. Vogler referiert über die am Schluſſe dieſes 
Schuljahres am ſtädtiſchen Pädagogium ſtattfindenden Collegien und 
die am 8. Juli l. J. ſtattfindende Schluſsconferenz und beantragt die 
Kenntnisnahme. (Angenommer); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Ortsſchulrathes wegen 
Beiſtellung von 34 zweiſitzigen Bänken Syſtem Hosky für die Volks⸗ 
ſchule in Unter-Döbling zum Preiſe von 10 fl. 50 kr. per Stück und 
beantragt die Genehmigung. Angenommen.) 

(Bürgermeiſter Dr. Prix übernimmt den Vorſitz.) 

— Derſelbe referiert über den Umtauſch des Glühlampenſyſtems 
Auer in der photographiſchen Lehr- und Verſuchsanſtalt für Photo- 
graphie und Reproductionsverfahren und beantragt, die im Zeichenſaale 
der Lehranſtalt befindlichen 32 Stück Doppelbrenner alten Au er'ſchen 
Syſtems gegen 32 Stück einfache Brenner einfachen Syſtems gegen 
eine an die Firma Welsbach und Williams zu leiſtende Vergütung 
von 1 fl. per Stück, zuſammen per 32 fl. umzutauſchen; bezüglich 
der Erhaltung dieſer 32 Stück Glühlampen neuen Syſtems den 
Magiſtrat zu ermächtigen, das vom Stadtbauamte entworfene Überein⸗ 
kommen mit der obgenannten Firma zu treffn. (Angenommen); 


KKK 


— derſelbe referiert über das Anſuchen des „Vereines zur 
Gründung gemeinſamer Schulgärten im XVII. Bezirk“ um über⸗ 
laſſung des Anzengruberplatzes und des Gartens des Nothſpitales der ehe— 
maligen Gemeinde Ottakring und beantragt, die Überlaſſung des im 
XVI. Bezirke gelegenen Anzengruberplatzes an den Verein zur Gründung 
gemeinſamer Schulgärten im XVII. Bezirke auf Widerruf, ſowie gegen 
dem zu genehmigen, daſs der Gemeinde hieraus keine Auslagen 
erwachſen und dafs die Anlagen im Einvernehmen mit dem Bezirks- 
ausſchuſſe und dem Stadtgärtner ausgeführt werden; das Anſuchen 
um Überlaſſung des Nothſpitalgartens der ehemaligen Gemeinde 
Ottakring zu demſelben Zwecke abzuweiſen. 

(Angenommen; an den Gemeinderath); 

— derſelbe referiert über den Erlass der k. k. nied.⸗öſterr. Statt⸗ 
halterei vom 25. April 1892, Z. 1088, wegen Abfuhr des pro 1889 
noch rückständigen, ſeinerzeit von der Gemeinde Hietzing beſchloſſenen 
Jahresbeitrages von 300 fl. zur Erhaltung des Communal-Gym— 
naſiums in Unter⸗Meidling und beantragt, dieſen Betrag an die 
nied.⸗öſterr. Landes-Hauptcaſſa abzuführen und denſelben auf dem 
Reſervefond zu verrechnen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen der Lehrer Franz 
Buchmann, IV., Phorusgaſſe 10 und Joſef Fehlinger, IV., 
Alleegaſſe 44, um Bewilligung des Dienſttauſches und beantragt, die 
Zuſtimmung zu ertheilen. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über den Antrag des Gem.-Rathes Dr. 
Klotzberg wegen Führung ſtatiſtiſcher Tabellen, bezüglich der Sub— 
ſtitutionen von Lehrperſonen und beantragt, die Note des Bezirks- 
Schulrathes vom 14. Juni 1892, wonach die Schulleitungen ans 
gewieſen wurden, alljährlich am Schluſſe des Schuljahres eine Tabelle 
über die während desſelben vorgekommenen Erkrankungen oder ſonſtigen 
Dienſtesverhinderungen des Lehrperſonales, die Dauer und Art der 
Krankheit, ferner im Falle der nothwendigen Supplierung über die 
ſupplierende Lehrkraft vorzulegen, und dieſe Tabelle im Laufe des 
Monates Auguſt dem Magiſtrate zur Verfügung geſtellt werde, zur 
Kenntnis zu nehmen und den Magiſtrat zu beauftragen, den Act dem 
ſtatiſtiſchen Departement zur Einſicht und weiteren Amtshandlung 
(Beiſchaffung des erforderlichen Materiales, Veröffentlichung der we— 
ſentlichen ſtatiſtiſchen Daten in den Publicationen der Gemeinde) zu 
übermitteln, hievon den Bezirks⸗Schulrath in Kenntnis zu ſetzen. 

St.⸗R. Schlechter beantragt, dieſe Tabellen nicht zu ver— 
öffentlichen. 

Dieſer Antrag wird abgelehnt und der Referenten— 
Antrag angenommen. 

— derſelbe referiert über den Erlass des k. k. niederöſter— 
reichiſchen Landesſchulrathes vom 7. Juni 1891, Z. 5941, bezüglich 
des Erlaſſes des hohen k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht 
vom 27. Juni 1891, Z. 6285, betreffend den einheitlichen Vorgang 
bei Beſetzung der Lehrſtellen an den öffentlichen Volksſchulen in Wien 
und die Zustimmung des Landesſchulrathes zur Gewährung der Per— 
ſonalzulagen an Lehrperſonen ſeitens der Gemeinde und beantragt, den 
Erlaſs des k. k. Miniſteriums für Cultus und Unterricht vom 
27. Juni 1891, Z. 6285, hinſichtlich der Gewährung von Perſonal— 
zulagen im Hinblicke auf das ſeither erfloſſene Landesgeſetz vom 
27. December 1891, Nr. 67 L.⸗G.-Bl., hinſichtlich des Vorganges 
bei Beſetzung der Lehrſtellen im Hinblicke auf den mittlerweile 
ergangenen, vom Stadtrathe bereits zur Kenntnis genommenen Erlaſs 
des k. k. n.⸗ö. Landesſchulrathes vom 23. April 1892, Z. 3362 
(St.⸗R.⸗Z. 2590) mit dem Beifügen zur Kenntnis zu nehmen, daſs 
der Stadtrath der in dem hohen Erlaſſe enthaltenen Bemerkung, daſs 
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nach dem Geſetze die Lehrſtellen an öffentlichen Mädchenſchulen 


einſchließlich der Stelle der Oberlehrerin in erſter Linie mit weiblichen 
Lehrkräften zu beſetzen ſeien, nicht beipflichten kann. (Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Anton Groß um 
Rückvergütung der Verpflegskoſten für Joſefine Schraml und bean— 
tragt, dem Genannten aus Billigkeitsrückſichten als theilweiſe Ver⸗ 
gütung der Auslagen per 41 fl. 60 kr. den Betrag von 18 fl. aus 
der Dienſtbotenkrankencaſſe auszubezahlen. (Angenommen.) 

(Vice-Bürgermeiſter Dr. Richter übernimmt den 
Vorſitz.) 

St.-R. Dr. Grübl referiert über das Anſuchen der Productiv- 
genoſſenſchaft der Wiener Fleiſchſelcher um käufliche Überlaſſung eines 
Theiles der Wegparcelle Nr. 3131/2 im Erdbergermais und beantragt, 
den im Plane mit B H G D C B bezeichneten Theil der Wegparcelle 
Cat.⸗Parc. 3131/2 im Ausmaße von circa 316 m? — 8777 D 
der Productivgenoſſenſchaft der Wiener Fleiſchſelcher um den Einheits— 
preis von 25 fl. per Quadratklafter und mit dem gleichen Vorbehalte 
wie bei dem Stadtraths-Beſchluſſe vom 1. April 1892 gegen dem 
käuflich zu überlaſſen, dafs die Genoſſenſchaft die Vertragskoſten und 
Übertragungsgebüren aus eigenem beſtreitet. (Angenommen.) 

St.-N. N. v. Goldſchmidt referiert über das Project für die Her— 
ftellung eines Haupt⸗Unrathscanales in der neuen Gaſſe zwiſchen der Jäger— 
und Kloſterneuburgerſtraße im II. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe von 
2474 fl. 3 kr. und beantragt die Genehmigung. Angenommen); 

— derſelbe referiert über das Anſuchen des Joſef Hirſch um 
Ertheilung des Bauconſenſes zur Herſtellung eines Vorhauſes (Veranda) 
auf Einl.⸗Z. 925, X. Bezirk, Laaerſtraße 21, und beantragt die Be⸗ 
ſtätigung des Magiſtrats-Antrages auf Ertheilung des Bauconſenſes 
unter den Bedingungen, dafs dasſelbe bei einer Straßendurchführung 
ſofort auf Verlangen des magiſtratiſchen Bezirksamtes ohne Anſpruch 
auf Entſchädigung beſeitigt werde und daſs die in dieſem Bauconſenſe 
liegende Zuſtimmung zu den Bauführungen der beim Magiſtrate an— 
hängigen Verhandlung über eine vom Geſuchſteller vor Jahren erfolgte 
Einbeziehung der angrenzenden ſtädtiſchen Wegparcelle in ſeine Realität 
in keiner Weiſe präjudicieren. 

St.⸗R. Dr. v. Billing beantragt die Vertagung bis zur Ent- 
ſcheidung dieſer Verhandlung über die Grundfrage. 

Letzterer Antrag wird abgelehnt und der Referenten— 
Antrag angenommen. 

— Derſelbe referiert über das Anſuchen des Ludwig und Joſef 
Biro um Ertheilung der Bewilligung zum Baue eines Wohnhauſes 
auf der Bauſtelle an der Ecke der Gerl- und Jacquingaſſe im 
III. Bezirke und beantragt die Beſtätigung des Magiſtrats-Antrages 
auf Ertheilung des Bauconſenſes unter Genehmigung der projectierten 
Riſalite mit 015m, beziehungsweiſe 0˙30 m Vorſprung gegen Ein- 
löſung des erforderlichen Grundes per 2˙947 m? um den dem Ankaufs⸗ 
preiſe der Bauſtelle von 50 fl. per Quadratmeter entſprechenden Betrag 
von 147 fl. 35 kr. Angenommen.) 

St.-N. Dr. Lederer referiert über das Anſuchen der Schneider: 
gehilfenswitwe Antonia Sehr um eine jährliche Unterſtützung aus 
dem Andreas Sehr'ſchen Stiftungsfonde und beantragt, der Geſuch— 
ſtellerin anf Lebensdauer eine Unterſtützung im Jahresbetrage von 
300 fl. in Monatsraten aus den Überſchüſſen des Ertrages des 
Sliftungsvermögens vom 1. Juni 1892 an zu bewilligen; den aus 
den Caſſareſten der allgemeinen Depoſiten entnommenen Vorſchuſs aus 
den verbleibenden Überſchüſſen des Stiftungsvermögens der Jahre 1892 
und 1893 u. ſ. f. zu refundieren. ( Angenommen.) 

Schluſs der Sitzung. 
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Allgemeine nachrichten. 


Approviſtonierung. 


(Der tägliche Fleiſchmarkt.) 
Großmarkthalle eingelangte 
waren vom 3. bis 9. Juli 1892.) 
1. Fleiſchſendungen: 
a) Für den täglichen Fleiſchmarkt. 


Rindfleiſch 195.141 Kg. (Davon aus Nieder⸗ ⸗Oſterreich — 154. 375 
aus Ober⸗Oſterreich — 662; aus Mähren 
— 12.894; aus Galizien — 23.147; aus 
Ungarn — 4.063 Kg.) 

(Davon aus Nieder-Oſterreich — 3.384; aus 
Mähren — 55; aus Galizien — 25.414; 
aus Ungarn — 27 Kg.) 


Fleiſch⸗ 


Kalbfleiſch. .. 28.880 „ 


Schaffleiſch 631 „ẽ Davon aus Galizien — 595; aus Ungarn 
— 36 Kg. 

Schweinfleiſch 18.964 „ 1 aus 
Böhmen — 134; aus Mähren — 1022; aus 

Galizien — 523; aus Ungarn — 1.035 Kg.) 

Kälber . . . 1351 Stück (Davon aus Nieder⸗Oſterreich — 6; aus 
Mähren — 25; aus Galizien — 1.318; aus 
Ungarn — 6 St.) 

Schafe 74 „ Davon aus Nieder-Oſterreich — 60; aus 
Galizien 14 St.) 

Schweine. 120 „ (Davon aus Nieder-Oſterreich — 67; aus 
Mähren — 23; aus Galizien — 30 St.) 

Lämmer 4 „ (Davon aus Galizien 4 St.) 

b) Für den Approviſionierungsverein. 
Rindfleiſch 2.350 Kg. Kälber 39 Stück 
Kalbfleiſch . . Ds Schaffe De 
Schaffleiſc h. — „ Schweine. — „ 
Schweinfleiſch 399 4, Lämmer. — „ 

2. Preisbewegung: 

serien Siedfleiſch .. von 40 bis 72 kr. per Kg. 
Rindfleisch Roſtbraten u. Rieden „ 56 „ 95 „ „ 
Kalbfleiſchhet . 2 2 2.2 .. „ RE ae SO a a 
SchaffleiſchchkhhnnA !. „„ SAOR 2. Aa 
Schweinfleiſckchchkcce .. „ 54 „ẽ 76 „ „ „ 
Kälbe&rerrer nnr I a OO Se 
She „ A ch 
Schweine ER 48 64 „ 
Wimme von 3 fl. bis 3½ fl. per Stüc. 


Die Zufuhr an Fleiſchwaren war mit Ausnahme jener an 
Rindfleiſch geringer als in der Vorwoche. 

Die anfangs der Woche lebhafte Nachfrage war zum Wochen— 
ſchluſſe im Verhältniſſe zu den Vorräthen ſchwach und erlitten die 
Preiſe der Kälber und des Kalbfleiſches eine Ermäßigung von 
2 bis 5 kr. per Kilogramm und jene des Rindfleiſches mittlerer 
und beſſerer Qualität eine ſolche von 4 bis 6 kr. per Kilogramm. 

Die Preiſe der übrigen Fleiſchwaren erfuhren keine weſentlichen 
Anderungen. 

*. * 
* 
(Pferdemarkt vom 8. Juli 1892.) 
Zum Verkaufe wurden gebracht: 388 Pferde. 
Preis: für Gebrauchs pferde 100—400 fl. per Stück, 
„ Schlachtpferde 19— 65 fl. per Stück. 
Der Markt war äußerſt lebhaft. 
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Detailpreiſe in der Woche vom 3. Juli bis 9. Juli 1892: 
(Geſchlachtet wurden 264 Pferde.) 


Vorderes Pferdefleiſchcl . 1 Kg. 20—36 kr. 
Hinteres „„ 1 „ 24—44 „ 
Lungen⸗ und Roſtbraten 1 „ 24—44 „ 
Seldfleih -.. . 2.2... 1 „ 30-50 „ 
Extrawürſte 2 1 „ 30-48 „ 
Dürre Wür fte 2 1 „ 32—56 „ 
Rohes Fette a 1 „ 36—60 „ 
Geſchmolzenes Fett = 1 40—80 „ 
Schweif haare = = 1 Schweif 25—80 
Knochen 100 Kg. fl. 2—4.— 
Me per St. „ 3.55 6.50 
* * 


(Schlachtviehmarkt vom 11. Juli 1892.) 
1. Auftrieb. 
Maſtvieh — 3993, Weidevieh —.—, Beinlvieh — 633. 
Summa . 4626. 
Davon — nach Racen: 


Ungariſche Thiere . . . 1884 
Galiziſche „ 1435 
Deutſche 5 . . 1226 
Büffel „ a ol 
Davon — nach Gattungen: 
DIDI. a 3760 
ee 333 
Kihe 533 


2. Preisbewegung. 
a) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht mit Procent- 


abzug: 
Ungariſche Schlachtthiere von 54 bis 62 fl. 
(extrem U 63 1 64 10 Dieſe Preiſe ermäßigen ſich um 
Galiziſche Schlachtthiere, 53, 62 „ ee (auf denen 


gen Markte 37 bis %), 
10 j 


(extrem n 63 77 64 welchen der Verkäufer dem 
Käufer als Entſchädigung: 


un Schlachtthiere Ri 5 N 63 " a) für den Gewichtsverluſt in- 
(extrem „ 64 „ 64½ „) folge der Schlachtung; 


b) für die minderwertigen 


S — — Stoffe, wie: Haut, Horn, 
Stiere ee Bl " 7 ö für „Anfetitt 26:5 80 f 

= 8 e) für die wertloſen Stoffe, 
Kühe . eee, e " Hr wie: Magens und Darm⸗ 
Büffel e ee 0 inhalt ꝛc., zugeſteht. 
Beinlvie nnd. „ — „ — 5 


b) Preis per 100 Kg. Lebendgewicht ohne Procentabzug: 


Ochſen . von 24½ bis 34 fl. 
Stiere e 2.800, 5 
Kühe. . . „ 24 „ U 32½ „ 
Büffel in . 


Beinlvieh . = = 


e) Preis per Stück: 
Beinlvieh . von 21 bis 107 fl. 
Nach dem Modus auf Schlachtgewicht wurden keine Schlacht⸗ 
thiere angekauft. 
Un verkauft blieben: 
Ochſenn 56 Stück 
Beinloieh . 12 Stück 
Gegen den letzten Montagsmarkt wurden um 643 Stück 
Schlachtthiere mehr aufgetrieben. Die Kaufluſt war infolge des 
ſtärkeren Auftriebes ziemlich flau, daher die Preiſe im Allgemeinen 
einen Rückgang von 2 fl. per 100 Kilo erfahren haben. 


N N N N N Ne — ——u—ä v— . 


Preisbewegung an der Börſe für landwirtſchaftliche 
Prodnete in Wien vom 9. Juli 1892. 


| a) Getreide. 
Weizen (Qualitätsgewicht 74—80 Kg.) 


von J fl. 29 kr. bis 9 fl. 50 kr. S. 
Roggen 8 S nm In nm SD | 
Vale ee are 7 Bid, S 
EIS are ĩ ² Ä 8 „ Dyen. BT. 
ff „ U » O Ä 
b) Mahlproducte. 
Gessi é]! von 15 fl. 50 kr. bis 17 fl. 25 kr.) S 
Weizenmehl BM „ % f ee 
RoggenmehklChc lll „ , Sp > 
Weizenlleie > 2 2 2 ren 1 1 0 % h „ e 
Roggen kle ieee 1 e 


Städtiſches Lagerhaus. 


30. Juni bis 7. Juli 1892: 
Waren eingelagert. 44.742 Meter⸗Centner 
1 ausgelagert 39.708 0 
Die durchſchnittliche Tagesbewegung bezifferte ſich auf 
14.075 Meter⸗Centner. 


Lagerſtand vom 7. Juli 1892: 284.654 Meter⸗Centner, und zwar: 
57.287 Meter⸗Centner Weizen, 7.074 Meter⸗Centner Roggen, 


37.060 5 Gerſte, 37.378 5 Hafer, 
60.358 5 Mais, 5.567 15 Olſaaten, 
8.919 1 Mehl u. Kleie, 7.632 5 Wein, 

21.655 15 Zucker, 5.090 Hektoliter à 100% Spiritus. 


Der Aſſecuranzwert dieſer Waren ſtellt fi) auf 3, 263.660 fl. öſt. Währ. 


Gewerbeangelegenheiten. 


Gewerbeaumeldungen vom 2. Juli 1892. 


(Fortſetzung.) 
Brandeis Theodor — Sodawaſſer-Verſchleiß — I., Weihburggaſſe 20. 
Rappel Thereſia — Sonn- und Regenſchirmmacherin — IV., Haupt- 

ſtraße 67. 

Cziballa Alois — Stadtlohnfuhrgewerbe — 

Ferdinandsgaſſe 22. 

Winternitz Otto — Stadtträger — J., Rothenthurmſtraße, Ecke der 

Wollzeile. 

Schindler Karl — Spirituoſenhaudel — XVI., Neulerchenfeld, Herbſt— 

traße 44. 

m Weißglas Mendl — Spirituoſen-Verſchleiß — III., Invalidenſtraße 53. 
Wärmer Franz Joſef — Handelsagentur mit Textilwaren — J., Salz— 

ries 10. 

g Jelinek Amalia — Tiſchlergewerbe — XVIII., Währing, Quergaſſe 7. 
Kleinſchmidt Eduard — Tuchhaudel — J., Rothenthurmſtraße 23. 
Singer Moriz — Commiſſionshandel mit Tuch- und Schafwollwaren — 

J., Werderthorgaſſe 12. 

Haas Franz und Haas Johann — Tuchſcherer — VIII., Alſerſtraße 63. 
Kohn Cöleſtine — Uhrmachergewerbe — XVIII., Währing, Hauptſtraße 22. 
Buchmeier Joſef — Vereinsagentie — V., Diehlgaſſe 15. 

Beindl Franz — Victualien-Verſchleiß — IV., Schlüſſelgaſſe 1. 

Butter Heinrich — Victualien- und Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — IX., 

Hahngaſſe 28. 

Daſtl Johann — Victualienhändler — XI., Simmering, Hauptſtraße 69. 

Koller Auna — Victualien- und Blumen-Verſchleiß — XVI., Neu— 
lerchenfeld, Brunnengaſſe, Marktſtand. | 

Mayerweck Francisca — Victualienhandel — IX., Liechtenſteinſtraße 29. 

Schira Eliſabeth — Victualienhandel — XIV., Rudolfsheim, Hollocher— 

gaſſe 9. g 

N Wandl Anna — Victualienhandel im Umherziehen — V., Grüngaſſe 25. 
Haas Franz und Haas Johann — Chemische Wäſcherei — VIII., Alſer— 

ſtraße 63. 

Erl Joſefine — Wein-Verſchleiß — XVIII., Währing, Feldgaſſe 27. 
Flax Jente Rachel — Weißnäherin — II., Raimundgaſſe 4. 
Keil Karl — Verſchleiß von Zimmermalerrequiſiten — VII., Bernard— 

aſſe 1. 

Al Draudeis Katharina — Zuckerbäckerwaren-Verſchleiß — I, Weihburg— 

gaſſe 22. 


XII., Uuter-Meidling, 


* * 
* 
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Gewerbeanmeldungen vom 4. Juli 1892. 


Bock Heinrich — Handel mit Baumaterialien — VI., Schmalzhofgaſſe 2. 

Fritz Alois — Bäckergewerbe — IX., Währingerſtraße 23. 

Roth Joſef — Bier- und Weinhandel — X., Bürgerplatz 15. | 
fraß a: Thereſia — Bierſchank — XIX., Heiligenſtadt, Heifigenftädter- 
traße 18. 

Lupomesky Anton — Blumen-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Schön⸗ 
brunnerſtraße 10. 

Wahle Moriz S. — Betrieb von Börſegeſchäften — I., Wiener Börſe. 

Piſchel Katharina — Brantwein-Verſchleiß — X., Herzgaſſe 51. 

ö u. Antonia — Kleinhandel mit Holz und Kohle — II., Autons— 
gaſſe 8. 

Kerndl Karl — Kleinhandel mit Holz und Kohlen — XIX., Nufsdorf, 
Herrengaſſe 12. 

Klepſch Marie — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — X., Quellengaſſe 123. 

Novak Wenzel — Kleinhandel mit Brennholz, Kohlen und Coaks — L, 
Habsburgergaſſe 8. 

Scholz Wilhelm — Holz- und Kohlen-Verſchleiß — V., Grohgaſſe 5. 

f . Joſef — Kleinhandel mit Holz und Kohlen — VIII., Haſpinger⸗ 
gaſſe 2. 

Wolf Ferd. Andreas — Holzhändler — IV., Alleegaſſe 52. 

55 Thereſia — Canditenverkauf — XV., Fünfhaus, Neubau⸗ 
gürtel 5. 

Moller Karl — Verſchleiß von chemiſch-parmaceutiſchen Geräthen — J., 
Franzensring 18. ’ 

Scherzer Simon — Fellhaudel — II., Ferdinandsſtraße 27 und 29. 

Böhmer Johann — Flaſchenbierhandel — VI., Königskloſtergaſſe 3. 

Adel Hermaun — Fleiſchhauer — X., Eugengaſſe 56. 

Gabler Mathias — Fleiſchhauer — IV., Karolinengaſſe 13. 

Haberl Johaun — Fleiſchhauer — XV., Fünfhaus, Herklotzgaſſe 30. 

Holl Kunigunde — Fouragehandel — X., Heinrichsgaſſe 22. 

Koczy Rudolf — Galvaniſeurgewerbe — VII., Neubaugaſſe 70. 

Schmidt Urſula — Garderobe-Geſchäft — II., k. k. Prater, Ausſtellung. 

Schweiner Karl — Gebäck-Verſchleiß — IV., Kärnthnerthormarkt. 

Bauer Gertrud — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Schröttergaſſe 27. 

Bimüller Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Langegaſſe 17. 

ö Brunner Karoline — Gemiſchtwaren-Verſchleißs — V., Anzengruber— 
gaſſe 5. 
Daubrawa Wenzel — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Wielandgaſſe 17. 

ö a Leopold — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Abele- 
gaſſe 4. 

Feßl Anton — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Maria⸗ 
hilfergürtel 21. 
fraß a Eleonore — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Sechshaus, Haupt- 
traße 16. 

Goldbach Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — III., Rennweg 78. 

Haider Joſef — Gemiſchtwarenhandel — J., Bauernmarkt 7. 

Koſchek Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Gellertgaſſe 7. 

Jank Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XIV., Rudolfsheim, 
Karolinengaſſe 29. 

Jaquemont Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Bürgerplatz 7. 

Kirchhofer Amalie — Gemiſchtwaren-Verſchleißs — XVI., Ottakring, 
Schulgaſſe 10. 

Kogler Michael — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Stumpergaſſe 36. 

Kohn Katharina — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Zentagaſſe 10. 

Kollmer Barbara — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VII., Bandgaſſe 10. 

Krill Franz — Gemiſchtwarenhandel — XII., Hetzendorf, Hauptſtraße 7. 

Krivanee Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — J., Teinfaltſtraße 11. 

Lang Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VIII., Laudongaſſe 23. 

Lettmüller Ferdinand — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Hauptſtraße 57. 

Mayer Johanna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Unter⸗Sievering, 
Hauptſtraße 68. e 

Mayerhofer Thereſia — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIX., Unter— 
Döbling, Peregrinigaſſe 33. 

Mitterer Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Hundsthurmer— 
ſtraße 46. 

Oliva Johann — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XII., Unter-Meidling, 
Schönbrunner Hauptſtraße 60. 

Penz Auna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XIV., Sechshaus, 
ſtraße 87. 

Pfeiffer Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Gerſthof, Wein— 
berggaſſe 16. 

Platzer Franz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — VI., Magdalenenſtraße 3. 

Posluſchny Cäcilie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — V., Wolfganggaſſe 12. 

J age Anna — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Banifen- 
gaſſe 1. 
0 un Eduard — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, Burg— 
gaſſe 7. 
fraß 1 8 Marie — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVI., Neulercheufeld, Thalia— 
traße 4. 

Schipek Dominik — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XV., Fünfhaus, 
Michaelergaſſe 1. 

Schwarz Simon und Noſſal Rudolf — Gemiſchtwarenhandel — L, 
Reichsrathsſtraße 25. 

Seimann Martin — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — IX., Badgaſſe 9. 
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Sockel Adolf — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Kudlichgaſſe 42. 
Spiekermann Egon — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — I., Graben 8. 
Sturm Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — X., Simmeringerſtraße 173. 
Szadovsky Auna —- Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Antonigaſſe 98. 
Themar Joſef — Gemiſchtwaren-Verſchleiß — XVIII., Währing, Wein— 
berggaſſe 15. N 
8 1 ler Magdalena — Gemiſchtwaren-Verſchleißs — X., Raaberbahn⸗ 
gaſſe 17. 
Zitka Ignaz — Gemiſchtwaren-Verſchleis — XVI., Ottakring, Haupt- 
ſtraße 49. 
Boscovitz Karl David Otto Leopold und Goldmann Siegmund — Com- 
miſſionshandel mit Gerbſtoffen — II., Gr. Mohrengaſſe 32. 
b 1 Marie — Grünwaren-Verſchleiß — XVI., Ottakring, Watt- 
gaſſe 37. 
Breth Wilhelm — Handelsagentur — VI., Hirſchengaſſe 11. 
Jedlizka Anton — Kaffeeſchank — XIV., Sechshaus, Gürtelſtraße 7. 
Kuranda Friedrich — Kautſchukſtempel-Erzeugung — V., Wildenmanng. 1. 
König Laura — Kleidermacherin — II., Hofenedergaſſe 1. 
Lehner Francisca — Kleidermacherin — I., Himmelpfortgaſſe 3. 
Platzer Victor — Damenmodewarenhandel — VI., Mariahilferſtraße 85. 
Rubäs Franz — Kleidermacher — VIII., Fuhrmannsgaſſe 9. 
Fuchs Johann — Kleinfuhrgewerbe — IX., Nuſsdorferſtraße 55. 
Karall Katharina — Kleinfuhrwerk — X., Südbahn-Viaduct. 
0 5 Roſa — Kunſtblumen⸗Erzeugung — XIV., Rudolfsheim, Neu— 
gaſſe 27. 
Fiſcher Leopold — Kurzwarenhandel — J., Vorlaufſtraße 2. 
Reuter Eduard — Lohnfuhrwerks-Inhaber — VII., Kaiſerſtraße 102. 
Heß Moſes — Commiſſions-Verſchleiß von Manufacturwaren — I., 
Weihburggaſſe 9. 
Spitz Rudolf — Handelsagentur mit Manufactur- und Seidenwaren — 
I., Weihburggaſſe 9. 
Höfner Roſa — Marktvictualienhandel — J., Zedlitzhalle. 
ii at Barbara — Marktvictualienhandel — XII., Unter-Meidling, 
karkt. 
Pribil Magdalena — Marktvictualien-Verſchleiß — XVI., Neulerchenfeld, 
Markt in der Brunnengaſſe. 
sau Juliana — Marktvictualienhandel — XII., Unter-Meidling, 
Markt. 
Zanitzer Katharina — Marktvictualienhandel — XVIII., Währing, 
Kirchengaſſe, Markt. 
Schwadron Victor — Maurer — IX., Porzellangaſſe 20. 
Kühnel Anton — Maſchinſtrickerei — XIV., Sechshaus, Ullmann- 
ſtraße 45. N 
Herzhaft Herſch Löb und Engel Alfred — Miedermachergewerbe — VII., 
Weſtbahnſtraße 1. 
Cermak Joſefa — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Neulerchen— 
feld, Kirchſtetterugaſſe 16. 
Ecker Marie — Milch— 
Langegaſſe 18. 
Hofer Heinrich — Milchmeier — XVIII., Währing, Antonigaſſe 18. 
Schwetka Anna — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVIII., Währing, 
Döblingerſtraße 38. 
Stein Iſaak — Milchmeier — VII., Neubaugaſſe 33. | 
Steinkelner Thereſia — Milch-Verſchleiß — XIV., Sechshaus, Haupt- 
ſtraße 59. 
Zirngiebl Marie — Milch- und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
Saillergaſſe 30. 
Beer Leopold — Möbel-Verſchleiß — IX., Nufſsdorferſtraße 1. 
Fetzer Emma v. — Modiſtengewerbe — J., Jaſomirgottſtraße 6. 
Gaſparin Magdalena — Hauſierhandel mit Obſt und Grünzeug — II., 
Kloſterneuburgerſtraße 48. 
Hanak Roſalia — Hauſierhandel mit Obſt und Grünzeug — II., Weber- 
aſſe 15. 
N Hofenberg Katharina — Verſchleiß von Obſt und Grünwaren — X., 
Bürgerplatz 4. | . 
Stark Johann — Obſthandel — XVIII., Währing, Weinberggaſſe 21. 
Grabmann Sofie — Papier-Verſchleiß — J., Rauhenſteingaſſe 8. 
Kleinrath Stefan — Papier-Verſchleiß — VII., Lindengaſſe 16. 
Max Melanie — Verſchleiß von Papier und Gratnlationskarten — II., 
Blumauergaſſe 25. | 
Beyer Antonia — Pfaidlerin — III., Beatrixgaſſe 12. 
Mader Julie — Pfaidlerei — VII., Neuſtiftgaſſe 38. 
Mayer Anna — Pfaidlerin — XII., Unter-Meidliug, Schönbrunner 
Hauptſtraße 104. | 
Nunnenmacher Ritter von Röllfeld — Pfaidler — IX., Währinger— 
ſtraße 22. . 
Hartl Joſef — Perſoneutransport-Unternehmung — XIV., Rudolfsheim, 
Braunhirſchengaſſe 40. 
Salakwarta Franz — Schloſſergewerbe — XVI., Neulerchenfeld, Haupt— 
traße 2. 
I Geich Antonia — Verſchleiß von Schnitt- und Kurzwaren — XV., 
Fünfhaus, Tannengaſſe 11. 
Heller Thereſe — Privilegium auf Schultaſchen-Verſchleiß — II., Auf 
der Haide 11. 
Papet Franz — Schuhmachergewerbe — XIV., Rudolfsheim, Arnſtein⸗ 
gaſſe 29. 


und Gebäck-Verſchleiß — XVI., Ottakring, 
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Schmidt Melanie — Selchwaren-Verſchleiß — VIII., Florianigaſſe 10. 
Marzik Anna — Seifen- und Kerzen-Verſchleiß — VII., Neubaug. 64. 
Mendl Ludwig, Skulezky David und Mendl Adolf — Speditionsgewerbe 
— I., Neuthorgaſſe 15. 
Moshammer Franz — Spirituoſenhandel — V., Vor der Matzleins— 
dorferlinie 150. 
Fürſt Joſef Johann — Strohhut-Erzeugung — VII., Zollergaſſe 21. 
Stejskal Peter — Tapezierer — II., Waldmüllergaſſe 16. 
König Marie — Thierhandel — XVI., Ottakring, Langegaſſe 11. 
Polaſek Rudolf — Verſchleiß von Toilette-Artikeln — XVIII., Währing, 
Kreutzgaſſe 15. 
Fröhlich Antonia — Trödlergewerbe — IX., Trödlerhalle, Zelle 140. 
Eihuſchitz Marie — Uhrmacherin — III., Rennweg 47. 
Leeb Julius — Uhrenhandel — XV., Fünfhaus, Schönbrunnerſtraße 1. 
Razinger Alexander — Uhrmacher — I., Giſelaſtraße 1. | 
Reſch Marie Anna — Victualien-Verſchleiß — IX., Waſagaſſe 32. 
0 Roth Franz — Victualienhaudel — XIV., Rudolfsheim, Braunhirſchen— 
gaſſe 13. N 
Ruprecht Roſalia — Victualienhandel — XIV., Rudolfsheim, Markt⸗ 
gaſſe, vor dem Hauſe Nr. 50. (Das Weitere folgt.) 


Ad Prot.⸗Nr. 115622 
Ref.⸗Nr. 1677 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten für die Herſtellung eines 
geräuſchloſen Pflaſters in der Tegetthoffſtraße im J. Bezirk vom 
Neuen Markt bis zur Führichgaſſe, und zwar: 

a) Für die Herſtellung eines Holzſtöckelpflaſters oder eines 
Pflaſters aus Asphalte eomprime im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 5986 fl. 25 kr., und 

b) die bezüglichen Steinpflaſterungs-Arbeiten im veranſchlagten 
Koſtenbetrage von 1308 fl. 36 kr., eventuell von 1260 fl. 69 kr. 
wird vom Magiſtrat der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 
Wien am 19. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im Rathhauſe 
(4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, die Ausmaße, die 
Koſtenanſchläge und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. N 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädkiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadinm anzuſchließen, 


oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 


erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. Juli 1892. 2—3 


— 


m 


Ad Prot.⸗Nr. 92872 


Lo 


Ref.⸗Nr. 1298 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt⸗Uunrathscanales ans Beton in der See— 
böckgaſſe im XVI. Bezirke mit dem veranſchlagten Koſtenerforder— 
niſſe von 2557 fl. 44 kr. und 200 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 18. Juli d. I., 
präciſe um 11 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent— 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, das 
Ausmaß, den Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene 
Vorſchrift im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 22. Juli 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 89742 
1253 ex 1892. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Stein-Pflafterungsarbeiten bei Her⸗ 
ſtellung eines Metallit⸗Pflaſters in der Stroh-, Veith⸗ und 
Auenbruggergaſſe im III. Bezirke im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 2096 fl. 75 kr. und 100 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 18. Juli d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent- 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.-Stempelmarke verſehen, als Offert verfiegelt zu 
überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlaugende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhaudlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 5. Juli 1892. 288 


Ad Prot.⸗Nr. 117336 ex 1892 
Ref.-Nr. 1697. V. 


Kundmuchung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Banmeiſterarbeiten für die 
Herftellung eines Haupt⸗Uẽrathscanales aus Beton in der Autoni⸗ 
und Panlinengafle im XVIII. Bezirke mit dem Koſtenerforderniſſe 
von 1685 fl. 43 kr. und 300 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 20. Juli d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu bringen, 
beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes Exem⸗ 
plares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, mit 
einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juli 1892. 2—3 
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Ad Prot.⸗Nr. 125725 
Ref.⸗Nr. 4000 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Lieferung von 420 Sitzen an Schul⸗ 
bänken für eine Bürgerſchule im ehemaligen Gemeindehauſe in 
Gaudenzdorf, Schönbrunner Hauptſtraße Nr. 39 und 41 im 
XII. Wiener Gemeindebezirke im veranſchlagten Geſammtkoſten— 
betrage von 2100 fl. wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt— 
und Reſidenzſtadt Wien am 16. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr 
vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Schnitt 
im neuen Rathhauſe, im II. Stocke, eine öffentliche ſchriftliche 
Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Koſtenanſchlag und die 
allgemeinen und ſpeciellen Bedingniſſe im Stadtbauamte im neuen 
Rathhauſe, Mezzanin, während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
ſind fünf Percent derjenigen Summe, um welche die offerierte Arbeit 
oder Lieferung erſtanden werden will, als Vadium beizuſchließen 
welches für den Erſteher als Caution zu dienen hat, oder aber iſt 
die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten 
Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder mit dem vorgeſchriebenen 
Vadium nicht verſehene Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 5. Juni 1892. 2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 62124 
ex 1892. Ref. Nr. 814. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Baunmeiſterarbeiten für 
den Umbau des Haupt⸗Unrathscauales aus Beton in der Ra: 
rolinengafje im IV. Bezirke von Or.⸗Nr. 19 bis in die Luiſen⸗ 
gaſſe mit dem Koſtenerforderniſſe von 2413 fl. 61 kr. und 300 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Re⸗ 
ſidenzſtadt Wien am 22. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vor⸗ 
mittags, im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im 
Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offert— 
verhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinftimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, 
mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu 
überreichen. 
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Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 7. Juli 1892. 1a 


Ad Prot.⸗Nr. 111838 
Ref.⸗Nr. 1617 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Arbeiten für die Herſtellung eines 
Holzſtöckelpflaſters in der Singerſtraße und der Trottoirs dortſelbſt 
aus Asphalte coulé, und zwar: 

1. Der Holzſtöckelpflaſterung im veranſchlagten Koſtenbetrage 
von 16.823 fl. 57 kr., 

2. der Asphaltiererarbeiten im Koſtenbetrage von 5075 fl. 
80 kr. und 200 fl. Pauſchale, 

3. der Steinpflaſterungs arbeiten im Koſtenbetrage von 3049 fl. 
49 kr., 
wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
am 15. Juli d. J., präciſe un 10 Uhr vormittags, im Bureau 
des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Ausmaß, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſenen Vorſchriften im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 2. Juli 1892. 
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Ad Prot.⸗Nr. 22591 
287 ex 1892. IV. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 
Wegen Vergebung der mit 1521 fl. 50 kr. veranſchlagten Bimmer- 
malerarbeiten bei der Renovierung des Curſalons im Stadtparke im J. Be- 


zirke wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 


Wien am Mittwoch 20. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Philipp im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Koſtenanſchläge und die all— 
gemeinen und ſpeciellen Bedingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte iſt 
das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Beſtätigung 
über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag desſelben 
der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen Form 
ausgeſtattete Offerte kann keine Rüchſicht genommen werden. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchräukte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magistrate der k. k. Reichshaupt- und Beſidenzſtadt 

Wien, am 9. Juli 1892. 1 


Prot.⸗Nr. 90580 


BB Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Baumeiſter-, Zimmermauus-, Ban⸗ 
tiſchler⸗ und Möbeltiſchler⸗Arbeiten und der Traverſen-Lieferung 
für die Aufſetzung eines zweiten Stockwerkes auf den einſtöckigen, 
rechtsſeitigen Hof- und den Quertract des Gemeindehauſes im 
II. Bezirke, Kleine Sperlgaſſe Nr. 10 wird vom Magiſtrate der 
k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am Mittwoch den 
13. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im Burean des 
Herrn Magiſtratsrathes Philipp im neuen Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können die Pläne, Koſtenanſchläge und 
die dem Projecte beigeſchloſſenen allgemeinen und ſpeciellen Be— 
dingniſſe im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen 
Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr. ⸗Stempelmarke zu verſehenden Offerte 
iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, oder aber die Be— 
ſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa erfolgten Erlag 
desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehaltn. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichs haupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 6. Juli 1892. 23 
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Ad Prot.⸗Nr. 95248 
ex 1892. IV. 1176. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 

Wegen Sicherſtellung der Lieferung von 70 Sitzbänken nach dem 
Muſter der Ringſtraßenbänke für die ſtädtiſchen Gartenanlagen wird 
vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 
Donnerstag den 21. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, im 
Burtau des Herrn Magiſtratsrathes Philipp im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Auf ſpättr einlaufende Offerte wird keine Mückſicht genommen, 
ſowie auch nur Offerte von gewerbebehördlich berechtigten Geſchäfts— 
leuten Berückſichtigung finden können. 

Unternehmungsluſtige können die Vorſchrift im obigen Bureau 
während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Jedem mit einer 50 kr.-Stempelmarke per⸗Bogen zu ver— 
ſehenden Offerte ſind zehn Percent derjenigen Summe, um welche 
die Lieferung erſtanden werden will, als Vadium beizuſchließen, 
welches für den Erſteher als Caution zu dienen hat. 

Der Stadtrath hat ſich die Ratification des Ergebniſſes der 
Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt 

Wien, den 7. Juli 1892. 


2—3 


Ad Prot.⸗Nr. 120943 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 

Wegen Vergebung der Erd- und Bnnmeifterarbeiten für den 
Neubau eines Hanupt⸗Unrathscanales aus Beton in der Stern⸗ 
gaſſe im XVII. Bezirke vor Or. Nr. 3 und 5 im Koſtenbetrage 
von 1107 fl. 63 kr. und 80 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 21. Juli d. J., 
präciſe um 11 Uhr vormittags, im Burcan des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im Nathhanje (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent— 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil und den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im Stadt— 
bauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Haupteaffa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 
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Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juli 1892. 123 


6.3. 25167 
XI. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Sicherſtellung der Lieferung des für die ſtädtiſchen 
Verſorgungs⸗Anſtalten zu St. Andrä a. d. Traiſen, Ybbs, 


Lieſing, Mauerbach und für das V. Wiener ſtädtiſche Waiſen⸗ 


haus zu Kloſterneuburg in der Heizperiode 1892/93, d. i. in 
der Zeit vom 1. Juli 1892 bis Ende Juni 1893, erforderlichen 
Breunholzes int muthmaßlichen jährlichen Bedarfe, und zwar: 

1. Für die ſtädtiſche Verſorgungs-Anſtalt in St. Andrä a. d. 
Traiſen von 335 Raummetern weichen Scheitern; | 

2. für die ſtädtiſche Verſorgungs-Auſtalt in Ybbs von 
110 Raummetern harten und 60 Raummetern weichen Scheitern; 

3. für die ſtädtiſche Verſorgungs⸗Auſtalt in Lieſing von 
150 Raummetern weichen Scheitern; 

4. für die ſtädtiſche Verforgungs - Anftalt in Mauerbach von 
100 Raummetern harten und 100 Raummetern weichen Scheitern; 

5. für das V. Wiener ſtädtiſche Waiſenhaus zu Kloſterneuburg 
von 40 Raummetern harten und 50 Raummetern weichen 
Scheitern, 

wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am Donnerstag den 14. Anli 1892, um 10 Uhr 


vormittags im Armendepartement im neuen Rathhauſe, I., Lichten 


felsgaſſe Nr. 2, eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abge— 
halten werden. 

Unternehmungsluſtige können die Lieferungsvorſchrift im 
Armendepartement des Wiener Magiſtrates, ſowie im ſtädtiſchen 
Marktcommiſſariate und in den Kanzleien der genannten Anſtalten 
während der gewöhnlichen Aumtsſtunden einſehen, in welch letzteren 
Kanzleien auch verſiegelte Offerte, jedoch nur bis incluſive den 
9. Juli l. J. behufs deren Anherſendung abgegeben werden 
können; im Armendepartement werden Offerte beim Beginne der 
Offertverhandlung angenommen. 

Jedem mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke per Bogen zu ver— 
ſehenden Offerte, welches auf die Lieferung des Holzes für alle 
erwähnten Anſtalten oder für eine oder mehrere derſelben lauten 
kann, ſind fünf Percent derjenigen Summe, um welche die offerierte 
Lieferung erſtanden werden will, als Vadium anzuſchließen, welches 
von den Erſtehern auf zehn Percent zu erhöhen und für letztere 
als Caution zu dienen hat. 

Auf verſpätet einlaugende und auf Offerte, welchen das 
vorgeſchriebene Vadium nicht augeſchloſſen ift, wird keine Rück⸗ 
ſicht genommen. 

Dem Wiener Stadtrathe iſt die Ratification des Ergebniſſes 
der Offertverhandlung, ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den 
ſämmtlichen Offerenten vorbehalten. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, den 27. Juni 1892. 2—2 
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Ad Prot. Nr. 111837 ex 1892. 
Ref.-Nr. 1616. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für den 
Neuban eines Haupt⸗nrathscauales aus Beton in der neuen 
Gaſſe zwiſchen der Jäger- und Kloſternenburgerſtraße im 
II. Bezirke im Koſtenbetrage von 2005 fl. 31 kr. und 300 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz⸗ 
ſtadt Wien am 21. Juli d. J., präciſe um 10 Uhr vormittags, 
im Bureau des Herrn Magiſtratsrathes Siegl im Rathhauſe 
(IV. Stiege, Mezzauin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung 
abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juli 1892. 1-3 


Ad Prot.⸗Nr. 65590 
ex 1892. Ref.-Nr. 877. V. 


Kundmachung. 


(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Bunmeifterarbeiten für den 
Umbau des Haupt-Ünrathscanales in der Siebenſterngaſſe und Boller- 
gaſſt im VII. Bezirke mit dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe 
von 6804 fl. 33 kr. und 1000 fl. Pauſchale wird vom Magiſtrate 
der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien am 22. Zuli d. J., 
präcife um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathts Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Dffertverhandling abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 
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Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Haupteaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem 
Projecte beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung 
zu bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
des betreffenden Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend 
auszufüllen und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als 
Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs⸗Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rüchſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, 
ſowie die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten 
behält ſich der Stadtrath vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juli 1892. 1-3 


Ad Prot.⸗Nr. 80017 
Ref.⸗Nr. 1085 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeiſterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt⸗Unrathscauales aus Beton in der Watt: 
gaſſe im XVI. Bezirke mit dem veranſchlagten Koſtenerforderniſſe 
von 577 fl. 38 kr. und 60 fl. Pauſchale wird vom 5 
der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt Wien am 16. Juli d. J., 
präciſe um 10 Uhr vormittags, im Bureau des Herrn Magiſtrats⸗ 
rathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, Mezzanin), eine öffent⸗ 
liche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift im 
Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amtsſtunden 
einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original-Vorſchrift genau in Übereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe 
dieſes Exemplars beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen 
und, mit einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt 
zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Haupteaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen 
Form ausgeſtattete Offerte wird keine Rückſicht genommen. 

Die Ratification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 4. Juli 1892. 2—3 
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Ref.⸗Nr. 1839 ex 1892. V. 


Kundmachung. 
(Offertausſchreibung.) 


Wegen Vergebung der Erd- und Baumeifterarbeiten für die 
Herſtellung eines Haupt-UMurathscanales aus Beton in der Herbſlſtraße 
im XVI. Bezirke, im Koſtenbetrage von 293 fl. 78 kr. und 30 fl. 
Pauſchale wird vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenz 
ſtadt Wien am 20. Zuli d. J., präciſe um 11 Uhr vormittags, im 
Burtan des Herrn Magiſtratstathes Siegl im Rathhauſe (4. Stiege, 
Mezzanin), eine öffentliche ſchriftliche Offertverhandlung abgehalten 
werden. 

Unternehmungsluſtige können den Plan, das Profil, den 
Koſtenanſchlag und die dem Projecte beigeſchloſſene Vorſchrift 
im Stadtbauamte ebendaſelbſt während der gewöhnlichen Amts⸗ 
ſtunden einſehen. 

Exemplare der bezüglichen Vorſchrift können bei der ſtädtiſchen 
Hauptcaſſa gegen Erlag von 10 kr. bezogen werden. 

Offerenten haben ein derartiges Exemplar mit der dem Projecte 
beiliegenden Original⸗Vorſchrift genau in üÜbereinſtimmung zu 
bringen, beziehungsweiſe zu ergänzen, ſodann die am Schluſſe dieſes 
Exemplares beigedruckte Erklärung entſprechend auszufüllen und, mit 
einer 50 kr.⸗Stempelmarke verſehen, als Offert verſiegelt zu überreichen. 

Dem Offerte iſt das vorgeſchriebene Vadium anzuſchließen, 
oder aber die Beſtätigung über den bei der ſtädtiſchen Hauptcaſſa 
erfolgten Erlag desſelben der Offertverhandlungs-Commiſſion zu 
übergeben. 

Auf verſpätet einlangende oder nicht in der vorgeſchriebenen Form 
ausgeſtattete Offerte wird keine Nückſicht genommen. 

Die Natification des Ergebniſſes der Offertverhandlung, ſowie 
die uneingeſchränkte Wahl unter den ſämmtlichen Offerenten behält 
ſich der Magiſtrat vor. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 7. Juli 1892. 2—3 
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8. 16514 
XIV. 


Kundmachung. 


(Localcommiſſion im XIV. Bezirk.) 

Über die von Herrn Rupert Wimmer, Maſchinenfabrikanten 
in Wien VII., Kaiſerſtraße 20, geſtellte Bitte um Bewilligung 
zur Erbauung eines zwei Stoch hohen Wohn- und Jabriksgebäudes 
im XIV. Wiener Gemeindebgzicke, Märzſtraße Or.-Ur. 82, und um 
Genehmigung der gewerblichen Betriebsanlage zur Ausübung des 
Gewerbes der Erzeugung von Jaquard- und Deſſinkartenſchlag— 
Maſchinen auf der Realität Grundb.⸗Einl.⸗Z. 1225, Rudolfsheim, 
Cat.⸗Parc. 346/13 und 1027 findet zur Erhebung der Zuläſſig— 
keit der Bauführung, ſowie der Betriebsanlage in Gemäßheit des 
§ 25 der Bauordnung und der SS 27 und 29 der Gewerbe— 
ordnung Montag am 25. Juli 1892, vormittags 11 Uhr eine Local- 
commiſſion ſtatt. 

Die Commiſſionsmitglieder verſammeln ſich am Cardinal 
Rauſcher-Platze, Ecke der Hollochergaſſe im XIV. Wiener Gemeinde- 
bezirke. 

Dieſes wird mit dem Beiſatze zur allgemeinen Kenntnis ge— 
bracht, dass allfällige Einwendungen gegen die Bauführung und 
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die Betriebsanlage entweder ſchriftlich bis zum obigen Tage hier- 
amts zu überreichen oder mündlich bei der Commiſſion ſelbſt 
anzubringen ſind, widrigenfalls der Ausführung der Anlage ſtatt— 
gegeben werden wird, ſoferne ſich nicht von amtswegen Bedenken 
dagegen ergeben. 

Die Pläne liegen bis zum Commiſſionstage im hieſigen 
Bezirksamte zur Einſicht auf. 

Magiſtratiſches Itzirksamt für den XIV. und XV. Bezirk 

als politiſche Behörde I. Inſtanz 
Wien, am 6. Juli 1892. 


2—3 


6.8. 24491 
Kl. 


Kundmachung. 


(Armenſtiftungen.) 


Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt- und Reſidenzſtadt Wien 
wird hiemit bekannt gemacht, daſs beim Johannesſpital-Stiftungs⸗ 
fonde nachſtehende Stiftplätze in Erledigung gekommen ſind: 

1. Ein Maria Thereſia Thür'ſcher Johannesſpital⸗Stiftplatz 
für eine arme Perſon mit dem Genuſſe von monatlich 3 fl. 70 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 10. October 1779 iſt beſonders 
auf Verwandte der Stifterin zu reflectieren und hat ſich ſelbe und 
ihre Univerſalerben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

2. Ein Johann Georg Puffenauer'ſcher Johannesſpital⸗ 
Stiftplatz für eine arme Mannsperſon mit dem Genuſſe von 
monatlich 3 fl. 90 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 4. Juli 1753 hat der Stifter 
dem Karl Joſef Edlinger und deſſen Deſcendenten das Präſen- 
tationsrecht vorbehalten und wurde ſelbes zuletzt vom Hofrathe 
Edlen von Platzer ausgeübt. | 

3. Ein Johanna Gräfin v. Apremont-Lyndau'ſcher 
Johannesſpital⸗Stiftplatz für eine arme alte Perſon männlichen 
oder weiblichen Geſchlechtes mit dem Genuſſe von monatlich 5 fl. 
30 kr. | 

Laut Fundationsbriefes vom 30. November 1772 hat die 
Stifterin das Präſentationsrecht ihren Univerſalerbinnen, der 
Gräfin von Schrattenbach und der Gräfin von Pikler und 
ihren Nachkömmlingen, vermacht. 

4. Ein Joſef Chriſtoph Edler von Zorn'iſcher Johannes⸗ 
ſpital⸗Stiftplatz für eine alte Manns- oder Weibsperſon mit dem 
Genuſſe von monatlich 3 fl. 50 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 31. October 1748 hat der 
Stifter ſich und ſeinen Erben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

5. Ein Maria Anna Freiin von Im bſe n'ſcher Johannes⸗ 
ſpital⸗Stiftplatz für eine arme alte Mannsperſon mit dem Genuſſe 
von monatlich 5 fl. 40 kr. 

Laut Fundationsbriefes vom 4. März 1730 hat die Stifterin 
ſich und ihren Erben das Präſentationsrecht vorbehalten. 

6. Ein Maria Anna Schnabl'ſcher Johannesſpital⸗Stift⸗ 
platz für einen armen weiblichen Dienſtboten mit dem Genuſſe 
von monatlich 3 fl. 35 kr. 
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Laut Fundationsbriefes vom 1. März 1746 wurde das 
Präſentationsrecht dem Anton Grafen von Bergen vorbehalten 
und hat zuletzt Graf Anton Friedrich von Mitrofsky dieſes 
Recht ausgeübt. 

Diejenigen Perſonen, welche auf das Präſentationsrecht zu 
einer dieſer Stiftungen Anſpruch erheben zu können glauben, 
wollen unter Nachweiſung ihres Rechtstitels bis läugſtens 
15. Juli 1892 eine ſtiftbriefmäßig geeignete Perſon anher präſen— 
tieren. 


Gewerbeſ ſchale in Sechshaus 
Referate: | 
14. Vice⸗Bürgermeiſter Dr. Richter, betreffend Statthalterei-Erlaſs 
vom 25. Juni 1892, 8. 4083 bezüglich Beitragsleiſung des 
Staates zur Wienfluſs-Regulierung 
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Nach fruchtloſem Ablaufe dieſes Termines wird die Beſetzung 
der vorerwähnten Stiftplätze von amtswegen erfolgen. 

Vom Magiſtrate der k. k. Reichshaupt⸗ und Reſidenzſtadt 
Wien, am 25. Juni 1892. 3-3 
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